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A. GERICHTSPRAXIS

I. Venvalhmgsgericht

l
Verfahren

§ 16 Abs. l VRP (Einreichung einer schriftlichen Vollmacht) steUt eine
Ordnungsvorschrift dar, deren Nichtbeachtung nicht eo ipso die Umvirk-
samkeit des Vertretungsverhältnisses zur Folge hat.

Ans den Erwägungen:

3. c) Nach § 16 Abs. l VRP hat der von einer Partei bestellte Vertre-
ter eine schriftliche Vollmacht des Auftraggebers einzureichen. Im Unter-
lassungsfall kann ihm die Behörde zur Einreichung der Vollmacht eine
Frist ansetzen mit der Androhung, class bei Nichtbeachtung der Auffor-
cierung auf das Verfahren nicht eingetreten werde (vgl. § 16 Abs 2 VRP).

Das Verwaltungsgericht hat im Präjudiz 339/77 vom l. Sept. 1977 ent-
schieden, dass § 16 Abs. l VRP eine Ordnungsvorschrift bildet, deren
Niditbeachtufig nicht eo ipso die Unwirksamkeit des Vertretungsverhaltms-
ses zur Folge hat. Viehtiehf bleibt es der z.uständigen Behörde überlassen,
ob sie eitle feiilende schriftliche VoUmacht nachträglich einverlangen will
oder nicht (vgl. VGE 339/77 vom l. Sept. 1977, Erw. 3, Prot. S. 365 mit
Hinweisen auf Art. 11 Abs. 2 VwG und BGE 99 V 181 und Art. 29 OG/
Birchmeier W., Bunclesrechtspflege, S. 30ff.; Imboden/Rhinow, Schweiz.

Verwaltungsrechtsprechung, Nr. 29). Diese Rechtsprechung wurde im
Entscheid VGE 302/78 vom 22. März 1978, Erw .3, Prot. S. 38, ausdrück-

lich bestätigt und in der Literatur (zustimmend) erwähnt (vgt, J. Hensler,
Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde im Kanton Scliwyz, S. 112). An die-
ser verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung ist weiterhin festzuhalten.

Im übrigen geht auch die ausserkantonale Rechtsprechung davon aus,
dass das kantonale Verfahrensrecht grundsätzlich auf eine schriftliche
Vollmacht für einen patentierten Anwalt verzichten kann (vgl. Rhi-
now/Krähenmann, Schweizerische Verwaltungsrechtsprechung, Ergän-

zungsband 1990, Nr. 29 B. III.a mit Hinweis auf BGE 106 IV 245; vgi.
auch A. Marti, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Kanton Schaffhausen,
S. 197 oben und Fussnote 35, wonach davon abweichend im Kanton

Zürich die Einreichung der Vollmacht Gültigkeitserfordernis sei). Schliess-
lich hat das Bundesgericht im Entscheid BGE 117 la 444, Erw. Ib u.a. aus-
geführt, dass ein Anwalt im kantonalen Verfahren (nach kantonalem
Reclit) auch aufgrund einer mündlich zu Protokoll erklärten oder konklu-
dent erteilten Vollmacht zugelassen werden kann (vgl. ferner auch EGV-
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SZ 1977 betreffend stillschweigende Ermachtigung und «Anscheinsvoll-
macht»),
(VGE 1046/97 vom 21. November 1997; gegen diesen Entscheid wurde
staatsrechtiiche Beschwerde erhoben.)

2
Verfahren

Bei erkennbaren Vertretun^sverhaftnsssen müssen gf'unäsätzlich alle
behönUichen Zusfellungen un den Vertreter erfolgen (S /6 Abs .3 VRP).

Ans den Erwügungen:

3. a) Der Vorinstanz ist beizupflichten, dass nach gesetzlicher Vor-
schrift und konstanter Praxis Verfügungen und Entscheide bei Vertre-
tungsverhaltnissen (mit Vollmacht) dem Verfrefer und nicht dem Vertrete-
neu zugestellt werden müssen (analog gilt auch, dass der Lauf der Rechts-
miftelfrist durch die Zustellung an den Vertreter zu laufen beginnt, vgl. S
7 der Vollzugsverordnung zum Steuergesetz, VVzSlG i.V.m. §§ l und 16
Abs. 3 der Verordnung über die Verwaitungsrechtspflege, VRP, wonach -
solange die Partei die Vollmacht nicht widerruft -- ihr Vertreter als Emp-
fäfiger aller behöräUchen Zustelhmgen gilt; vg!. Rhinow/Krähenmann,
Schweizerische Verwaltungsrechtsprechung, Erganzungsband 1990, Nr.
29, B, III.e mit zahlreichen Hinweisen, u.a. auf BGE 113 Ib 296ff.; vgl.

auch VGE 619/97 vom 11. Juni 1997, lit. d; Baur/Klöti-Weber/Koch/Mei-
er/Ursprung, Kommentar zum Aargauer Steuergesetz, N, 32 zu S 127; StE
1984, B 93.6 Nr. 2 = VGE-ZH vom 8. Nov. 1983, Blumenstein/Locher, Sy-
stem des SteuerreciUs, 5. A., S. 362). Es ist dann Sache des Vertreters, die

betreffende (dem Vertreter zugestellte) Postsendung dem Vertretenen
weiterzuteiten bzw. den Vertretenen über den Inhalt dieser Postsendung
zu unterrichten.
(VGE 620/97 vom 28. Oktober 1997).

3
Verfahren

Rechtliches Gehör; zweiter Schfifteiwechsel; Gmtuisnfz der Gieichbe-
handhmg der Parteien.

Aus den Erwägungen:

2. a) Der Bescbwercteführer macht geltend, es liege eine formefle und
materielle Rechtsverweigerimg vor, da ihm die von der Vorinstanz einge-
holte Replik der Gemeinde nie zugestellt worden sei. Er beanstandet,
dass er auf die in der Replikschrift angeführten Anträge und Beweise gar
keine Stellung beziehen konnte (...).

b) Die Behörde räumt den Parteien das Recht ein, sich zu den für die



Verfügung oder den Entscheid massgebenden Tatsachen zu äussern und
an den Beweisabnahmen teilzunehmen (§ 21 Abs. l Verordnung über die
Verwaltungsrechtspflege, VRP, nGS 11-225). Der Gehörsanspmch ist
überdies eine aus Art. 4 Bundesverfassung (BV) abgeleitete verfassungs-
rechtliche Minimalgarantie (vgl. Rhinow/Krähenmann, Schweiz. Verwal-
tungsrechtsprechung, Nr. 82, BI), wobei die bundesrechtlichen Minimal-
garantien durch § 21 VRP abgedeckt sind. Im Gehörsanspruch enthalten
ist das Recht des Einzelnen, sich zu bevorstehenden, ihn betreffenden ho-

heitlichen Anordnungen zu äussern, sowie der Anspruch, in seinen Vor-
bringen auch tatsächlich gehört und ernstgenommen zu werden. Die Trag-
weise des Gehörsanspruchs bestimmt sich insbesondere nach der Interes-
sentage im EinzeIfaH (vgl. VGE 184/95 vom 28. Febr. 1996, Et-w. 2b mit
Verweis auf Rhmow/Krahenmann, a.a.O., S. 262f.). Das rechtliche Gehör

dient insbesondere auch der richtigen Sachverhaltsabklarung, weil der
Grundsatz ein kontradiktorisches Verfahren auslöst (vgl. Kölz/Haner,
Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, Rz. 52,

S. 40, mit Hinweis auf BGE 117 la 268).
Nach § 4l VRP kann die Rechtsmittelinstanz auf Antrag der Vorin-

stanz oder der Parteien oder von Amtes wegen einen zweiten Scfiriften-

Wechsel anordnen. Aus Art. 4 BV ergibt sich grundsätzlich kein Anspruch,
in einer weiteren Eingabe zur Antwort der Gegenpartei oder der Behör-
de Stellung zu nehmen. Werden aber in der Antwort erhebliche neue Ar-

gumente vorgebracht, auf welche die entscheidende Behörde abzustellen
gedenkt, so ist der Partei (welche zu den neuen ArgumentenA^orbrin-

gen/Akten usw. noch nicht Stellung nehmen konnte) eine weitere Einga-
be zu gestatten. Ganz allgemein muss eine Partei zu Fragen tatsächlicher
Natur, die für die Entscheidung der Streitsache erheblich sind, angehört
werden (vgl. A. Haefliger, Alle Schweizer sind vor dem Gesetze gleich,
S. 137f. mit Hinweisen).

Der Grundsatz der Gleichbefsanälung der Parteien verpflichtet die
Behörden, die «Waffengieichheit» zwischen den am Verfiihren Beteiligten
zu gewährleisten und die Rechte, Pflichten und Lasten gleichmässig unter
ihnen aufzuteilen. Dieser Grundsatz ist ein wesentlicher Bestandteil von
Art. 6 Ziff. l EMRK. Er ergibt sich aber auch aus Art. 4 Abs. l BV. Es
muss den Parteien insbesondere Gelegenheit gegeben werden, ihre Sache
je in angemessener Form vorzubringen. Sie sollen die gleichen prozessua-
len Chancen haben, mit ihren Standpunkten durchzudringen (vgl.
Kölz/Häner, a.a.O-, Rz. 54, S. 4l).

c) (...) Zusammenfassend geht es nicht an, class eine Behörde im Rah-
men eines zweiten SchriftenwechseJs nur die Replik einholt und in ihrem
Entscheid inassgeblich auf diese Replik (und die damit eingereichten Un-
terlagen) abstellt, ohne die Gegenseite über den Inhalt der Replik (und
die neu eingereichten Unterlagen) zu informieren und ihr Gelegenheit zur
Einreichung einer Duplik einzuräumen.
(VGE 826/96 vom 20. Februar 1997).
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4
Verfahren

Kosfenauftage bei pflichtwüirsgt'fn Verhalfen.

Ans den Erwägungen:

6. (,..) Nach konstanter Praxis auferlegt das Verwaltungsgericht dem
obsiegenden Beschwerdeführer die Verfahrenskosten, wenn clieser mit
seinem rechtswidrigen Verhalten das betreffende Besdnverdeverfahren
verursacht hat (vgl. VGE 6H/91 vom 23.9.92, Erw. 7, Prot. S. 1Ü02; VGE
515/82 vom 15. Okt. 1991, Erw. 8, Prof. S. 939; VGE 505/88 vom 20. Sept.
1988, Erw. 7, Prot. S, 761; VGE 547+548/88 vom 24. Okt, 1988, Erw. 7,
Prot. S. 829). Auch im vorliegenden Fafl hat der Beschwerdefüiu'er dafür
einzustehen, dass er mit seinem dargelegten pfiichtwidrigen Verhalten den
Eriass der zugrundeliegenden Verfügung vom l. April 1996 ausgelöst so-
wie die daran anschliessenden Beschwercteverfahren verursacht hat. Dem-
entsprechend rechtfertigt es sich, die Verfahrens koste n dem Beschwerde-
führer aufzuerlegen. Analog hat der Beschwerdeführer auch die vorin"

stanzlichen Verfahrenskosten zu tragen und fällt die Zusprcchung einer
Parteientschadigung ausser Betracht. (...).
(VGE 612/96 vom 17. Januar 1997).

5
Verfahren

Zusfiwdigkeil bei Beschwerde gegen eine Verj'ügung einer privaten Was-
ser verso rgn f igsansta lt.

Aus den Erwägungen:

l. Ei) Der Beschwerdeführer beruft sich bezüglich der Zustandigkeit des
als Beschwerdeinstanz angerufenen Regierungsrates auf § 45 Abs. l lit. c
VRP, wonach der Regierungsrat für Verwatfungsbeschwerden gegcii die
in ^ l lit. b und § 2 Abs. l lit. a bezeichneten Organe Beschwerdeinstanz
ist, In § l lit. b VRP wird auf die Organe privatrechtlicher Organisatio-
nen, welche mit einer öflenttichen Aufgabe betreut sind, verwiesen. Die

Wasserversorgung (...) ist unstreitig eine private Organisation, welche mit
einer öffentiichen Aufgabe betraut ist.

In Art, 2 Abs. 3 des Reglementes der Gemeinde X. über die Er-
teilung von Wasserversorgungs-Konzessionen wird demgegenüber iestge-
halten, dass der Gemeinderat erste Beschwerdeinstanz gegenüber den
Verfügungen der konzessionierten Wasserversorgung ist. Es wird diesbe-
zügiich auf § 45 Abs. l tit. a VRP verwiesen. In § 45 Abs. 2 VRP wird im
weiteren festgehalten, dass Vorschriften, welche andere Behörden als zu-
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ständige Instanzen für Verwaltungsbeschwerden bezeichnen, vorbehalten
bleiben. Ob die Gemeinde, gestützt auf § 45 Abs. 2 VRP befugt ist, sol-
ehe Vorschriften zu erlassen, kann vorliegend jedoch aus nachfolgenden
Gründen offen bleiben.

b) Nach dem Verweis in § 45 Abs. l lit. c VRP müsste angenommen
werden, der Regierungsrat sei Bcschwerdeinstanz gegen Verfügungen, die
von Privaten ausgehen, denen die Bezirke und Gemeinden eine Aufgabe
übertragen haben. Der Wortlaut in lit. c ist jedoch zu weit (vgl. Mächler,
Die Erfüliung von Gemeindeaufgaben durch ausgegliederte Vervvaltungs-
einheilen, EGV 1989, S. 169, Anm. 77).

Es ist vorliegend zu beachten, class gemass kantonaier Regelung die
Gemeinden für die Groberschlicssung der Bauzonen verantwortlich sind
(§ 38 Abs. l PBG). Soweit die Versorgung mit Wasser oder Energie nicht
durch die Gemeinde oder ihre Anstalten erfolgt, obliegt die Pflicht zur
Grobe rschiiessung dem betreffenden Versorgungswerk (§ 38 Abs. 3
PBG). In diesem Fail hat aber die Gemeinde das Rechtsverhältnis zwi-
sehen ihr und dem Versorgungswerk durch Konzession zu regeln (§ 38
Abs. 4 PBG). Der Mindestinhalt der Konzession ist im PBG festgelegt
(§ 38 Abs. 4 PBG). Im übrigen liegt es in der Autonomie der Gemeinde,
die Konzessionsbedingungen festzulegen. Da die Groberschliessung
grundsätzlich Pflicht und Aufgabe der Gemeinde ist, muss ihr in diesem
Bereich eine gewisse Autonomie und eine gewisse Einwirkungsmöglich-
keit zugestanden werden, sofern sie die Erschliessung - wie hier - einer
privatrechtlichen Anstalt oder Körperschaft überträgt bzw. beiässt. Aus
Art. 2 Abs. 3 des Reglementes der Gemeinde X. über die Erteilung von
Wassen'ersorgungs-Konzessionen ist ersichtlich, dass die konzessionierten
Wasset'versorgungsanstalten und -körperschaften gemäss dem Willen der

Gemeindeversammlung der Gemeinde unterstehen, auch wenn es sich
hierbei um private Organisationen handelt. Dieser Wille des Gemeinde-
gesetzgebers ist zu beachten, soweit er den Rahmen der Gemeindeauto-
nomie nicht überschreitet.

Sofern die Gemeindeversammtung eine gemäss kantonalem Recht ihr
obliegende Aufgabe einem Privaten überträgt oder belässt, liegt es auch
in ihrer Kompetenz - im Rahmen des übergeordneten Rechts ~- die Aus-
gestattung des Rechtsverhaltnisses zwischen ihr und dem Konzessionär zu
bestimmen. Es muss ihr deshalb auch zugestanden werden, Verfügungen
des konzessionierten Privaten erstinstanzlich auf die Übereinstimmung
mit der von ihr erlassenen und der Konzession zu Grunde liegenden

Rechtsordmmg zu überpnifen. Mit der in § 38 Abs. l PBG statuierten
Verantwortlichkeit der Gemeinden für die GroberschHessung wird ihr
auch die Aufstellt über die mit der Erschliessung betrauten Privaten über-
tragen. Mit diesem Aufsicbtsrecht nwss ihr auch eine Emwirkungsmög-
lichkeit bei Streitigkeiten bezüglich Verfügungen der konzessionierten
Privaten gewahrt werden. In diesem Sinne ist Art. 2 Abs. 3 des Regle-
mentes der Gemeinde X. über die Erteihmg von Wasserversorgungs-Kon-



zessionen, wonach der Gemeinderat erste Beschwerdeinstanz gegenüber
den Verfügungen der konzessionierten Wasserversorgungen ist, als recht-
massig zu beurteilen. Der Beschwerdeweg hat grundsätzlich der admini-
stratfven Aufsicht zu folgen (Machtet', a.a.o., S. 169, Anm, 77). Die Ver-
sorgungswerke können in zwei Formen ausgestaltet werden. Entweder
wird der Betrieb durch die Gemeinde selber geführt (evtl. in der Form ei-
ner gemeindeeigcnen Anstatt), oder er wird durch konzessionierte Priva-
te gettihri. Im ersten Fall führt der Rechtsweg erstmstanztich zum Ge-

meinderat (ii 45 Abs. l fit. a VRP); es ist kein Grund ersichtlich, weshalb
der Rechtsweg im zweiten Fall anders sein sott.

Aufgrund der Vorgaben im PBG und aufgrund der Regelung durch die
Gemeindeversammlung sind die Organe der mit einer Wasserversor-
gungskonzcssion ausgeslatteten privdten Anstalten oder Körperschat'ten
als dem Gemeinderat unterstellte Organe im Sinne von § 45 Abs, I iit. a
VRP zu betrachten, weshalb erstinstanztich der Gemeinderat zur Beur-
teilung der Rechtmässigkeit der Verfügungen dieser Privaten zuständig
ist. (...).

(VGE 704/97 vom 27. Juni !997).

6
Vollstreckungsrechf

- A bbmchbefehl; Tragweite einer Beihuiung: Mit dein Erwerb des cme
Bannüne oittuütenden Gmndstückes unä der Beihuiung der neuen Ei-

^entümerin in das Rechtsmiftelverfuhren gegen den Abbrnciibefehi. wur-
de das (wuwgefochten gebliebene) Ergebnis, wonach die Rechtsfnitd'iin-
sumz dvn an die Gmnäeigentümerschaft anknüpfenden Abbfuchhefehl
bestätigt hat, auch au f die. ins Verfahren eifihezo^ene Heue Eigendonenn
ausgedehnt.

Ein Grnndeigentüfnef (Käufer) vermag keine bessere Rechtsposidon w
erwerben als sie sein Reciitsvorgimger (Verkäufer) innehatte,

Aus den Erwügnngen:

2, a) Die Beschwerdeführerin stösst sich sinngemäss darein, dass der

ursprünglich gegen X. (als damalige Grundeigentümerin) gerichtete Ab-
bruchbefehl nunmehr gegen sie selbst (als derzeitige Grundeigentlimerm)
eingesetzt werde, bzw. dass nun sie anstelle der damaligen Grundeigentii-

merin in die Pflicht genommen werde. (...)

b) Aus dem Umstand, wonach sich der Abbruchbefehf (Sachveriugung)
an die Rechtsvorgängerin richtete, kann die Beschwerdeführerm aus den
folgenden Gründen nichts zu ihren Gunsten ableiten. Die heutige Grund-
eigentümerin übersieht die Tragweite der Beiiadung, welche im Rechts-
mittetverfahren gegen den Abbruchbefehl erfolgte, Nach § 14 Abs, 3 VRP

10



kann die Behörde denjenigen, der durch eine Verfügung oder einen Ent-
scheid voraussichtlich in schützenswerten Interessen betroffen wird, auf
sein Gesuch hin oder auf Antrag einer Partei oder von Amtes wegen als
Nebenpartei in das Verfahren einbeziehen. Die Verfügung oder der Ent-
scheid wird auch gegenüber dem Beigeladenen rechtswirksam (§ 14 Abs, 3
VRP).

Sinn der Beiladung ist es somit, die Rechtskraft eines Entscheiäes eben-
falls auf Dritte, die Beigeladenen, auswäehnen, damit diese in einem spü-
ler gegen sie gerichteten Verfahren den Enlscheitl im Beiladungsprozess ge-
gen sich gellen lassen müssen (vgl. Attitio R. Gaclola, Das vervvaltungsin-
terne Beschwerdeverfahren, S. 264 mit zalilreichen Hinweisen, u.a. auf

BVR 1989, S. 160, Gygi, Bundesverwaltungsrechtspflege, S. 183f.; Kölz,
Kommentar zum VRG-ZH, § 21 N. 90; vgl. auch J. Hensler, Die Verwat-

tungsgerichtsbeschweixle im Kanton Schwyz, S. 36; Kölz/Häner, Verwal-
tungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, Rz. 232, 535;
ZB11989, S. 246; AG VE 1994, S. 472; U. Beeler, Die widerrechtliche Bau-
te, 1984, S. 91f.). Die Beiladung dient der Prozessökonomie. Da sich die
Rechtskraft des Entscheides auch £uif die Beigeladenen erstreckt, wird zu-
gleich vermieden, dass über denselben Streitgegenstanci ein zweites Ver-
fahren anzustrengen ist (vgl. Kölz/Häner, a.a.O., Rz. 535).

c) Gegenstand des Verwaltungsbeschwercleverfahrens (Nr. 660) vor Re-
gierungsrat bildete der Abbruchbefehl des Gemeinderates vom (...) 1993.
Darnach hat die Grundeigentümerin die Bauruine auf KTN (Z) abzubre-
chen und das Gelände instand zu stellen. Diese Verpfiichlung knüpft an
die Eigentümereigenschaft des betroffenen Grundstücks an. Im Verlaufe
des Verwaltungsbeschwercleverfahrens (Nr. 660) kam es zu einem Eigen-
tumswechsel (per ... Mai 1994). Als neue Eigentümerin des Grundstücks
KTN (Z) war die Beschwercleführerin durch den Abbruchbefehl - da-
durch dass ihre Eigentumsgarantie (Art. 22tel BV) tangiert ist - offenkun-
dig in ihren schutzwürdigen Interessen betroffen und folglich vom Justiz-
departement zu Recht ins Verfahren beigeladen worden (vgl. auch VGE
635/88 v, 23. Mai 1989, Erw. l, Prot. 433). Dass die Beschwerdeführerm
damals einen Parteiwechsel ablehnte, änderte an ihrer Stellung als Beige-
ladene nichts. Die Beiladung erfolgt durch Akt der Rechtsmittelinstanz
mit oder ohne Antrag der Beizuladenden (vgl. § 14 Abs. l VRP; Kölz,
a.a.O, Rz. 90 zu § 21).

Im Rahmen der Bciladung wurde der neuen Eigenttimerin und heuti-
gen Beschwerdeführerin das rechtliche Gehör gewährt (vgl. RRB Nr. 660
vom 16. April 1996, Ingress F). Wenn sie damals verzichtete, das rechtli-
ehe Gehör tiuszuschöpfen, ändert dies nichts an der Verbindlichkeit des
ohne ihre Mitwirkung zustande gekommenen Entscheids (vgl. die gesetz-
liche Rechtsfolge von § 14 Abs. 3 VRP; vgl. auch AGVE 1994, S. 473 un-
ten). Dies gilt erst recht, wenn im zit. RRB Nr.660 vom 16.April 1996 aus-
drücklich darauf hingewiesen wurde, dass mit der Beiladung die Rechts-
kraft des den Abbruch bestätigenden Entscheides auch auf die neue

Il



Eigentümerm ausgedehnt werde (vgl. zit. RRB, Erw. lc/aa/bb). Falls die
Beschwerdeführerin gegen diese in $ 14 Abs,3 VRP normierte Rcchtsfol-
ge hätte opponicren wollen, hatte sie damals gegen den zif. RRB Nr. 660
vom 36. April 1996 (ausgehend von der Rechtsmittelbelehrung in Dispo-
sitiv-Ziffer 4) reclitzeilig VerwaltungsgericJitsbeschweräe erheben müs-
sen, Die Beschwerdeführerin liat dies untei'Jassen, weshalb diesbezügliche
Einwendungen verspätet sind und in diesem Verfahren darauf nicht ein-
zutreten ist. Abgesehen davon ist auf den aHgemeinen Reciitsgrundsatz
hinzuweisen, wonach ein Grundeigentümer (Käufer) keine bessere
Rechtsposition zu erwerben vermag, als sie sein Rechtsvorgänger (Ver-

kaufer) innehatte (vgi. BVR 1997, S. 32 mit Hinweis auf BVR 1987,S. 364,
wonach sich der Erwerber das Wissen oder Wissenmüsscn der Verkäuter-

schaft bzw. des Rechtsvorgiingers anrechnen lassen muss, cinsonst durch
Veräusserung einer rechtswidrigen Baute die Wiederiierstellung des
rechtmässigen Zustnndes vereitelt werden könnte).
(VGE 817/96 vom 17. Januar 1997).

7
VerwalfuitgsgerichtHche Klage

- Staafshaftnnifsrec/if: Khi^e mit der suin^emassen Be.^ründitng «Vernuch-

lüssigung (ler Aufsichtspflicfit durch den Kanton Schwyz im Bereich der
Krankwversicherung»;

il] casii ist für alIfäHige Vemwgenseinbussen eines Arztes nichf das Ver-
füllten der in Fmge kommenden Finiktionare, somiern (hisjenige des Pu-
{ie/ifen, welcher FIonomrschuhiner ist, (uUiquui kauwl,

Aus dem Sachverhaü:

Ein Arzt behandelte im Februar 1996 einen Patienten, welcher damals
noch bei keiner Krankcnkasse versichert war. Der Patient liess die Ho-
nonn'rechnung unbezahlt. In der Folge beantragte der Arzt im Januar
1997 bei der kantonalen Ausgleichskasse erl'olgtos, dass sein ehemaliger
Patient rückwirkend und zwangsweise einer Krankenkasse zuzuweisen
sei. Im März 1997 stellte der Arzt dem kantonalen Amt für Gesundheit
und Soziales Rechnung für sein entgangenes Arzthonorar. Am 5. April
1997 reichte der Arzt beim Verwaltungsgericht «Klage gegen den Kanton
Schwyz bzw. gegen das Dep. des Innern, Abt. Gesundheit und Kranken-
Versicherung» ein «wegen Vernachlässigung der KontroIipHicht über die
obligatorische Krankenversicherung gemass KVG Art, 6». Das Verwal-
tungsgericht nahm diese Eingabe, soweit es darauf eintreten konnte, als
Schadenersatzklage nach Staatshaftungsrecht entgegen und wies die Kla-
ge ab.
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Ans den Erwägungen:

2. a) Nach Art. 3 Abs. l des Bundesgesetzes über die Krankenversiche-

rung vom 18. März 1994, in Kraft seit dem l. Jan. 1996 (KVG, SR
832.102), muss sich jede Person mit Wohnsitz in der Schweiz innert clrci-
er Monaten nach der Wohnsitznainne oder der Geburt in der Schweiz für
Krankenpflege versichern oder von ihrem gesetzlichen Vertreter bezie-
hungsweise ihrer gesetzlichen Vertreterin versichern lassen. Gemass Art. 5

Abs. 2 KVG beginnt die Versicherung bei verspätetem BeitriU im Zeit-
punkt des Beitritts. Bei nicht entschuldbarer Verspätung entrichtet die
versicherte Person einen Prämlenzuschfag. Die Kantone sorgen für die
Eifih altung der Versichet'ungspf!icfit (Art. 6 Abs. l KVG). Die vom Kan-
tön bezeichnete Behörde weist Personen, die ihrer Versicherungspfiicht
nicht rechtzeitig nachkommen, einem Versicherer zu (Art. 6 Abs. 2 KVG).

Nach Art. 10 Abs. l der Krankenversicherungsverordnung (KW, SR
832,102) informieren die Kantone periodisch die Bevölkerung über die
Versicherungspflicht. Sie achten insbesondere darauf, dass Personen, die
aus dem Ausland zuziehen, sowie Eltern von Neugeborenen rechtzeitig
informiert werden.

Im kantonalen Gesetz über die Prämienverbilligung in der Kranken-
pflegeversicherung vom 6. Sept. 1995 (PVG, nGS III-334) wird in § 10
Abs. l PVG normiert, class der Regienuigsrat die Stellen für die Durch-
führung des Obligatoriums der Krankenpftegeversicherung bezeichnet.
Gemäss § 3 Abs. l der kantonalen Vollzugsverordnung vom 16. Jan.1996
zum PVG (VVzPVG, nGS III-335) führen die Ausgleichskasse Schwyz
und die Einwohnerkontrollen der Gemeinden das Obligatorium der
Krankenpflegeversicherung durch. Für die Kontrolle der Versicherungs-

pflicht sorgen die Ehmohnerkomroflen der Gemeinden nach Weisung der
Ansgleichskfisse (§ 3 Abs. 2 VVzPVG). Jede Person, die in eine Gemein-
de zuzieht, ist verpflichtet, der Einwohnerkontrolle den Nachweis vorzu-

legen, dass sie und ihre Familienangehörigen für Kranken pflege versichert
sind (§ 14 Abs. l VVzPVG). Die Einwohnerkonf rolle kann diesen Nach-
weis für jede versicherungspflichtige Person, insbesondere auch für nach
dem Zuzug geborene Kinder, verlangen (§ 14 Abs. 2 WzPVG). Stellt die
Einwohnerkontrolle fest, dass eine Person die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung nicht abgeschlossen hat, meldet sie dies der Aus-
gleichskassc (§ 15 Abs. l VVzPVG). Die Ausgleichskasse verfügt die Zu-
Weisung nicht versicherter Personen an einen anerkannten Krankenversi-
cherer oder gegebenenfalls die Befreiung von der Versicherungspflicht
(§ 15 Abs. 2 VVzPVG).

b) Haben Versicherer und Leistungserbringer nichts anderes verein-
bart, so schulden die Versicherten den Leistungserbringem die Vergütung
der Leistung. Die Versicherten haben in diesem Fall gegenüber dem Ver-
sicherer einen Anspruch auf Rückerstattung (System des Tiers garant, vgl.
Art. 42 Abs. l KVG). Versicherer und Leistungserbringer können verein-
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baren, dass der Versichere!' die Vergütung schutdet (System des Tiers
payant, vgL Art. 42 Abs. 2 KVG),

Gemäss Art. 20 des Kollektiv-Vertrages zwischen der Neuen Arztcge-
selischat't des Kantons Schwyz und dem Verband der Krankenkassen im
Kanton Schwyz vom 18,,20. Nov, !971 ist grtiinlsäl^.fic/i der Versicherte Ho-
fwrurschu Idnvr. Die Neue Arztegesettschaft erklärt sich aber bereit, direkt

mit der Kasse abzurechnen (vgl. Sammlung der Erfasse, Tarife, Verträge
und Vereinbarungen ctes Verbandes der Krankenkassen im Kanton

Schwyz, ZifT. 3.1, Art. 20, Satz l und 2). Im Anhang zum erwähnten Kol-
lektivvertrag vom 25, Okt. 1990 wird normiert:

l. Auf cUtsdrücklichen Wunsch einzelner Arzte können die Krankenkas-
sen auf die Abgabe eincs Krankenscheines beziehungsweise auf eine
Kostenguf Sprache verzichten.

2. Das Risiko für die Kosten nicht teistungsberechtigter Patienten tragt in
diesem Fall der Arzt. In einem solchen Fa!t haben die Kassentunk-
tionare den Rechnungssteller umgehend zu informieren und die Unter-
Jagen zu retournieren.

(vgl. zit. Sammlung, Zit'f. 3,1.2)

c) Was die Rechtspfle^e anbelangt, normiert Art. 85 Abs. t KVG, dass
gegen Verfügungen innerhalb von 30 Tagen nach der Eröffnung beim Ver-
sicherer Einspräche erhoben werden kann. Gegen Einspracheentscheide
kann innert 30 Tagen nach der Erötf'nung bei dem vom Kanton bezeich-

neten Versicherungsgericht Verwaltungsgerichtsbeschwerde eingereicht
werden (vgl. Art. 86 Abs, l KVG). Nach S 35 Abs, 2 der kantonalen Ge-

richtsordnung (GO, nGS 11-125) und gestützt auf § 13 Abs. l PVG ist das
Verwallungsgericht das kantonale Versicherungsgericiit im Sinne der
Bundesgesctzgebung (bzw. im Sinne von Art, 86 KVG).

Streitigkeiten zwischen Versicherern imci Leistungserbringern entschei-
det ein Schiedsgericht (Art. 89 Abs, I KVG). Das Schiedsgericht ist auch
zuständig, wenn die versicherte Person die Vergütung schuldet (System
des Tiers garant, Art. 42 Abs, l KV); in diesem Fall vertritt ihr Versiche-
rer sie auf eigene Kosten (Art, 89 Abs, 3 KVG). Im Kanton Schwyz setzt
sich das Schiedsgericht zusammen aus dem Präsidenten des Kantonsge-
ricfits (Obmann), einem Vertreter der Krankenkassen und einem Vertre-
ter der Medizinalpersonen (vgl. Art. 89 Abs. 3 KVG i.V.m. der Verord-

nung über die schiedsgerichtliche Erledigung von Streitigkeiten zwischen
KrankenkEissen einerseits und Ärzten, Apothekern, Chiropraktoren, Heb-
ammen, medizinischen Hitfspersonen, Laboratorien oder Heilanstalten
anderseits, nGS Ili-338).

d) Hinsichtlich der allgemeinen Aufsicht hat der Gesetzgeber vorgese-
hen, dass der Bundesrat den Vollzug des Krankenversicherimgsgesetzes
überwacht und entsprechende Bestimmungen erlasst (vgt. Botschaft über
die Revision der Krankenversicherung vom 28. Jan. 1992, S. 149). In
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Art. 24 KW wird die Aufsiclit über die Versicherungstätigkeit auf zwei
Bundesämter aufgeteilt (BSV und BPV). Die Beitrittskontrolle obliegt
hingegen den Kantonen (Art. 6 Abs. l KVG). Im Kanton Schwyz sorgen
die Einwohnerkontrollen der Gemeinden nach Weisung der Ausgleichs-
kasse für die Kontrolle der Versichenmgspflicht (§ 3 Abs. 2 VVzPVG).
DerVollzug des kantonaten Pramienverbilligungsgesetzes inkl. die Durch-
fülu-ung des Obligatoriums der Krankenpflegeversicherung wird vom De-
partement des Innern überwacht (vgl. § 9 PVG i.V.m. § l VVzPVG). So-
mit ergibt sich in bezug auf die Durchführung des Versicherimgsobligato-
riums in der Krankenversicherung auf kantonaler Ebene folgende (hier-
archische) Aufsichtsregelung:

• die in § 3 Abs. 2 WzPVG enthaltene Weisungsbefugnis schliesst es mit
ein, dass die kantonale Ausgleichskasse hinsichtlich der von den kom-
munalen Einwohnerkontrollen vorzunehmenden Kontrollen der Versi-

cherungspflicht gewisse Aufsichtsfunktionen wahrzunehmen hat; mithin
fungiert die kantonale Ausgleichskasse in diesem Bereicli als unterste
Aufsichtsinstanz;

• dieser untersten Aufsichtsinstanz übergeordnet ist das Departement des
Innern, welches den Gesetzesvollzug zu überwachen hat (§ l VVz
PVG); mithin gilt in diesem Bereich das Departement des Innern als
untere Aufsichtsinstanz (vgl. auch § 3 Abs. 2 des Einführungsgesetztes
zum AHVG/IVG, EGzAHVG, nGS IEI-354, wonach in Verwaitungsan-
gelegenheiten und bei der Erfüllung von Aufgaben, die der Kanton der
Ausgieichskasse Schwyz übertragen hat, die Ausgleichskasse der Auf-
sieht des zuständigen Departementes untersteht);

• die regelmassige und systematische Aufsicht über die kantonate Ver-
waltung, wozu aucli das Departement des Innern gehört, wird vom Re-

gierungsrat ausgeübt (vgl. § 4 Abs. 3 der Verordnung über die Organi-
sation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung); mithin gilt
der Regierungsrat als obere Aufsichtsinstanz;

• die Oberaufsiclit über die Kantonsverwaltung steht schliesslich nach
§ 40 der Kantonsverfassung dem Kantonsrat zu; mithin fungiert der
Kantonsrat als oberste Aufsichtsinstanz.

e) Die als «Klage gegen den Kanton Schwyz bzw. gegen das Dept. des
Innern, Abt. Gesundheit und Krankenversicherung» bezeichnete Eingabe
vom 5, April 1997 (...) enthält - einmal abgesehen von der Geltendma-
chung etnes Anspruches auf Schadenersatz (...) - keinen ausdruckHchen
Antrag. Soweit der Kläger mit dieser Eingabe ganz generell Mangel oder
Verzögerungen im Voilzug des Krankenversicherungsobligatoriums bean-
standen möchte, worauf gewisse Formulierungen hindeuten (...), kann das
Verwaltungsgericht darauf mangels Zuständigkeit nicht eintreten, da es
nach dem Gesagten Aufgabe der oben angeführten Instanzen ist, die Auf-
sieht über die Durchführung des Versichenmgsobligatoriums in der Kran-
kenversicherung wahrzunehmen (vgl. oben, Erwägung 2d). In diesem Sin-
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ne kann das Verwaltimgsgericht insoweit auf die voriiegeiule Eingabe
vom 5, April 1997 nicht eintreten, a!s der Kläger damit aufsichtsrechttiche
Aspekte beurteilt haben wollte,

Der Kläger macht indessen in seiner Eingabe an das Verwaltungsge-
rieht («wegen Vernachlässigung der Aufsichtspfficht durch den Kanton
Schwyz») tiusdritcklich auch einen Anspruch auf' Scfuidcnersat!, gellend. Im

privaten wie im öi'ieiitlichen Haftpflichtrecht gilt der Grundsatz, dass der
Geschädigte einen Schaden selbst tragen muss, wenn nicht eine gesetzli-
ehe Bestimmung dessen Uberwäizung auf einen Dritten vorsieht. Gemäss
Lehre und ständiger Rechtspcechung besteht eine Haftung des Gemein-
wesens nur dort und insoweit, als eine geschriebene Norm des eidgenös-

sischen oder kantonaien Rechts sie ausdrücklich einführt (sog. Legalitats-
oder Gesetzmassigkeitsprinzip, vgl. I.Vetter-Schreiber, Staatliche Haftung
bei mangelhafter BVG-Aufsichtstätigkcit, in SZS 1997, S. 13411, S. 135 mit
Hinweisen, u.a. auf Gross, Schweizerisches Staatshaftungsrecht, Bern
1995, S. 114ff,). Das KVG sieht keine spezielle Haftungsregelung für die
Aufsichtsbehörden vor. Das Aufsichtsverhattnis ist öflentlich-rechtlicher
Natur. Soweit die Scluidigung in Ausiibung von hoheitlichen bzw. amtli-
chen Verrichtungen erfolgte, richtet sich die Haftung von KVG-Auf-
sichtsbehörden nach den uUgememen öffenÜtch-rechtUchefi Vemntwoft-
Uchkeitsbestimmungen (vgl. LVetter-Schreiber, a.a.0., S. 135, per analo-
giam). Die Haftung schwyzerischer Aufsichlsbehörden erfolgt nach dem
Gesetz über die Haftung des Gemeinwesens und die Verantwortlichkeit
seiner Funktionäre (Staatshaftungsgesetz, StHG, nGS 1-102). Das Vcr-
waltungsgericht ist zustiwdi^ für die Beurteilung von Klagen, die sich auf
Ansprüche aus dem Staatshaftimgsgesetz beziehen (vgi. ?? 14 Abs. l StHG
i.V.m. § 67 Abs. l fit. c und lit. g der Verordnung über die Verwaltungs-
reciitspflege, VRP). Nachdem der Kläger ausdrücklich einen Anspruch
auf Schadenersatz geltend macht und die Beurteilung solcher Forderun"
gen dem Verwaltungsgericht obliegt, ist die vorliegende Eingabe vom
5. April 1997 als Schütiei{ersa(?,klage nach Suuitshaftungsrechf entgegenzu-
nehmen.

Für das verwaltungsgerichUiche Klage verfahre n sind die S<;? 9 bis 16
VRP sowie §?; 18 bis 33 VRP und im übrigen die Bestimmungen der Zi-
viiprozessordnung (ZPO, nGS 11-211) sinngemass anwendbar (vgl. § 70
VRP).

3. a) Das Gemeinwesen haftet für den Schaden, den ein Fimktionär in
Ausübung hoheitlicher Verrichtungen einem Dritten widen-echtlich zu-
fügt (?? 3 StHG). Die Haftung setzt demnach voraus:

- die Verursachung eines Schadens;

- die Zufügung dieses Schadens durch einen Funktionär des Gemeinwe-
sens in Ausübung hoheklicher Verriclitungen, wobei der Kreis der
Funktionäre in S l Abs. 2 StHG umsclmeben wird;
die Widen'echttichkeit der Schadenszufügung;
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einen adäquaten Kausalzusammenhang zwischen dem Verhalten des

Funktionars und dem eingetretenen Schaden;
- das Fehlen eines Haftungsbefreiungsgruncles gemäss Art. 44 Abs. l OR

in Verbindung mit § 12 StHG.

Die Haftung des Gemeinwesens ist eine Kausalhaftung, weshalb es für
den einem Dritten zugefügten Schaden auch aufzukommen hat, wenn
dem Funktionär kein Verschulden vorgeworfen werden kann. Diese Re-
geiung stimmt mit derjenigen des Bundesgesetzcs über die Verantwort-
lichkeit des Bundes sowie seiner Behördemitglieder und Beamten vom
14. März 1958 (SR 170.32, Vemntwortlichkeitsgesetz, Art. 3 Abs. l und 4)
überein (vgl. VGE 713/94 vom 22. Dez.1995, Erw .2a mit Hinweisen).

Das Staatshaftungsgesetz definiert den Begriff des Schadens und des
Kausalzusammenhanges zwischen dem Schaden und dem schädigenden
Ereignis nicht näher. Zur Auslegung dieser Begriffe kann jedoch die zi-
vilrechtliche Rechtsprechung im Gebiet des Sclia de n ersatz rechtes heran-
gezogen werden (vgl. BGE 107 Ib 162, Erw. 2 betr. Kanton Schwyz).

b) Der Kläger stützt seinen geltend gemachten Anspruch sinngemass
darauf ab, dass ihm der Kanton Schwyz widerrechtiich Schaden zugefügt
habe, da «wegen Vernachlässigung der Aufsichtspflicht durch den Kanton
Sclnvyz» die «Honorar-Rechnung (,..)^> für die Behandlung eines (damals)
keiner Krankenversicherung angeschlossenen Patienten an keinen Kran-

kenversicherer gerichtet werden konnte. Nach Auffassung des Klägers
hätte die zuständige Stelle den betreffenden Patienten nachträglich und
riickwirkend einem Krankciwcrsicherer zuweisen müssen, worauf die
Arztrechnung für die Behancliung im Februar 1996 von dieser Krnnken-
Versicherung zu bezahlen gewesen wäre. Diese sinngemasse Argumenta-

tion scheitert aus folgenden Gründen.

aa) Vorab ist folgendes festzuhalten: Ob anstelle des Kantons (welcher
grundsätzlich für die Handlungen bzw. Unterlassungen der Funktionäre
des Kantons, inkl. die Durchführung von übertragenen Aufgaben durch
Mitarbeiter der kantonalen Ausglcichskassc einzusteiien liat, vgl. § 3
i.V.m. § l Abs. 2 lit. b StHG i.V.m. § 10 Abs. 2 EGzAHVG) oder neben
diesem die betreffende Gemeinde, deren Emwohnerkontrolte die Einhal-
tung des Krankenversicherungsobiigatoriums zu kontrollieren heit, ins
Recht gefasst werden könnte, ist nicht zu prüfen, da der Kläger nur den
Kanton belangt. In der Folge wird deshalb nur die Haftung des Kantons
beurteilt.

bb) Die Haftungsvoraussetzung «Vorliegen eines Schadens» ist vorlie-
gend nicht ausgewiesen. Der Sciiiaclen entspricht der Differenz zwischen

dem gegenwärtigen Vermögensstand und dem Stand, den das Vermögen
ohne das schädigende Ereignis hatte (vgl. BGE iö7 Ib 162, Erw. 2a mit
Hinweis; vgl. auch Oftinger/Stark, Schweizerisches Haftpfliclitreciit, Allg.
Teil, Bei. I, S. 72, Rz. 9; VGE 603/95 vom 25. Okt. 1996, Erw. 3c).

Es ist zu prüfen, wer Schuldner der Vergütung ist. Der Patient steht
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zum frei praktizierenden Arzt in einem Aitftm^verhiiitn'is geinws Art.
394/'f. OR; er schuldet dein Arzt das Honorar (vgl. Alfred Maurer, Das
neue Krankcnversichcrungsrecht, S. 76). Das neue KVG stellt das «Sy-
stem des Tiers garant» in den Vordergrund. Danach schuldet der Versi-

chertc (als Lcistungsempfänger) die Vergütung, und er hat gegenüber sei-
nern Veff.ichefer Anspruch auf deren Rücküi-stattuny. Diese Regel gilt
(wie schon im alten Recht), wenn nichts anderes zwischen Versichere!'
und Leistungserbringer vereinbtirt ist (vgt, Art, 42 Abs. l KVG i.V.m. der
Botschaft zum KVG. BBJ Nr. 3 Bei, I v. 28.1.1992, S. 170). Im vorliegen-
den Fall ist keine Vereinhtirung zwischen Krankenversicherer und Lei-

stungserbringer ersichtlich, wonach die (im Kanton Schwyz tätigen) Kran-
kenversicherer die Vergütung für Leistungen an Persuncn schuhlen, wei-
die noch keiner Krunkenvcrsscherun^ ufi^escfilosscn sind (vgl. oben, Erw.
2b und die dort enthattenen Ausfütirungen zur Vereinbarung zwischen der
Neuen Arzfegeseilschaff des Kantons Schwyz und dem Verband der
Knmkenkassen ini Kanton Schwyz). Liegt keine derartige Vereinbarung
vor, gilt nach KVG (ArE.42 Abs. l KVG), aEier aucli nach Massgabe des
Obtigationenrechfs (Auftragsrecht), offenkundig der Putient, wülciier die
medizinischen Behandtungsieislungen in Auftrag gegeben und empfangen
hat, nach wie vor als Honomrschiddner. Der Kläger hat für die Behnnd-

lung im Februar 1996 wie bisher einen (Hrekten Honorurunspruch ge^en-
über dem betreffenden Patienten (dies gilt cUich für ailfälligen Inkassonuf-
wand, soweit er auf den Schuldner überwälzbar ist). Für die Durchsetzung
einer solchen Honorarforderung stehen dem Anspruchsberechtigten u.a.
die Mittel der Schutdbetreibung zur Verfügung. Bei dieser Sachlage ver-
halt es sich mitiun so, dass der Kläger unge<ichtet der Frage, ob überhaupt
und inwiefern den vollziehenden Organen bei der Durcht'ülmmg des
Krankenversichenmgsobtigatoriuins irgendwelche Pflichtverletzungen an-

zulasten waren (und insofern ein schädigendes Ereignis vorläge), weiter-
hin eine Honorartorderung gegenüber dem betreffenden Patienten tUif"
weist (welche u.a. auf dem ordentliclien Schuldbetrcibungswege eingefor-
dert werden kann). Der Kläger bringt nicht ansatzweise vor, dass er
seinen Patienten erfolglos betrieben habe, oder dass ein allfäiliger Reclits-
vorschtag nicht habe beseitigt werden können. Znsammenfassenü ist l'cst-
zuhalten, dass in Anbetracht des gegenüber dem Patienten bestehenden
Anspruches auf finanzielle Abgeltung der vom Kläger erbrachten Lei-
stungen, wobei dieser Anspruch ungeachtet des Verhaltens der Aul-sichts-

organe besteht, der Eintritt eines Vermögensschndens vom Kläger nicht
nachgewiesen worden ist.

cc) Selbst wenn entgegen den vorstetietuien Ausführungen ein Vermö-
gensschaden a nz u nehmen wäre, läge kein wuierrcclitliches Verhalten vor
und wäre auch die Vomnssetuin^ des udiiqiwfen Kausalznsamnienfuuigs
nicht gegeben. Dns Versichenmgsobiigatorium (im Sinne von Art. 3
KVG) ist neu per l, Jan. 1996 m Kraft geset7.t worden, weshalb der Um-
stand, wonach der betreffende Pctticnl nicht schon vor dem 9. Fcbr. 1996
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(== Datum der l. Arztkonsultation) hinsichtlich Versicherungspflicht kon-
trolliert und einem Kranken versiehe re r zugewiesen worden war (sondern

erst ab t. August 1996 der ... Krankenkasse angeschlossen wurde), kein
rechtswifitiges Verhalten der betreffenden Funktiomu'e darstellt (vgl. dazu
Rhinow/ Krähen matm, Schweiz. Verwaltungsreclifsprecliung, Ergänzungs-
band 1990, Nr. 105 B. VI, v.a. iit. f, wonach die Frage, ob eine bestimmte
Verfalirensdauer angemessen ist, im Hinblick auf die Natur und den Um-
fang des Rechtsstreits beurteilt werden muss). Mit anderen Worten ist im
Umstand, wonach im 2. Monat nach Inkraftsetzung einer neuen Regelung
noch nicht sämtliche Personen auf die Einhaltung des Versicherungsobii-
gatoriums in der Krankenversicherung kontrolliert wurden, grunclsatztich
kein rechtswidriges Verhalten der vollziehenden Organe zu erblicken.

Abgesehen davon übersieht der Kläger, dass das Krankenversiche-
rungsverhaltnis (im Gegensatz zur AHV/IV) nicht von Gesetzes wegen
entstellt. Vielmehr auferlegt Art. 3 Abs. l KVG den betreffenden Perso-
nen die Pflicht, durch eine Beitrittserklarung, d.li. durch einen Antrag ge-
genüber einem zugelassenen Versicheret', sich versichern zu lassen. Wenn

eine Person ihrer Versichemngspflicht nicht rechtzeitig nachkommt, wird
sie von der zuständigen kantonalen Behörde einem Versicherer zugewie-
sen (vgt. Maurer, a.a.O., S. 38f. mit Hinweis auf Art. 6 Abs. 2 KVG). Art.
5 Abs. 2 KVG schreibt ausdrücklich vor, dass bei verspätetem Beitritt die
Versicherung im Zeitpunkt des Beiintfs beginnt. War aber der betreffende
Patient im Zeitpunkt der beiden Konsultationen beim Kläger (am ...
Febr. 1996) unbestrittencrmassen keiner Krankenversicherung ange-
schlössen (was der Kläger offenbar auch wusste, vgl. ...) und beginnt bei
einem verspäteten Beitritt die Versichcrungswirkung erst im Beitrittszeit-
punkt, kann grundsätzlich kein Krankenversicherer zur (nachträgliclien
bzw. rückwirkendcn) Übernahme von Kosten für Leistungen, welche vor
dem Beitritt erbracht wurden, verpflichtet werden, wie dies der Kläger
von den Voilzugsorganen u.a. verlangte (...). Vielmehr gilt in solchen Fäl-
len wie erwähnt der Empfänger der Leistung als Honorarschuldner (...).

Am vorliegenden Ergebnis vermag auch der Umstand nichts zu ändern,
dass der Gesetzgeber zur Durchsetzung des Versicherungsobtigatoriums
einen Pramienzuschlag (Art. 5 Abs. 2 KVG) sowie rigorose Strafclrohun-
gen (Art. 92 iit. a KVG) vorgesehen hat (vgl. Maurer, a.a.O., S. 39).

Nach dem Gesagten ist im konkreten Fall nach dem gewöhnlichen Laut'
der Dinge für die allfällige Vermögenseinbusse (bisher fehlende Deckung
eines Arzthonorars für eine Behandlung im Februar 1996, Verzugszins
und allenfalls Inkassoaufwand) nicht das Verhalten der in Frage kom-
menden Funktionäre adäquat kausal, sondern dEisjenige des Patienten und
Auftraggebers, welcher die Arztrechnung nicht bezahlt hat (wobei den
vorliegenden Akten der Grund des Zahlungsaussfandes nicht zu entneh-
men ist). Zusammenfassend ist festzuhalten, dass zwischen dem Verhalten
der mit der Durchfiihrung des KrankenversichenmgsobHgatoriums be-
trauten Funktionare und der vom betreffenden Patienten noch nicht be-
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zahlten Arztrechnung für eine Behandlung ini Februar 1996 kein adaqud-
ler Kciusalzusammenhang bestellt.
(VGE 1014/97 vom 13, Juni 1997).

8
PIammgs- und lltuirecht

BauhewiHi^Kn^sverfuhren. Das geanüerk' Bauprojekt tritt an die Steile
des ursprünglichen.

Aus (h'n Envä^un^en:

3. Wenn jemand eine Bewilligung für ein Bauvorhnben beantragt, hat
er einen gesetzlich testgeiegten Verfahrensweg zu cturcfilauten. Nach Ein-
reichung eines konkreten Baugesuches wird das Bauvorhcibefi öft'entlich

aufgelegt (S 78 PBG). Wahrend der Auftaget'rist kann gegen das Bauvor-
haben Einspräche erhoben werden (?? 80 PBG). Baubcwiiiigungs- und
Einspracheentscheidc können kantonal beim Rcgiüi'ungsrnt und Verwal-

tungygericht angefochten werden (?? 82 PBG). Mit den Bnuarbeiten darf
ersf begonnen werden, wenn die Baubewilligung und die Entscheide über
öft'entlich- und ziviirechtiiche Einsprachen rechtskmftig sind (?i 85 PBG).

Für den vortiegencten Fal! ist von Bedeutung, ctass Gegenstand eines
Baugesuches niti- em ProjekE ((tlicntatls mehrere Bciuten Liml'ctssend) sein

kann, und class sich das eingereichte Projekt über alle bauruchtlich rele-
vanten Aspekte eindeutig und klar zu aussern hat. Das geaiulcrte Pt-ojekt
tritt grundsätzlich an die Stelle des ursprünglichen Projektes (vgl. auch
AJdo Znugg, Kommentar zum Baugesefz des Kantons Bern, Art. 33

N 15).
Das ursprünglich eingereidite und dem Verfahren vor dein Regie-

rungsrat zugrunde liegende Baugesuch hat diesen Antbrderungeti ent-
sprochen. Hinsichtiich des nmslritteiten Dachgesctiosses war nur die ur-
S|mmgliche Gesuchseingabe Verfaiu-ensgegeiistanä. Es ist nun unbestrit-
tcn, dass die Bauherrschatl aucii weiterhin dieses ursprüngliche

Bauprojekf realisieren möchte (vgl. ,,.). Nachdem der Regierungsrat ent-
schieden hat, dass die Dachgeschossfiache zu gross isl, um als Nicht-Votl-

geschoss akzeptiert werden zu können, hatte sich die Bauherrschaft aber
- «damit für die BaUttusl'üimmg nicht weitere Verzögerungen entstehen»

(Schreiben ...) - entschieden, eine bewitligungst'ähige PYQ^ekWfuierting
einzureichen. Damit trat grundsätzlich das geänderte Bauprojekt an die
Stelle des ursprüngiichen (vgt, auch neue Baubewiiligung des Gemeinde-
ratcs Y. ...). //; casu isf entscheidenü, ätiss im Rahmen des bisheri^t'n Be-
wiUigungsvcrjahrens zwischem.dtlich das abgeitncU'rte Bun^esuch i'echls-

kriiftig hewilii^t, und dus im Amtsblatt /Vr. (...) publiz.idflc Bauhewiffi-
gnngsverfulif'en somit ubgeschh^en wnfden is!, Dies wiedenmi gestattet
der Bauhen'schaft, in Nachachtung von § 85 PBG mit dem Bau zu begin-
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neu. Würde man bei dieser Ausgangslage der beschwerdeführerischen Ar-
gumentation folgen und das ursprüngliche Bnuprojekt oline Einleitung ei-
nes neuen BaubewiUigungsverfahrens im Rahmen des bisherigen Verfah-
rens weiter beurteilen, wären - was die Bauherrschaft mit der Einrei-

chung der ProjekUinderung aber gerade ennögiichen wollte - die
Voraussetzungen für den Baubeginn nicht gegeben, weil die Spemvirkung
von $ 85 PBG sicii auf den ganzen, das eingeleitete Verfahren abschlies-
senden Baubewilligungsentscheicl bezieht (vgt. auch E. Zimmerlin, Bau-
gcsctz des Kantons Aargau, § 54 N 5). Hat sich mithin das konkrete, dem
angefoc/itenen Regieningsrütsbeschlnss zugrunde liegende Bauhewilli-
gnn^sver fahren mit der rechtskmfti^en ßewilligung des geänderten Projek-
(es erledig sind die beiden Bescfmerdeverfaiiren gfundsiitzüch als gegen-
stfindslos geworden am Protokoll abzuschreiben (§ 28 VRP). Soweit die
Bcschwcrdeführer den kritisierten regierungsratlichen Standpunkt betref-
fencl Dachgcschoss dennocli durcli das Verwaltungsgericht grundsätzlicli
(Gemeinde) bzw. Zwecks Erlangung einer Baubewilligung für das ur-
sprünglich eingereicfite Projekt konkret (Bauiierrschaft) überprüft liaben
wollen, ist mangels aktuellem Rechtsschutzinteresse darauf niclit einzu-
treten. Die Rechte der Bauhen-schEift und von Dritten sind in den vom

Planungs- und Baugcsctz vorgesehenen Verfahren wahrzunehmen
(t)§ 77ff. PBG; VGE 1027/97 v. 22.8.97, Erw. 2). Der angefochtene RRB
beruht - wie bereits dargelegt ~ aber nicht auf einem zurzeit noch hangi-
gen Baubewilligungsverfahren. Eine abstrakte Normenkontrolle (mit
Ausnahme von § 51 lit. el VRP) ist zudem nicht zulässig.

An diesem Beschwercleergebnis vermögen die Einwände der Be-
schwerdeführer nichts zu ändern. Es geht nicht an, mit einer Projektän-
derung die Sperrwirkung von § 85 PBG aufzuheben bzw. einen rasclien
Baubcginn zu ermöglichen und gleichzeitig die Weiterfülmmg des ur-
sprünglichen Bewiiligungsverfahrens zu verlangen. Dies käme einer Um-
geiiung von § 85 PBG gleich. Wenn jemand eine Projektänderung ein-
reicht, um ein Bauvorhaben schnelicr realisieren zu können, so kann er

nachträglich grundsätzlich nur über ein neues Baubewilligimgsverfahren
die Baubewilligung für das ursprüngliche Baugesuch erlangen.
(VGE 1029/1032/97 vom 22. August 1997).

9
PIanungs- und üamecht

Ein GestaltungspUm bmifcht nicht notwendigerweise. das gesamte mit ei-
ner Gestahungspkmpflicht überlngerfc Gebiet zu umfassen.

- Der Erlass eines Gestaltungsplww als Sonäermttzun^sphm setzt nicht

voraus, (Sass eine rec/ifskrafiige ErscfiliessnHgsplanuHg vorliegt.
Beim Erlass eines Gestultungsplanes mnss nodi keine hinreichenäe Zu-

fahrt vorliegen.
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Aus den Erwägungen:

5. b) Die Beschwerdetührer bringen vor, der Regierungsrat habe sicli
nicht mit dem Einwancl befasst, wonach der Gestaltungsplan (...) unzulas-

sigerweise nur einen Teil des ini ZonenE^Idn mit der Gestatfungsplan-
pflicht belegten Areats umfasse (,,.).

Dieser Einwand ist unbehelflich. Wie in der vorinstanzlichen Vernehm-
lcissung (...) zutreffend (Utsget'ührt wird, brauclit ein GestaHungsplan nicht
notwendigerweise das gesamte mit einer Gestaltungsplanpt'licht überta-
gerte Gebiet zu umfassen. Es können nebeneinander mehrere Gestai-
dtiigspliine erlassen werden, sofern die Vordussetzung der Mindestfiache
gemass ^ 24 Abs, t PBG (Pianungs- und Bciugesefz, nGS IV-493, in der
Fassung vom 14. Mai 1987) eriuilt wird, und die tdngiei-ten Grundei-
gentümer, deren Parzellen im Einzugsgcbiet liegen, dem betreffenden Ge-

stnttungsplan zusfinimen (vgl. $ 30 Abs. l PBG in der Fassung vom
14. Mai 1987). Anzufügen ist, dass mit der Teilrevision des PBG, welche
vom Schwyzer StimmvoJk am l. Dez. 1996 EingenoiTunen wurde, im ab-
geänderten § 30 Abs. l PBG vom Prinzip der Einsfimmigkeif für den Er-
lass eines Gestaltungsplanes abgewichen wurde (so genügt neu der An-
trag eines oder mehrerer Grundeigentümer, denen mindestens die Hälfte

des Einzugsgebietes gehört). (...)

6. ci) Streitig ist ini wesentlichen das Verhältnis zwischen Gestalfungs-
und Erschliessungsptanung sowie die Frage der gegebenen Erschliessbar-
keit des vom GestaJtungsE')tan betroffenen Grundstücks.

b) Die Beschwerdefiihrer argumentieren u.a., da der Begriff «Er-
schliessung» Bundesrecht darsteile, lülge automatisch, dnss der Gestai-

tungsplan nachrangige Bedeutung erlange. Die Ersciiliessungsptanung ha-
be zumindest gleichzeitig mit der GestalUmgspianung einherzugehen (...).

c) Dieser Argumentation kann nicht gefolgt werden. Wie der Regie-
rungsrat in seinen Erwägungen zutreffend ausgeführt hat, ergibt sich we-
der aus dem Bundcsrecht noch aus dem kantonalen Recht eine Ver-

pfiichtimg der Gemeinden, Zonen- und Erschiiessungsplane gleichzeitig
zu erlassen. Ebensowenig ist eine rechfskrät'tige Erschliessungsplanung
Voraussetzung dafür, dass Gestaltungspläne als Sondernutzungspiäne er-
lassen werden können (vgL angefocht. RRB, Erw. 5b, mit Hinweisen, u.a.

auf EGV-SZ 1991, Nr. 50; vgl. auch VGE 724+726+730/95 vom 30.4.1996,
Erw, 6c und VGE 662/91 vom 28. Nov. 1991, Erw. 4, Prot, S. 1214 unten

sowie S. 1216 oben). Das Bundesrecht betont zwar die Abhängigkeit von
Nutzungsplanung und Erschticssung (vgt, Art. 15 lit. b RPG i.V.m. Art. t9
RPG), kennt jedoch das Instrument des Erschliessimgsplans im Gegen-
satz zum Rieht- und Nutzungsplan nicht (vgl. Art. 6ff. und Art. I4ff.

RPG). Im kantonalen Recht wird der Erschliessungspian in den §S 22 und
23 PBG geregelt. In der am l. Dez. 1996 angenommenen Teifrevision des
PBGs wird ^ 23 PBG abgeändert, ohne dass chimit von der bisherigen
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Rechtslage (wonach kein gleichzeitiger Erlass von Nutzungs- bzw. Gestal-
tungsplänen einerseits und Erschliessungsplanen anderseits ertbrderiich
ist) abgewichen wurde.

d) Zusammenfassend ergibt sicfi, dass das Vorhandensein eines Er-
schliessungsplanes nicht Voraussetzung ist für den Erlass eines Gestal-
tungsplanes. Die beiden - rechtlich gleichrangigen ~- Sondernutzungsptä-
ne und die durch diese aufgestellten baulichen Sondernutzimgspläne sind
zu berücksichtigen, wenn es um die Erteilung einer konkreten Baubewil-
ligung geht. Der Einwand der Beschwercleführer, wonacli für den Erlass
eines Gestaltungspianes bereits ein Erscliliessungsplan vorliegen müsse,

geht somit fehl.

e) Schliesslich muss entgegen der Auffassung der Beschwerdefiihrer im
Zeitpunkt des Erlasses eines Gestaltungsplanes noch keine (in tatsäcbli-
eher und rechtlicher Hinsicht) hinreichende Zufahrt vorliegen. Das Ver-
waitungsgericht Iiat dicsbezügtich im Entscheid VGE 596/88 vom 24. Jan.
1989 (Erw. 4b) u.a. ausgeführt, S 30 Abs. l PBG (in der Fassung vom
14. Mai 1987) verlange nicht,

«dass das Einzugsgebiet des beabsichtigten Gestillt u ngspltines bereits (hinreichend)
(grob)erschlossen ist. (Falls man der gegenieihgen Auffasssung fotgeii wollte, wonach
der Eräass eines Gestaltuiigspfanes nur zulässig wäre, wenn eine hinreichende Zufiihri
bereits bcstuiKie, müsste § 30 Abs. t PBG folgend ermasse n lauten; <Gesta{Uingspläne>
werden auf Antrag sainlliclier Grundeigentiimcr des rrsi'ttttissem'n [bzw. genügend zu-
gänglichen] Einzugsgebietes vom Oemeinderat erlasse!!.

Im weiteren ergibt sich inich aus der Gi'si'lzessystffiniftk, da&s der Eriass von Gestal-
tungsptäncn grundsätziich keinen bestimmten Erschlie&sungsgrad voraussetzt (vgl. die
Einordming des Abschnittes <Gestaltiingsplan> [3()ßl PBG} im Kapitel <II. Raunipia-
nung, als Ziff. 2 des Unterkapitels D Erlass kommunaler NiKzungspläno; die Er-
schliessLing hingegen wird im Kapitel <iII. Erschliessung> geregelt, vgi. ferner § 53[Bau-
reife] im KapiEel <IV. Kantunale BauvoFschriftcn>).»

(vgL Prot. S, 105 unten)

An diesen Ausführungen ist weiterhin festzuhalten, zumal der Gesetz-
geber im Rahmen der erwähnten Teiirevision des PBGs keine Änderung
im oben dargelegten Sinne («auf Antrag ,., Grundeigentümer des e.r-
schlossenen Einzugsgebietes») einführte. Ini Einklang mit der Vorin-
stanz II ist festzuhalten, dass es genügt, wenn die Erschliessbarkeit in
tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht möglich ist, was im vorliegenden
Fall aus den technischen Unterlagen abzuleiten ist (...).
(VGE 806+807/96 vom 17. Januar 1997).

Drei dagegen erhobene staatsrechtliche Beschwerden hat das Bundes-
gericht, soweit es darauf eingetreten ist, mit Urteil l A. 77/1997, l P.
165/1997 + l P. 189/1997 vom 13. August 1997 abgewiesen.
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10
Gememderechf

- ,^' hSf: GOG, § 29 FBGG (nGS 1/70). Sifid Abtmüenmgsimsrage üer
Exekifüve fittn von ihr cui fg es feilt vn itficf vernbschiede tfn Voi'tinsc/iidg
(wUissfich der Gemeindeversufnmhmg z.iiüissi^?

Aus dein Sdchverhult:

Der Bezirksrat Einsiedeln hat 'dm 24. Oktober 1997 die ordentliche Be-
zirksgemeindeverscimmlung auf Freitag, 7. November 1997, einberufen
und unter Ziffer l die Genehmigung des Vomnschhiges und die Fcstset-
zung des Steuerfusses für 1998 traktandiert. Die entsprechende Botschaft
wurde allen HaushaHungen des Bezirks zugestellt. Der Bezirksrat rech-

nete mit einer Zusicherung von Leistungen des Finanzausgleichs durch
den Kanton von Fr. 6847070.". Mit Schreiben vom 29. Oktober 1997 ieil-

te der Vorsteher des kantonalen Fimmzdepnrtementes dem Bezirksrat
mit, die ini Voranschiag vorgesehene Zusichemng von Leistungen des Fi-
nanzausgJeiches werde um Fr. 1.3 Mio. gekürzt, weil nach Ansicht des Re-

gierungsrates der Voranschlag 1998 dem Grundsatz der Sparsamkeit nach
S 5 des Gesetzes über den FimmzhaushnJt der Bezirke und Gemcinclen
(FBGG) nicht entspreche. In der Folge stimmte der Bezirksrat am 6, No-
vember 1997 einem abgeänderten Voranschtag zu. so dass sich die bean-
(ragte Finanzausgieichsleistung um Fr. l 303 500,-- reduzierte. Am folgen-
den Vcrsammlungslag orientierte der Bezirksammann m der lokalen Zei-

tung über die Abweichungen vom gedruckten Voranschlag. Zudem wurde
im redaktionellen Teil der Zeitung konkret über die vom Bezirksrat bc-
schlossenen Kürzungen berichtet. Den Versanimlungsteilnelimern wurde
schliesslich vor Versammlungsbeginn ein gedrucktes Blatt verteilf, wel-
ches die Anderungsantrage des Bezii-ksrafes zum früher zugestellten Vor-

anschlag enthielt. Nach Versammlungseröiftmmg stellte ein Stimmbüt-ger
den Antrag, die Bezirksgemeinde sei zu schliessen und alien Mitbürgerin-
neu und Mitbürgern sei eine neue Einladung mit allen Unterlagen zuzu-
stellen. Dieser Verschiebungsantrag wurde indes abgelehnt. Die bezirks-
rattichen Abänderungsanträge wurden dagegen angenonnnen, Der mit
seinem Verschiebungsantrag unterlegene Stimmbürger reiclite in der Fol-
ge beim Verwaltungsgericht eine Stimmrechtsbesclnvercte ein, Siimgemäss
beantragte er die Aufhebung des Bezirksgemeindebeschlusses betreffend
Traktandum l, die nochmalige Zusteilung eincs bereinigten Voranschla-

ges an alle Haushaltungen und die Neueinberufung einer Bezirksgemein-
deversammtung zur Genehmigung von Voranschlag und Steuerfuss 1998.
Das Verwaltungsgericht wies die Beschwerde ab, soweit darauf einzutre-
ten war,

Ans den Envagungen:

l, Geinass $ 18 des Gesetzes über die Organisation der Gemeinden und
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Bezirke (GOG, nGS 1/65) wird die Gemcindeversammiung einberufen
durch Publikation in den durch den Gemeinderat zu bezeichnenden Pu-
blikationsorganen oder in den öffentlichen Anschlagkasten. Die Einla-
clung ergeht mindestens zehn Tage vor der Versammlung mit Angabe von
Ort, Zeit und Geschäftsverzeichnis.

Der Gemeinderat (bzw. Bezirksrat) hat die Geschäfte der Gemeincle-
Versammlung (Bezirksgemeindeversammlung) vorzubereiten und zu je-
dem Gegenstand Anträge zu stellen (§ 19 Abs. l GOG). Die Anträge des
Gemeinderates Siimt Unterfagcn wie Reciinungen, Berichte, Expertisen,
Pläne usw. sind von der Eintaclung an öffentlich aufzulegen, sofern sie

nicht allen Stimmbercchtigten zugestellt werden (§ 19 Abs. 2 GOG). Die-
se Bestimmung ist insofern durch § 29 des Gesetzes über den Finanz-
haushält der Bezirke und Gemeinden (FBGG, nGS 1/70) überholt, als
nunmehr Finanzphm, Vomnschhig, Rechnung und Antrag der Rechnnngs-
pf'nfitiigskofnmission spätestens mit der Einladung zur Bezirks^emeinde zu
veföffenflichen und mindestens in zi iswnm engefasster Form an alle Haus-
haltungen zuzustellen sintl. Werden die Unterlagen in zusammengefasster
Form versandt, kann jedermann die vollständigen Unterlagen kostenlos
beziehen (§ 29 Abs. 2 FBGG).

Vorliegend steht fest, dass die vorzitierten Bestimmungen des GOGs
und des FBGGs grundsiitzlich eingehaltcn witrclen. Die Einladung erfolg-
te fristgerecht unter Auflistung des Gescluiftsverzeiciinisses (Traktanden-
liste). Die Unterlagen zum Traktandum 1 (Voranschlag und Steuerfuss
1998) wurden in einem 33seitigen Bericht ZUSEI nune n gestellt, wobei in Be-
achtung des FBGGs (insbesondere §§ 9ff. 25f.), der Voranschlag erläutert
und die Zahlen für das neue (1998), das vorangegangene (1997) und das
zuletzt abgeschlossene Rechnungsjahr (1996) aufgenommen wurden.
Auch wurde der gesamte Voranschlag ungekürzt und fristgerecht in alle
Haushaltungen verschickt.

2. Streitfrage und vorliegend zu beurteilen ist:
• ob und gegebenenfalls unter welchen Umständen der Bezirksrat befugt

war, zu dem von ihm aufgestellten und verabschiedeten Voranschlag an

der Bezirksgeineincieversammlung Abande ru n gs antrage zu stellen?
• ob, allenfalls in welcher Form und innert weicher Frist vor der Ver-

Sammlung, er solche Abänderungsanträge anzukündigen hat?
• ob das kurzfristige Stellen von bezirksrätlichcn Abänderungsanträgen

vorliegend zu einer Kassation der unter dem Traktancium l gefüllten
Beschlüsse führt?

a) Das GOG listet in S 26 verschiedene Antragsformen auf, welche dem
Bürger bei der Behandlung von Geschäften, über welche er zu beraten
und zu beschliessen hat, zur Verfügung stellen. Die Anträge werden un-

tcrteilt in formelle Anträge (Ruckweisungsantrage, Versdiiebungsanträge,
Trennungsanträge [Trennung des Geschäftes]) und in materielle Anträge
(Eintretens- und Nichteintretensantrag, Abännicrungsantrag, Hauptantrag
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und Ablehnungsantrag als Pendant; VGE 566-568/96 v. 21,6.1996 in EGV"
SZ 1996, Nr.9, S. 20, E, 5). Da über den Voranschfag und den Steuerfuss
(= immanenter Teil des Vomnschiags) keine Urf-ienabstimmung statft'in-
clet, sondern abschiiessend im Versanunlungssystem entscliieden wird
(vgL § 72 Abs. 3 Kanfonsverfassung), steht bei diesem üeschaf't die ge-
samte Antragspalette zur Verfügung, wahrend bei GescJiäften, welche ab-
schliessend erst an der Urne entschieden werden, Antnigc auf Ablehnung
öder Nichteintreten gemass ^ 12 Abs. 2 GOG nicht zulässig sind.

Neue oder selbständige Anträge, die keinen oder nur einen losen Zu-
sammenhang mit der Vorlage haben, die mithin mehr als eine biosse Er-
giinzung oder Abänderung dtirstelfen, sind grundsätzlich unzulässig. Auch

würde die Anlordemng, die Stimmbürger iiber ein Geschäft vorgängig zu
informieren, sowie das öffentliche Interesse, schlecht vorbereitete oder
überstürzte Beschlüsse zu verhinclei-n, beeintrüchtigt. Huwyler führt in
seinem Aufsatz «Die Beratungspfticht der Gememclevei-sammkmg» aus,
im EinzeJtall sei es oft schwierig zu entscheiden, wann ein echter Abän-

derungsantrag vorliege und wann ein unzulässiger neuer oder seibständi-
ger Antrag gestellt werde. Ein Antrag, dem vergiichen mit der Vorlage ei-
ne andere Zweckbestiinnuing zugrunde liege oder mit dem ein völlig an-
dcrer Weg zur Verwirklichung des mit der Vorlage angestrebten Zweckes
vorgeschlagen werde, dürfte in der Regel unzuJässig sein (E Huwyler, Die
Beratungspflicht der Gemeindeversammiimg, in EGV-SZ 1972, S. 124f.).

Inhaltlich sind die nachträglichen Abänderungsanträge des Bczirksrates
allesamt zulässig, sie bewegen sich im Rahmen des Grundgeschaftes (Vor-

anschlag), und sie verstossen weder gegen Grundsätze des Finanzhaus-
haitsgesetzes noch werden gebundene Ausgaben herausgestrichen, Sol-
ches wird denn auch in der Beschwerde nicht geltend gemacht,

b) Was den formalen Ablauf anbetrifft, so ergibt sich aus der Pflicht dcr
Exekutive, die Geschäfte rof'uihereiten, AHtrüge ?,u stellen und die. Bürger
Diifidesfens 10 Ta^e vor der Versaniniiung w injbrfnicren uful inil Ver-
sammhmgsnnterhigen zu bedienen bzw. diese öffenlUch z.ugim^lich zu ma-

chen (vgl. S?i 18, 19 GOG und § 29 FBGG), dass die Exekutive geplant,
informativ und unter Einhaltung der gesetzlichen Fristen vorzugehen hat
und die Bürgerschaft nicht überrumpeln darf. Demgegenuber steht der
Bürgerschaft, welche im kommunalen Versammlungssystem die Fiuiktion
der pariamcntarischen Legislative wahrntinint, innerhalb von gewissen
Schranken ein Improvisationsspieh'aum zu. Insbesondere hat der Bürger,

der einen Abänderungsantrag stellen will, nicht die vorgängige intbrmati-
on&pflicfit zu beachten. Hingegen darf selbstverständlich auch der Bürger
vorgiingig über von ihm geplante AbanderungsaiUrage informieren. Aus
der Gegeiuiberstetlung der ?i§ 18, 19 GOG und ?? 29 FBGG einerseits und
§ 26 GOG anderseits ist zu folgern, class die Exekutive zu agieren und ih-
re Antrage mit der Einladung zur Versammlung zu stellen hat, wahrend

das Atitragsinstrumentarium yemass ^ 26 GOG dem seine partamentari-
seilen Rechte wEihrnehmenden Bürger zusteht,
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c) Der Sinn der frühzeitigen Zustellung der Geschäfte der Gememde-
Versammlung an den Bürger, insbesondere auch in bezug auf den Voran-
schlag, besteht insbesondere darin, dass sich jeder Bürger Klarheit über
die Tragweite des Geschäftes machen kann, dass er die Unterlagen stu-
dieren und entscheiden kann, ob er an der Versammlung teilnehmen soll,
ob er Auskunft über Budgetposten verlangen und allenfalls Abände-
rungsanträge stellen will und ob er der Vorlage zustimmen soll (VGE
613/4/88 v. 28.2.1989, E. 4, S. 9, Pi-ot. 193; 672/92 v. 27.5.93 E. 2b). Die
behördliche Vorbereitungs-, Orientierungs- und Informationspflicliit ist
ein Instrumentarium, welches wichtige Rabmenbedingungen für qualita-
tiv gute und durchdachte Gemeindeversammlungsbeschlüsse setzt. Von
daher und in Beachtung der aufgezeigten gesetzlichen Vorgaben ist es
nicht unbedenklich, wenn die Exekutive nach Versand der Unterlagen
und unter Unterschreitung der Frist nach § 18 Abs. 2 GOG Abancierun-
gen an ihren eigenen Anträgen vornimmt. Vorliegend kann indessen von
einer Kassation des Bezirksgemeindebeschlusses und der Anordnung,
nach Zusteliung des bereinigten Voranschlags nochmals eine Budgetge-
meinde abzuhalten, aus den nachfolgemlen Gründen abgesehen werden:

aa) Der Bezirksrat sah sich nicht aufgrund einer unsorgfältigen Vorbe-
reitung des Voranschlags zu den nachträglichen Abanderungsanträgen
veranlasst. Vielmehr sah er sich hiezu durcli den Regierungsrat, welcher

gestützt auf § 15 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG, nGS 1/137), in Ver-
binclung mit § 5 FBGG die Zustimmung zu den im bezirksrätlichen Vor-
anschlagsentwurf vorgesehenen Leistungen des Finanzausglcichs seine
Zustimmung verweigerte, gezwungen. Nachdem von selten der Verfall-

rensbeteiligten die Rechtniiissigkeit des regierungsratlichen Vorgehens
nicht in Frage gestellt worden ist und auch an der Bezirksgemeindever-
Sammlung diesbezüglich keine kritischen Einwendungen vorgebracht wur-
den, ist davon auszugeben, dass die Bezirksgemeinde insofern praktisch
keinen Entscheidungsspielraum mehr hatte, als der Aufwand, unabhängig
darum, ob nun die Sthnmbürger frühzeitig um die Abänderungsantrage
wussten oder nicht, um den besagten Betrag von Fr. 1,3 Mio., was rund
2% des geplanten Gesamtaufwandes entspricht, reduziert werden musste.
Ein Handlungsspielraum bestand höchstens noch in der Auswahl der zu
streichenden oder zu kürzenden Buclgetpositionen, wobei auch diesbe-

züglich der Hancllungsspielrtium, angesichts der grossmehrheitlich gebun-
denen Ausgaben, recht eng war.

bb) Bezirksratliche Abänderungsanträge, die auf die Streichung oder
Reduktion von Aufwfindpositionen zielen, sind weniger problematisch als
dies bezirksrätliche Anträge für zusätzliche oder erhöhte Aulwandposi-
tionen wären, da damit in der Regel die Finanzhaushaitsgmndsätze nicht
verletzt werden. Hinzu kommt, class ein Voran seh l agsk red i t gemäss § 35
Abs. l FBGG die Behörde ermachtigt, nicht aber unter allen Umstanden
und in allen Fallen verpflichtet, den entsprechenden Betrag auszugeben,

27



K»

cc) Von Bedeutung ist auch, dass sich der BezirksraE bemühte, die Be-
zirksbürger noch vor der Versammlung über die anstehenden Kürzungs-
antrage T.U intormieren, Die Chronotogie der Ercigtiissc ist folgende:

• 29,10.97: Schreiben Vorsteher FimuizäeptirEement, worin erklärt wird,
der Rcgierungsrat beabsichtige, die Zusicherung von Leistungen des Fi-
nanzausgleichs um Fr. 1.3 Mio. zu kürzen und 7 Kürzungspositionen der
Laufenden Rechnung mit einer Aut'wdndreduktion von total
Fr. 1316800.-autgetuhrt werden.

• 4.H.97: Aussprache zwischen einer Delcgation des Bezirksrates und
des FinanzclepartemenEes, an weicher die Kiirzungsvorschlage berei-
nigt wurden mit einer Reduktion der FinafiZcUisgleichsleistmig iun
Fr. 13Ö25ÜO.-

* 6,11.97: Sitzung des Bezirksrates ab 16.00 Uhr, worin die Abänderun-
geil zum bezh-ksrätlichen Vorschlag erhoben wurden.

• 7.11.97: Information des Bezirkyammanns in der Lokalpresse (Front-
seite Einsiedler Anzeiger, der im Bewirk Einsiedetn eine HaushaltSctb-
deckung von 85% erreicht) und ini Regiünalt'ernsehsendef ERY-Tcxt
(dort ab ca. Donnerstag nachmittag 6.11.97) ausgestrahlt, dass auf Ge-
hciss des Regicrungsrates Fr. 1,3 Mio. zu streichen seien und der Be-
zirksrat hiezu Anträge unterbreiten werde, die sich vornehmlich auf Sa-

nierungsprojckte bezögen. In der gleichen Zeitungsausgabe cuif der
letzten Seite, für weicäie der Redaktionssctiluss wegen der AkUialität
des Fhemas hinausgeschoben wurde, ertbigte dann eine detaillierte
Autlistung der beantragten Streichimyen.

• Vor Versammlungsbeginn erhielten alle Versammlungsteilnehmer ein
gedrucktes Zusatzbhitt zum Voranschtag, wobei ebenfctlls die Anderun-
gen zusammengeytcltt wurden.

In der Folge liess der Bezirksammann über jeden der Abänderungsantrn-
ge in Beachtung von § 26 Abs. 4 GOG einzeln abstimmen, wobei alle Kür-
zungsainträge oppositionstos Zustiintnung fancten. Mit diesem Vorgeiien
wurde Gewähr geboten, dass die Stimmbürger nicht völlig unvorbereitet
mit diesen Änderungen konfrontiert vvurcien.

dd) Aus dem Antrag der Rechnungsprüfungskommission (gedruckte
Botschaft S. 4) ist ersichtlich, dass diese ihren Genehmigungsantrag zum
Vot'anschiag nur stellte «unter Vorbehalt der schriftlichen Zustimmung
des Regierungsrates». Mithin wurden die Bezirksbürger auch von daher

nicht vöilig unvorbereitet mit den Kürzungen, die infolge der in Aussicht
gestellten Nichtgenehmigung erforderlich wurden, konfrontiert.

ee) SchliessHch zeigt auch der Tenor der Ausführungen des Beschwer-
cleluhrers, dass er sicii lediglich gi-undsätzlich daran stört, dass diese An-

derungen nicht rechtzeitig, in der gemäss S 18 Abs. 2 GOG vorgesehenen
Frist, den Bürgern bekannt gemacht wurden. Inhcittlich geht er mit den
Kiirzungen voi-behaitlos einig, führt er doch würtlicli aus «vom sachlich-

vernünt'tigen und richtigen Korrektur-Antrag des Regierungsrates wuss-
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ten die meisten Bürger, ausser einigen aus einer unbeachtiichen Notiz des
Einsiedler Anzeigers vom 7. Dezember (recte: November) (Versamm-
lungstag) nichts». Er macht denn auch nicht geltend, dass bei einer Ver-
schiebung der Gemeindeversammiung das Abstimmungsergebnis ?x\ die-
sen Kiirzungsanti-agen anders ausgefallen wäre, oder dass anstelle der be-
schlossenen Kürzungen aiKlere beschlossen worden waren, und er schlägt

auch nicht andere Kürzungspositioncn vor.

d) Aufgrund dieser Argumente und Fakten führen die bezirksrätlichen
Abänderungsantrage, obwohl der formale Ablauf in zeitlicher Hinsicht
nicht den gesetzlichen Vorgaben entsprochen hat, im vorliegenden Fall
nicht zur Kassation des Bezirksgemeinclebeschlusses, weslialb die Be-
schwerde abzuweisen ist. Indessen wird der Bezirksrat cingeladen, in Zu-
sammenarbeit mit dem Fintinzdepartement Vorkehrungen zu treffen, cta-

mit die Erarbeitung des Voranschtags inskünftig so terminiert werden
kann, dass erst nach Vorliegen der Zusicherung des Regierungsrates be-
treffend die FinanzEiusglcichsbeitrage oder nach einer Vorprüfung durch
das Departement, die Einberufung der Bezirksgemcindeversammlung
und der Versand des Voranschkiges an die Haushaltungen erfolgt. Das
Verwattungsgericht übersieht dabei die organisatorischen Probleme dieser
Anregung nicht, zumal gemäss den S§ 15 und 16 des Finanzausgleichsge-
setzes mehr oder weniger gleichzeitig eine grössere Anzahl von Voran-
schlagen beim Departement zur Prüfung ansteht. Es sollten indessen die
in bezug auf die Genehmigung «kritischen» Voranschlagc durch geeigne-
te Kriterien herausgefiltert und zeitlich prioritär erledigt werden können.
(VGE 8R6/97 vom 21. November 1997).

Il
Gemeinderecht

Absl'unmun^sprozeiinf bei einer Geincindeverswnmlung; § 26GOG.

Ans dein Sachverhalt:

Bei der Behandlung des Voranschlages 1997 an der Gemeindever-
Sammlung erläuterte zunächst der Säckelmeister den Standpunkt des Ge-
meindcrates, welcher auf einer Erhöhung des Steuerfusses basiert. In der

Folge stellte X. den Antrag auf Beibehaltung des bisherigen Steuerfusscs.
Z. stellte sich ebenfalls gegen die vom Geineindcrat beantragte Steuerer-
höhung und beantragte, das Budget sei zurückzuweisen und der Gemein-
clerat sei zu beauftragen, ein neues Budget vorzulegen. Der Gemeinde-

Präsident stellte zunächst den Antrag «X» dein Antrag «Z» gegenüber
und liess darüber abstimmen. Dem obsiegenden Antrag «X» (Beibehal-
tung des Steuerfusses) stellte er den Antrag des Gemeinderates (auf Er-
höhung des Steucrfusses) gegenüber. In der Schlussabstimmung obsiegte
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der Antrag «X». Eine gegen diese Abstimmungsprozedur erhobene Be-
schwerde wurde vom Verwaltungsgericht insoweit gutgelieissen, ais der
von der Gemeindevcrsammlung beschlossene Vüranschiag 1997 und Steu-
erfuss 1997 aufgehoben wurden,

Ans den Erwiigungen:

2. a) Die Festsetzung des jährlichen Vor<inschiages sowie der Gemein-
desteuern gehören gemäss ?? yS lit. f Kantonsvertnssung (KV, nGS 1-1) zu
den wichtigsten Kompetenzen der Gemeindeversammlung (vgl. auch ?? 7

Abs. i tit. e GOG und Karl Appert, Die Volksbeschlüsse in den Gemein-
den des Kantons Schwyz, S. 83). Nach § 16 Abs. ! GOG und ^ 27 Abs. l
des kantonaten Gesetzes über den Finanzhaushalt der Bezirke und Ge-

mcinden (FHG, nGS 1-70) ist der Voranschiag cines Kalenderjalu'es bis
spätestens Mitte Dezember des vorangehenden Kajenderjahres zu be-
schliessen. Liegt zu Beginn des Budgetjahres kein genehmigter Voran-
schlag vor, dürfen vorläufig nur die für die Verwaltungstatigkcit unertäss-
lichen Ausgaben vcirgenommen werden ($ 27 Abs. 2 FHG).

b) Nach ?i 26 Abs. I GOG erläutert der Gemeindepräsident den Stimm-
berechtigten den Abstimmungsvorgang. Bei der Abstimmung haben An-
trage auf Rückweisung, Verschiebung oder Trennung des Geschäftes den
Vorrang. Wird die Riickweisung oder Verschiebung beschlossen, so geht
das Geschäft an den Geineinderat zurück (?; 26 Abs. 2 GOG). In allen an-
dem Falten wird ein Sachentscheid getroffen (;? 26 Abs. 3 GOG). Dabei
wird zuerst über Eintreten oder Nichfeintreten abgestimmt. Anschlies-
send wird über die Abänderungsanträge entschieden, Abänderungsantni-

ge, die sich gegenseitig ausschliessen, sind einander gegeniiberzustelien.
Zum Schluss wird über die bereinigten Hauptantrage abgestimmt (§ 26
Abs. 4 GÖG).

3. a) Wichtigstes und die ganze Praxis zur Stimmrechtsbeschwerde be-
herrschendes Prinzip ist der in § 54 Abs. l WAG normicrte Grundsatz,
wonach kein Ergebnis einer Wall! oder Ahssimmusi^ imerkimnf werden
darf, (ins c/e/; Willen der Urnengiwger mchf tuverhissig und unverfnhchf
wiedersiht (vgl. VGE 812+623/96 vom 19.9.J996, Erw. 5 mit Hinweis auf
W. Kälin, Das Verfahren der staatsrechtlichen Beschwerde, 2. A.. S. 97 mit
Hinweisen). § 54 WAG gilt ausdrücklich auch für Abstimmungen, die in
den Gemeinden offen durchget'ührt werden (vgl. t; l Abs. 2 WAG).

b) Mit dem Antrag auf Rückweisung wird der Gemeinderat verpflich-
tet, ein Geschäft einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen (vgl. VGE
566+567+568/96 vom 21. Juni 1996, Erw. 6; VGE 607/76 vom 25. Febr,
1977, Erw. 4, Prot. S, 37 unten). Solche Anträge können aus formellen

Gründen (z.B. mangelhafte Vorbereitung oder Information) oder aus ma-
teriellen Gründen (andere Gestaltung, weniger aufwendige Lösung usw.)
gestellt werden (vgl, Fritz Huwyler, Das Gemeindeorgai'nsationsgesetz,
Referat vom 9. Nov. 1977, S. 33 unten).
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Was die Reihenfolge der Abstimmungsgegenstände anbelangt, nor-
rniert § 26 GOG unmissverständHch, dass zuerst die formellen Antrage
(Orclnungsantrage) auf Rückweisung, Verschiebung und Trennung eincs
Geschäftes (in dieser Reihenfolge) Vorrang haben. Erst dtincich ist über
materielle Anträge abzustimmen, wobei die Abänclerungsantrage den
Vorrang haben und sicli gegenseitig ausschliessende Abänderungsanträge
zuerst einander gegenüberzustellen sind; der so obsiegende Abände-
rungsantrag ist dem gemeinderatlichen entgegenzustellen (vgi. Fritz Hu-
wyler, a.a.O., S. 36f. mit Hinweisen auf § 26 GOG).

c) In der vorliegenden Beschwerde wird zu Recht vorgebracht, dass
nach Massgabe von § 26 Abs. 2 GOG zuerst (ailäin) über den formellen
Antrag auf Rtickweisung abzustimmen gewesen wäre (und zwar ohne
dass diesem Rückweisungsantrag ein materieller Antrag auf Festsetzung
des Steuerfusses auf [...] Einheiten hätte gegenübergestellt werden clür-
fen). Mit der vorliegenden Abstimmungsprozeclur, welche klarervveise ge-

gen § 26 Abs. 2 GOG verstiess, wurde auch der auf § 54 WAG abgestütz-
te Anspruch auf eine unverfälschte Willenskundgabe verletzt. Denn die-

jenigen Stimmbürger, welche sowohl den Voranschlag vom Gemeinderat
überarbeiten lassen als auch den bisherigen Stcuert'uss beibehalten woll-
ten, mussten sich in der vorliegenden Abstimmungsprozedur entscheiden,
ob sie dem Antrag «Z» auf Rückweisung des Budgets an den Gemeinde-
rat oder dem Antrag «X» auf Beibehaltung des Steuerfusses zustimmen

wollten. Anderseits stellte sich für diejenigen Stimmbürger, welche für
den vom Gemeinderat präsentierten Voranschlag mit Erhöliung des Steu-
erfusses waren, die Frage, wie sie sicli in der vorliegenden Abstimmungs-
prozedur verhalten sollten; Sollten sie zunächst zur Bekämpfung des An-

träges «X» dem Antrag «Z» zustimmen, um dann in der Anschlussab-
Stimmung gegen den Antrag «Z» und für den gemeinderatiichen Antrag
zu votieren, oder sollten sie umgekehrt zur Bekämpfung des Antrages
«Z» zunächst dem Antrag «X» zustimmen, um dann anschliessend wieder

gegen den Antrag «X» und für den gemeinderätiichen Antrag zu stim-
men? Zusammenfassend ist festzuhalten, class mit der vorliegenden, gegen
§ 26 Abs. 2 GOG verstossenden Abstimmungsprozeclur zur Festsetzung
der Voran Schlages 1997 sowie des Steuerfusses der Grundsatz der freien
und unverfälschten WiUensäusserung der Stimmbürger verletzt wurde.

In diesem Zusammenhang wird in der Beschwerde (...) zu Recht ctar-

auf hingewiesen, dass dann, wenn über den Rückweisungsantrag «Z»
(richtigerweise) vorab gesondert abgestimmt, und falls dieser Antrag an-
genommen worden wäre, eine Abstimmung über den Antrag «X» auf Bei-
behaltung des Steuerfusses an dieser Gemeindeversammlung entfallen
wäre. (..,).

(VGE 650/96 vom 17. Januar 1997).
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12
Arbeifsvergebmig

,ssl /6 Abs. l iitui 2 SuhmV. Vergahekriu'rien. Direkte ÄHwendung der nui-
u'riellen Vorscln'iften des seif /. ,/»// 1996 ^dtefulefs Bundesgesetz.es über
den Binnenmarkt (BGBM).

Ans den Erwägungen:

2. a) Eine ArbeitsvergaEie ertotgt an den Bewerber mit dem günstigsten
Angebot. Als günstigstes Angebot gilt dasjenige, chis unter BerücksidUi-
gnng insbesondere der t'achgerechten und rechtzeitigen Ausführung der
Arbeif den tiefsten Preis aut'weist. Das niedrigste Angebot ist somit nicht

immer das günstigste (?;§ 16 Abs. l SubinV), Bei annähernd gleich gün-
stigen Angeboten sind gemass S 16 Abs. 2 SubmV folgende Kriterien zu
berücksichtigen:
» Wohnsitz oder Geschäftsniederlassung im Kanton;
• Abwechslung unter den Bewerbern;
• Beschäftigung von einheimischen Arbeitskräften und Venvenchmg ein-

heimischer Baustol'fc und Erzeugnisse;
• umweltschonende Ausführung der Arbeit oder der Lieferung.

b) Unbestritten ist, dass die drei erstrangierten Angebote annähernd
gleich günstig im Sinne von ^ 16 Abs. 2 SubmV und der dazu entwicket-
ten Rechtspreclnmg sind (RRB Nr. 93 vom 2ö.i.199I. VGE 586/86 v.
30.10.86, Erw. 3a; Peter Gatli, Die Submission der öffentlichen Hand im
Bauwesen, 1993). Von der vergebenden Behörde werden auch die quati-
tativen Voraussetzungen der Beschwerdeführerin niciit in Frage gestellt
(...). Es gelangen deshalb die sekundären VergebungskrUcrien gemäss
$ 16 Abs. 2 SubmV zur Anwendung.

c) Der Regienmgsmt begründet den Vergabeentscheid im RRB Nr. 658
vom 22. April 1997 wie folgt:
* Das Kriterium der Abwechslung unter den Bewerbern kommt nicht zur

Anwendung, cia bisher keine Aufträge aufgrund der Submissionsver-
Ordnung vergeben wurden,

• Die Kriterien gemass S 16 Abs. 2 lit. a) und c) SubmV (Wohnsitz oder
Geschäitsniedcrlassung im Kanton Schwyz; Beschnt'tigung von einliei-

mischen Arbeitskräften und Verwendung einheimischer Baustoffe und
Erzeugnisse) kommen nicht zur Anwendung, da zwei Bewerber ihren
Wohnsitz nicht im Kanton haben.

• Aus dein Kriterium der umwcUschonencten Ausführung der Arbeit tas-
sen sich ebenfalls keine Vorteile zugunsten eines Bewerbers ableiten.

• Die bei der Vergabe berücksichtigte Beschwerdcgegnerin ist dem Tief-
bauamt verEraut. Sie hat Erfahrung mif (...). Die Bedingungen des
Pfiichtenheffes sind erfüllt. Die fachliche Qualität überzeugt, die Kapa-
zifat ist nachgewiesen, und die Termineinhdltung ist garantiert.
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d) Die Beschwerdeführerin rügt, dass die Vergabe an die Beschwerde-
gegnerin einzig «aus dem Grund des <Heimatschutzes> erfolgt» sei. Auch
sie hätte grosse Erfahrung (...). Die ihr bisher übertragenen Arbeiten ha-
be sie jeweils einwandfrei und termingerecht durchgeführt. Auch unter
dem Gesichtspunkt des Umwettschutzes bestünden keine Nachteile. Es
sei vorgesehen, wahrend der Zeit der (...)arbeiten eine Wohnung zu mie-
ten. Im Bewerbungsschreibcn liabe man ausdrücklich eine persönfiche
Besprechung gewünscht. Dieses Angebot habe die Vorinstanz aber nicht
angenommen.

e) Nicht zu beanstandcn ist die vorinstanzliciie Begründung, aus dem
Kriterium der umweltsc honende n Ausführung der Arbeit (8 16 Abs. 2
lit. d SubmV) Hessen sich keine Vorteile zugunsten eines Bewerbers ab-
leiten. Dieses Kriterium darf nicht dazu dienen, einheimische Arbeiter zu
bevorzugen (EGV-SZ 1995, S. 146).

f) Missverständlich ist hingegen die Argumentation, nach § 16 Abs. 3
SubmV kämen die Buchstaben a und c von i; 16 Abs. 2 (Wohnsitz ocler
Geschäftsniederlassung im Kanton; Beschäftigung einheimischer Arbeits-
kräfte) nicht zur Anwendung, cia zwei Bewerber ihren Wohnsitz nicht im
Kanton hätten, Der Grund, weshalb sie gestützt auf Abs. 3 von § 16
SubinV lit. a und c des Absatzes 2 nicht anwendbar sind, ist nicht der feh-

lende Wohnsitz im Kanton Schwyz, sondern das Vorlmndensein von ent-
sprechenden Gegenrechtsvereinbarungen. Im vorliegenden Fall liegt eine
Gegenrcchtsvereinbarung mit dem Kanton Aargau (ABI 1994, S. 1511).
nicht aber mit dem Kanton Graubünden vor. Gegenüber der im Kanton

Aargau ansässigen Beschwerdcführerin können mithin die Sekunclärkri-
terien § 16 Abs. 2 lit. a und c SubmV zunächst allein schon wegen der Ge-
genrechtsvcrcinbarung mit dem Kanton Aargau nicht zum Nachteil ge-
reichen.

Aber auch das seit l, Juli 1996 gültige Bundesgesetz über den Binnen-
markt (BGBM, AS 1996, S. 1738) verbietet eine Schlechterstellung aus-
wartiger Submittenten. Dieses Gesetz gevvalirlcistet, dnss Personen mit

Niederlassung oder Sitz in der Schweiz für die Ausübung ihrer Erwerbs-
tätigkeit auf dem gesamten Gebiet der Schweiz freien und gleichberech-
tigten Zugang zum Markt haben (Art. l Abs. l BGBM). Jede Person hat
das Recht, Waren, Dienstleistungen und Arbeitsleistungen auf dem ge-
samten Gebiet der Schweiz anzubieten, soweit die Ausübung der befref-
fcnden Erwerbstätigkeit im Kanton oclcr in der Gemeinde ihrer Nieder-
lassung oder ilires Sitzes zulässig ist (Art. 2 Abs. l BGBM). Für orts-
fremde Anbieterinnen und Anbieter darf der freie Zugang zum Markt
nur dann nach Massgabe der Vorschriften des Bestimimmgsortes einge-
schränkt werden, wenn diese Beschränkungen gfeichermassen auch für

ortsansässsige Personen gelten, zur Wahrung überwiegender öffentlicher
Interessen unerlässlich und verhaltiusmässig sind (Art. 3 Abs. l BGBM).
Vorliegend ist otfenkundig keine Marktemschrankung begrünclet. Zu er-
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wähnen bleibt in diesem Zusammenhang, dass die den Kantonen und Ge-
meinden sowie anderen Trägern öffentlicher Aulgaben eingei-äitmte
Ubergangst'rist zwecks An[5assung der Vorschrif'tefi nur die orgtinisatori-
sehen Vorkehren betrifft; die materielien Regeln sind direkt dnwendbar
(Art. 11 AEis. l BGBM; Cottier/Wagner, Das neue Bundesgesetz über den
Binnenmarkf [BGBM], Übersicht nnd kurzer Koint'nenfa!', in AJP 1995,

S. 1590; Gaclola, Rechtsschutz und diidere Fortnen def Uberwacliung der
Vorschriften über dns öffentliche Beschaft'ungswesen, m AJP 1996, S. 977;
RRB Nr. 1625 vom 24, September 1996).

g) Die Anwendung des verbleibenden Sekundarkriteriums der Ab-
wechstung wird von der VorinsEanz mit t'raglicher Argumenfnfion nbge-
lehnt. Der Umstand, dass Eiishei- keine Auftrage aufgrund der Submissi-
onsverorclnung vergeben wurden, steht der Anwendung dieses Sekundär-
kriteriums grundsätzlich nicht ini Wege. Insbesondere wenn
falschiicherweisc oder aut'grund einer bisher zu largen Pmxis dciy Submis-
sionsrecht nicht angewandt wurde, besteht keine sachliche Rechlferti-
gütig, die für das Gemeinwesen bis anhin ausgeführten Aut'ti'iigc über-
haupt nicht in die Gewichtung miteinzubeziehen. Atuiernt'alts würde der
rtllenfalts i-echtswidrig bevorzugte Bewerber nachtfäglich nochinais bc-
vorteilt. Grundsätzlich gleich vorzugehen ist auch, soweit gestutzt auf
das Submissionsrecht kein Wettbewerb durchgeführt werden musste (^ 4
SubmV). Ob die Beschwerdegegner in der Vergangenlieif aufgrund einer
reclitswidrigen oder zu Inrgen Reciitsanwendung oder in rechtlich zuiassi-
ger Weise ohne Submission in den Geiuiss von (kantonalen) Arbeitsver-

gnE^e^ gelangten, ergibt sich aus den vorliegenden Akten nicht, ist Jedoch
bei der vorzunehmenden Gewichtung der Sekundarkritenen von Rele-

vanz. (.,.). Zu berücksichtigen ist im übrigen, dass grundsiUziich nur die
vom Kanton zu leistenden Arbeitsentschadigungen relevant sind. Sollte
sich beim neuerlichen Abwiigen der Sekundärkriterien eine Pntt-Situa-
tion einstellen, kann die Vorinstanz nach ihrem Ermessen entscheiden. In
teilweiser Gutheissung der Bescliwerde ist deshalb der angefochtene Re-
gierungsratsbeschtuss aufzuheben, und die Akten sind zur ergänzenden
Sachverhaltsdbktarung und Neubeurteitung an die Vüfinsttinz zurückzu-

weisen.

(VGE 1019/97 vom 13. Juni 1997).
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13
Strassenverkehrsrechf

- Fnhremnswessentzng nach Art. 16 Abs. 3 lit. a SVG; Abaiuies'ung der
vorinsfcmzlichen Ent^ugsskata hei Geschwindigkeitsiiberschreifungen in-
nerorts.

Eiuwgsäauer; Rediiküofisyund der beruflichen Angewiesenheit auf den
Filfit'erausweis.

Aus dem Sachverhah:

Der Fahrzeuglenker X. geriet mit seinem Personenwagen in eine Rn-
darkontrolle der Polizei. Es wurde bei einer zulässigen Innerortshöchst-

geschwinciigkeit von 50 km/h eine Geschwindigkeit von 83 km/h gemes-
sen, so dass X. nach Abzug der technisch bedingten Sicherheitsmarge von
5 km/h die bei günstigen Bedingungen zulässige Höchstgeschwindigkeit in
einem rechtlich relevanten Masse von 28 km/h überschritten hatte. Bei
der Geschwindigkeitsüberschreitung regnete es, die Fahrbalm war nass.
Die Vorinstanz entzog X. in Anwendung von Art. 16 Abs. 3 Ht. a uiul 17
SVG den Führerauswcis für die Dauer von 2 Monaten. Das Verwaltungs-

gericht wies eine dagegen erhobene Beschwerde ab.

Ans den Erwägungen:

4. Der Beschwerdeführer führt aus, den Vorwurf der schweren Ver-
kehrsgefahrclung müsse er zurückweisen. Er irrt. Die Gefahrenlage inner-
orts unterscheidet sich wesentlich von der auf der Autobahn. Die Zahl der
vom Lenker zu verarbeitenden Reize ist innerorts grösser als ausserorts
und auf der Autobahn, was eine gesteigerte Aufmerksamkeit erfordert.
Zudem sind innerorts viele schwache Verkehrsteilnehmcr vorIiaiKlen
(Fussgänger, Velofahrer), die ~ vor allem Kinder und ältere Menschen -
einem besonderen Risiko ausgesetzt sind, Darüber hinaus besteht eine er-

höhte Gefahr von Seitenkoilisionen. Welch schwerwiegende Folgen Ge-
schwindigkeitsexzesse innerorts, wo Fahrzeug-Fussgänger-Kollisionen
häufig sind, haben können, zeigen physikalische Berechnungen. Fährt ein
Auto mit einer Bremsausgangsgeschwindigkeit von 80 km/h statt mit ei-
ner solchen von 50 km/h, hat es dort, wo es bei einer Vollbremsung mit
50 km/h stillstehen würde, immer noch eine solche von 74.3 km/h. Bei ei-

ner Bremsausgangsgeschwindigkeit von 78 km/h liegt dieser Wert bei
rund 71 km/h. Ab einer Kollisionsgeschwincligkeit von 20 km/h (Fussgan-
ger/Auto) sind beim Fussgänger Becken- und Beinbrüclie, ab einer sol-
chen von 45 km/h tödliche Verletzungen sehr wahrscheinlich (BGE 123 II
40/4 [ mit Hinweis auf einen Bericht von Prof. Dr. F. Walz). In Anbetracht
dieser hohen Gefahrenlage hat das Bundesgcricht entschieden, dass bei
Gcschwindigkeitsexzessen inncrorts eine grobe Verkehrsregelvertetzung
im Sinne von Art. 90 Ziff. 2 SVG bzw. eine schwere Verkehrsgefahrdung
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im Sinne von Art. 16 Abs. 3 lit. a SVG immer anzunehmen ist, wenn der
Lenker die Innerortshöcäislgeschwindigkeit um 25 km/h oder mehr übcr-
schritten hat (BGE 123 U 40/41; 123 U 113). DemzLitbt^c Imi die Vorin-
stanz die angetochtenc Verfügung zu Recht cUil' Art. 16 Abs. 3 Bst. d SVG

abgestützt.

5. i\) Die Dauer des Enlzugs ist nach den gesamten Umständen l'cstzu-

setzen, wcibci die gesetzliche MindcsteiUzugsdauer von eincm Momit
nicht untcrschrittcn werden darf' (Art. 17 Abs. l lit. a SVG). Diese gc-
sefzlichä Regelung wird in Art. 33 Abs. 2 der Verordnung über die Zu-
iassung von Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr (VZV, SR

741.51) noch dahingehend konkretisiert, dass sich die Dauer des War-
nungsentzugs vor allem nach der Schwere des Verschuidens, dem Leu-
mund als Motorfahrzeugt'ührer sowie nacti der beruflichen Notwendig-
keit, ein iMotort'ahrzeug zu führen, richtet. Diese in Art. 33 Abs. 2 VZV

aut'geführten Umstände sind nicht abschliessend (vg!. auch Richtlinien der
Interkant. Kommission für den Strassenverkehr über die Actministrativ-

niassiitihmen im Stmsscnverkehr, Ausgabe 1993. ZifY. 3.3.4.2).

b) Die ReciitsE^rechung und die Verwaitungspraxis gehen beim Vorlie-
gen eines obligatorischen Entzugsgrundes geinäss Art. 16 Abs. 3 lit. a
SVG von einer Entzugsdciuer von drei Monaten aus. Je nach den weitc-
reu Umstanilcn ist die Entzugsdauer. ausgelieiui von diesen drei Momt-
tcn. allenfalls zu erhöhen udcr zu senken (VGE 531/95 E. 6; 549/84 E. 3;
551/83 E. 5; A42/S2 E. 5 u.a.; AGVE 1981, S. 468 E. 2b; Richtlinien über
Administrativmassnahmcn des Verkehrsamtes Sctiwyz vcnn Oktober 1996,
Zit'f. 1.3).

Das Bunclesgericht hat mit UrEeil vom 7, Februar ! 997 betont, auch für
den Fahrzeugt'ührer, der im Sinne von Art, 16 Abs. 3 Ht. n SVG deti Ver-

kehr in schwerer Weise gefährde, betrage die Mindestentzugsdauer des
Führcrausweises einen Monat. Eine kantonale Praxis, nach der in sotchen
Fallen der Führcmusweis in der Regel für mindestens drei Monate zu ent-
ziehen sei, verstosse gegen Bundcsrecht (BGE 123 II 63). Im konkreten
Fait beurteilte das Bundesgericht die tingeordnete Entzugsdauer von
3 Monaten allerdings als im Rahmen des kantonalen Ei-messens,

Bei Uberschreitung der Höchstgeschwindigkeit innerorts uni 25 bis 34
km/h sehen die vorinstanzlichen Richtlinien (Ausgabe Mtirz 1997) eine
Nonnalentzugsdnuer von drei Moimten vor, wniirend bei einer Ge-
schwindigkeitstiberschreitung von 20 bis 24 km/h eine blosse Verwarrsung
als Ausgangspunkt verfügt wird und lediglich bei erschwerenden Umstan-
den (z.B. Signalisation der Höchstgeschwindigkeit von 30 oder 40 km/h,
schlechte Stmssen- Sicht- oder Vcrkehrsverluiltnisse usw.) wird geinäss

diesen Richttinien auch bei einer Geschwindigkeitsüberschreitung von
weniger als 25 km/h statt einer Verwamung ein Entzug angeordnet, Wie
das Verwaltungsgericht in bezug auf diese Richtlinien bei Nonnaient-
zugsdauer bei GesctiwindigkeitsüE^erschreitiingei'i auf Autobahnen bereits
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entschieden hat (VGE 839/97 vom 22. August 1997 i.S. W.), erscheint die-
so Praxis im Lichte der vorzitierfen Bundesgerichtspraxis als problema-
tisch. Zwar liäit das Verwaltungsgericht nach wie vor dafür, class die ini-
nimale Entzugsdauer bei FäHen, die unter Art. 16 Abs. 3 lit. a SVG fal-
!en. cingesichts der Verscliuidens- und Gefahrclungshöhe, die zu dieser

Subsumtion führen, in der Regel unangemessen zu tief ist. Dies muss

schon deshalb gelten, weil auch im mittelschweren Fall (Art. 16 Abs. l
Satz l SVG) in aller Regel ein Entzug von mindestens eincm Monat aus-
zusprechen ist (BGE 123 II !09 und 111). Wer aber durch grobe Verlef-
zung einer wichtigen Vcrkehrsvorschrift sicfi rücksichtslos oder sonstwie
schwerwiegend regelwidrig verhält, soll auf der Massn<iiimecbcne nicht
gleich sanktioniert werden wie derjenige, dessen SVG-Widrigkeit zwar als
erheblich verkehrsgefährdend, nicht aber als schwer (namentlich was die
subjektive Seite anbetrifft), zu werten ist (VGE 839/97 v. 22.8.97, E.2d).
Nachdem das Bundesgericht bei fixen Geschwindigkeitsübersclireitungen
(vgl. Erwägung 2b vorstellend) eine Subsumtion unter Art. 16 Abs. 3
fit. a SVG vorschreibt, führt die Anwendung der Regclentzugsdauer von
3 Monaten bei Entzögen nach Art, 16 Abs. 3 lit, a SVG da?ru, dass die Ent-
zugsdauer bei Gcsclnvindigkeitsübet'sclu'eituiigen nicht konfinuierJich,

sondern sprunghaft ansteigt. So führt hier, wollte man den Richtlinien fol-
gen, der Sprung von einer blossen Verwarnung bei einer Uberschreitung
um 24 km/h direkt zu eincm Entzug von 3 Monaten bei einer Uber-
schreitung um 25 km/h. Dieser Sprung lässt sich unter dein Aspekt der
Verhaltnismassigkeit und Rechtsgteichheit nicht begründen. Das Verwal-
tungsgericht erachtet vielmehr folgende Skala bei Innerortsgcschwindig-
keitsüberschreitungen (Signalisationen von generell 50 km/h oder
60 km/h) als Ausgangsbasis für angemessen:

20-24 km/h l Monat Entzug nach Art. 16 Abs. 2 SVG (analog bei der
Uberschreitung von 31 bis 34 km/h auf Autobahnen)

- 25-29 km/h 2 Monate Entzug gestützt auf Art. 16 Abs. 3 Bst, d SVG
- 30-34 km/h 3 Monate Entzug

- 35-40 km/h 4 Monate Entzug
41-45 km/h 5 Monate Entzug (usw.)

c) Erschwerend fallt vorliegend in Betracht, dass der Geschwindig-
keitsexzess bei schlechten Verhältnissen (Regen, nasse Strasse) und zu ei-

ner Tageszeit (07.56 Uhr) begangen wurde, zu der mit Fussgangern und
Velofahrem in besonderem Masse zu rechnen ist.

d) Als Massnahmcmilderungsgriincle weist der Beschwerde führe r auf
seinen unbescholtenen automobilistischen Leumund und seine Massnah-

menempfindlichkeit hin. Der Beschwerdeführer ist seit dem (...) 1985 im
Besitze des Fiihrerausweises. Er ist in der ADMAS-Registratur nicht ver-
zeichnet, weshalb von einem unbescholtenen automobiiistischen Leu-

mund auszugehen ist,
Hinsichtlich der beruflichen Angewiesenheit auf den Führerausweis er-

gibt sich aus den Akten, class der Beschwerde führe r als ...Verkäufer (...)
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ai'Eieitet. Gcimiss Bestätigung der Arbeitgcberin arbeitete er im Bereich
Verkauf, Beratung und Support, wobei er einen Grossteil der Arbeitszeit
im Aussendienst eingesetzt sei. Ohne Führerausweis könne er seine Funk-

tion nicht voilumfangtich ausüben (..,).
Das Verwaftungsgericht hat Eieim Reduktionsgrund der «beruftichen

Angewiesenheit» in konstantef Praxis differenziert zwisctien absoluter be-

rutticher Angewiesenheit auf den Fithrernusweis (z.B. Taxifahrer, Berufs-
chaufteure, gewisse Kategorien von Monteuren), die ohne Ausweis den
bisherigen Beruf schlechterdings nicht ausüben können und relativer be"
rufiicher Angewiesenheit auf den Fniirerdusweis. Relative berufliche An-
gewiesenheit liegt vor, wenn die Bcrulsausübung ohne Führerausweis er-
heblich erschwert wird, indem beispielsweise die Arbeitsleistung (Et'fizi-
enz) deutiich sinkt. Beispiele hiefür sind ctwu Aussendienstmitarbeiter,
Handwerker, Ingenieure, Architekten, Bauführer usw, Bei absoluter be-
rufiicher Angewiesenheit auf den Fülu-ei'ausweis ist eine grössere, bei re-

lativer berufliclier Angewiesenlieit eine geringere Reduktion bei der Ent-
zugsdauer vorzunehmen (VGE 655/96 vom 18.7.96 i.S. S.; 617/96 v.
22.11.96, E. 3d; 659/96 v. 24.3.1997, E. 2e und andere, vgl. auch vorin-
sfanzliche Richtlinien, Zif'f. 6.2).

Das Bundesgericht hat unlängst bestätigt, ciass die berufliche Angewie-
senheit nicht bloss bei Berufschduffeuren anzuerkennen ist, sondern, dass
die Übergänge t'tiessend sind und es weitere Betroffene gibt, bei denen
berufsbedingt eine erhöhte Massiuihmeempfindlichkeit bestellt (NZZ v,
27.2.1997, BGE6A 103/1996 v. 24,1.1997). Auch vorliegend ist - wie auch
die Arbeitgeberm sinngemäss vermerkt - tiiclit eine absolute, sondern Je-
diglich eine relative Angewiesenheit auf den Führerausweis gegeben. Der
Beschwerdeführer kann auch ohne Führerausweis, wenn auch erschwert,
seiner Arbeit nachgehen.

In Berücksichtigung aU dieser Umstände erscheint hier eine Entzugs-
clauer von 2 Monaten als angemessen. Ausgehend von zwei Monaten
rechtfertigt sich einerseits eine Erhöhung auf drei Monate infolge der er-
schwerenden Umstände, wahrend anderseits die relative berufliche Ange-
wiesenheit auf den Führeniusweis und der dUfoinobiJistische Leumund ei-

ne Reduktion um ',3 gestatten, weshalb die verfügte Entzugsdnuer von
zwei Monaten zu bestätigen ist.
(VGE 859/97 vom 26. September 1997).
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14
Kausalabgabeii

Kehrichfgebüh ren; intertemporale Regelung bei Anwenäung des als ver-
fdssmigswuing erkcumten Rechts.

Ans den Erwägungen:

4. a) Vom Beschwerdeführer nicht gerügt wird der Umstand, wonach
das kominunale Reglement die betragsmässige Festsetzung der Kehricht-
gebühren für die einzelnen Benützerkategorien (Wohnungen, Gewerbe
usw.) an die Gcmeindeexckutive clelegiert. Im EliUsclieid VGE 421/96
vom 24. Febr. !997 beinangelte das Verwaltungsgericlit im Zusammen-
hang mit Abwassei-gebühren sinngemäss, dass eine BJankodelegation an
die Gemeindeexekutive, welche dem Gemeinderat freie Hand zur Festle-

gung des Gebührenansafzes belasse namentlich hinsiclitlich der Frage, in
welchem Ausmass die einzelnen Benützerkategorien zur Finanzierung
herangezogen werden sollen, der Rechtsprechung des Bundesgerichfes
widerspreche (vgl. zit.VGE 421/96 vom 24. Febr. !997, Erw. 2d mit Hin-
weisen, insbesondere auf BGE 120 la, S. 267f., Erw. 2b), Als Ergebnis die-
ses Entscheides VGE 421/96 vom 24. Febr. 1997 wurde der betreffende
Gemeinderat angewiesen, sein Kanalisationsreglement hinsichtlicli der
Bemessung der entsprechenden Abgaben umgehend anzupassen (so dass
der betragsmässige Ansatz für die Gebührenbemessung sowie eine allfal-
lige Anpassungskiausel, wie sie beispielsweise in Art. 22 Abs. 8 des Ka-
naiisationsreglementes der Gemeinde Schwyz enthalten ist, inskünftig un
kommunalen Erlass entlialten ist).

b) Wird nach dem Gesagten im Abgaberecht, welches den Kanalisati-
onsbereich betrifft, nach Massgabe der dargelegten Praxisandcrung eine
Delcgationsiiorm an die Gemeindeexekutive zur Festlegung der betrags-
massigen Gebührenhöhe für einzelne Benützerkategorien nicht mehr to-
leriert, haben konsequenterweise die gleichen Anforderungen auch zu gel-
ten, wenn es anstelle von Kanalisationsgebührcn um Kehrichtgebühren
geht.

In aller Regel bestellt die Rechtsfolge einer akzessorischen Normcn-
kontrolle darin, dass der als normvvidrig erkannten Bestimmung die An-
vvenciung im konkreten Fall versagt wird. Lehre und Rechtsprechung an-
erkennen indessen, dass die mit der Kompetenz zur akzcssorischen Nor-

menkontrolle verbundene Pflicht, als verfassungswidrig erkanntes Recht
im Einzelfall nicht anzuwenden, bei Vorliegen besonderer Gründe Aus-
nahmen in dem Sinn erleiden kann, dass mit der Feststellung der Verfas-
sungswidrigkeit dein Beschwerdefiihrer nictU unmittelbar geiiolfen, je-
doch der Gesetzgeber zur Schaffung einer verfassungskonformen Lösung
angehalten werden soll (vgl. ZBI 2/1997, S. 92, mit Hinweisen, u.a. auf
BGE 112 la, S. 3llff.; Walter Kälin, Das Verfahren der staatsrechtlichen
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Beschwerde, 2. A,, S. 403; Peter Hänni, Grenzen richterlicher Möglich-
keifen büi der Durchsetzung von Gleichheitsansprüciien gemass Art, 4

BV. ZSR 1988, l, S. 59311).
Die dargelegte Rechtsprechung zu den Rechtsfolgen einer gerichdich

festgestellten Normwidrigkcit bezieht sich ausschliesslich auf jene akzüs-
sorische NormenkoiUroJle, die in einem Ant'echtutigsverfahren, dds hcisst

im Anschluss an eine ergangene Verfügung, ausgeübt wird. Zu dieser
Rechtsprcclnmg gehört denn aucli der Grundsatz, dass die festgesteilte

Normwktrigkeit keinen Grund bildet, im Zeitpunkt des betreffenden Ent-
scheids bereits in Rechtskrat't erwachsene Vert'ügungen in Revision zu zie-

hen; ein solcher Entscheid kann sich nur auf Rechtsverhaltnisse auswir-
ken, die im Zeitpunkt der Entscheiderüffnung noch nicht durch eine
rechEskrat'tigä Verfügung (z.B. Veranlagungsverfügung) festgelegt wurden
sind. Um bei persuüisciien Maxsenverfiigun^i'n eine ?.e.iük'h klare Ahgren-
z.tiHfi für die Anwendung des als verfassun^swiilfi^ erkannten Recfifx ?.n
schaffen, rechtfertigt .ficti allenfaHs eine - vom Gericfit iminiHeihar «fi^e-
oränefe oder dem Gesetzgeber ühetitissene - iniüi'femporule Regelung. In
diesem Sinn hat beispielsweise das Verwciltungsgencht des Kantons
Zürich im Interesse der rechtsgleichen Behandlung alter AbgabepFlichli-
gen und praktikablen Abwicklung es als zulässig gewürdigt, dnss eine be-
stimmfe Ersatzabgnbe (Feuerwehrerscttzabgabe) generell erstmals im Ab-
gabejahr 1990 nicht mehr erhoben wurde, obwohl das diese Rechtsande-
rung auslösende Urteil eine ErsatzahgaE'>e Für eins Jahr 19S9 betrat' (vgl.
ZB1 2/1997, S. 93t'.).

c) Im vorliegenden Fall stellt sich die Frage, ob in Anlehnung an die
dcu-gelegte Rechtsprechung hier, wo es um die Erhebung von Abgaben
mit mangelhafter gesetzlicher Grundfagc hinsichtlich der Abgabenhöhe
geht, ebenfalls eine intertemporalc Regelung gerechtfertigt ist. Dies ist
aus den folgenden Gründen zu bejahen. Die Kausalabgabe ist Abgchung
für eine dem Abgabepflichtigen erbrachte staafliche Leistung oder Ab-
geltung für einen dem Abgabepftichtigen eingeräumten Vorteil seitens
des Staates. Die Beziehung zwischen Abgabepflichtigem und Staat be-
steht in cincm AusUutschverhältnis. Leistung und Gegeiüeislttn^ s'tfid eiH-

ander spezif^ch zia'eciienbur (vgt. Widmer, Das Legdlitafsprinzip im Ab-
gaberecht, Ziirich !988, S. 40; Vtillender, Grundzüge des Knitsalabgaben-
rechts. S. 32ff.). Die Kehrichtgcbühr stellt eine sogenannte Be-

nützungsgebühr dar. Sie ist nicht nur Entgeh für eine dem Bürger zu-
kommende Sonderleistung des Gemeinwesens (d.h. die ordnungsgenuisse
Kehrichtbeseitigung), sondern stellt ebenso für die Möglichkeit, diese öf-
fcntliche Einrichtung jederzeit bzw. im Rahmen des koinmunaten Entsor-
gungskonzeptes (mit bestimmten Sammeltouren, SanimelstelJen tur be-
stimmte Stoffe wie Glas, Metall usw.) benülzen zu können (vgl. Rhi-

now/Krähenmann, Schweiz. Verwdttungsi-echtspt'echnng, Erganznngshitnd
1990, Nr.110,S.340 unten mit Hinweisen auf PVG 1979, Nr. 20 uiKl ZBt
1979, S. 3ü3f.). Wollte man der Auffassung folgen, dass die betreffenden
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komnumalen Kchrichtgebühren mit mangelhafter gesetzliclier Grundlage
hinsichtlich der Gebührenhöhe per sofort, ohne intertemporale Regelung,
keine Anwendung mehr finden dürfen, resultierte der unbefriedigende
Zustand, dass das Gemeinwesen zwar weiterhin und uiumtcrbrochen eine

ordnungsgemässe Kehrichtbeseitigung anbieten niüsste, indessen die cla-
mit korrespondierende Gegenleistung ausfallen würde (bis die entsprc-
chende Reglementsbestiininung angcpasst wäre). Eine solche Lösung, bei
welcher für die Benutzung einer wichtigen öffentlichen Einrichtung nnf-
gnmä eificr Prüxisändening, welche hmsichüich der Gehührenhöhe eme
Blankock'legatsofi an die Gemeindeexekutive nicht mehr uiUisst, mimie-

stens vorübergehend keine Gcgcnleistung erhoben werden könnte, wäre
im Ergebnis unbillig, Zusnmmenfasscnd ist dem kommunaien Gesetzge-
ber Gelegenheit zu geben, für die mskimftigen Kehrichtgebühren (uiKl
mithin pro futuro} eine hinreichende, die strengere Rechtsprechung
berücksichtigende gesetzliche Grundlage zu schaffen. Nachdem das erste
Trimester des Jahres 1997 praktisch abgelaufen ist und die Änderung des
kommunalen Kehrichtreglementes eine gewisse Zeit beansprucfit, erach-

tet das Gericht eine intertemporate Regelung, welche die Gegenleistung
für die im öffentlichen Interesse stehende Kehrichtbeseitigung bis und mit
1997 nach Massgabe der bisherigen Reglementsbestimmung bemisst, als
gerechtfertigt. /« diesem Sinne wird die Gemeinde (...) ihr Kehnc/itregle-
ment iifngehetui (bis 1998) so anzupassen haben, dass der betra^smi'sssige

Gebuhreiumsatz für die einzelnen Bemilz.erkategorien gnifuisätzlich im

kommunalen Erlass enthalten ist (wobei für allfäUige Veränderungen eine
Anpassungsklausel zulässig und wohl auch sinnvoll ist, welche es der Exe-
kutive unter gewissen Voraussetzungen erlaubt, den Gebührenansatz mit

entsprechender Publikation im Amtsblatt anzupassen, vgl. als Beispiel
Art, 22 Abs. 8 des KanaHsationsregIementes der Gemeinde Schwyz). Die
Frage, ob im Rahmen dieser vom Gemeinderat in die Wege zu leitencfen
Teilrevision des Kehrichtreglementcs auch eine verursachergereclitere
Bcmessung der Kehrichtgebühren eingefüln't werden soll, ist - wie bereits
vorne erwähnt - vom kommunalen oder allenfalls kantonalen Gesetzgc-

ber zu entscheiden. (...).
(VGE 426/96 vom 28. April 1997).
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15
K;ms;thibg;il»en

Kc{nülis(ifions(Hh\ch!nssi;ehii/tfün: bisherige, ungenü^cnäe gesetzliche
Grundlage kunn in c'dsn nicht lüs infertemporale Regeliaig herangezogen
werden ^Unterschied w VGE 426/96 vom 28. AprU 1997, siehe EGV-SZ
1997, Nr. 14).

Aus den Erwagungefi:

l. (In castt keine genügende ge.fet?Mche Griunüuge ini Gemeinües'egSe-
inent für Efiichnng mui Bemes.wfi^ von Anschluss^ebühren.)

2. Bei dieser Rechtstagc stellt sich die Frage, welche Rechtsi'oigc aus
der Erkenntnis, dass im zu beurteilenden Fall eine rechtswidrige Norm an-

gewendet wurde, zu ziehen ist, In aller Rege] besteht die Rechtsf'olge ei-
ner akzessorischen Nonnenkontrolle darin, dasy der als normwidrig er-
kannten Bestimmung die Anwendung im konkreten Fall versagt wird. Das

VerwatUmgsgericht hat indessen mit Hinweis auf einen Entscheid des
VerwutUmgsgerichts des Kantons Zürich (ZBI 1996, S, 881r'f.) in VGE
426/96 vom 28. April 1997 festgehalten, dass sich bei periodischen Mas-
senverfügimgen allenfalls eine - vom Gericht unmittelbar angeordnete

oder dem Gesetzgeber überlassene - intertemporale Regelung rechtferii-
ge, um eine zeitlich klare Abgrenzung für die Anwendung des als vcrfcis-
sungswidrig erkannten Rechts zu schaffen. Im konkreten Fall wurde ent-
schieden, dass die geltende Ordnung im Sinne einer Ubergangsregeiung
angewendet werden könne, innerhalb einer bestinunten Frist (.,,) die ge-
setzliche Grundlage aber so anzupassen sei, dass der betragsmassige Ge-
bührenansatz im koinmunalen Erlass enthalten sei. (.,.).

Im voriiegenden Fafl geht es -- anders als im zitierten Entscheid - lucht

um den Eriass einer periodischen Massenverftigung, sondern um die An-
schlussgcbühr, welche jährlich nur von einer sehr begrenzten Anzahl von
Pt'Hchtigen entrichtet werden muss; es geht auch nicht um eine betrags-
massig geringe Benützungsgebütir, sondern um eine für den PFiichtigen
erheblich ins Gewicht Fallende Anschlussgebühr in Höhe von mehreren
zehntausend Franken. Der mit der verfügten Gebühr bewilligte Anschluss
an die Kanniisation bezieht sich auf Bauten, welche noch nicht en'ichtef

und kaum vor [998 bezugsbereit sein werden. Unter Berücksichtigung
dieser Tatsachen ist es vorliegend nicht gerechtfertigt, die bezüglich der
Gebührenhöhe nonmvidrige koinnninnle Gebiihrenordnung im Sinne ei-
ner Übergangs rege l u ng zur Anwenciimg zu bringen. Andererseits kann
die festgestellte Normwicfrigkeit - auch nach Aut'fassuny des Beschwer-
ciefiihrers - nicht zu einer Befreiung von der Pflicht zur Leistung einer
Anschlussgebühr führen. Es rechtfertigt sich deshalb im Sinne des Even-
tualantrages Ziff. 3 des Beschwerdeführers und des Eventualantrages Zit't'.
2 der Vorinstanz, die ttngetochtene Vert'ügung aufzuheben und die Sache
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an den Gemeinderat zurückzuweisen, damit dieser nach Anpassung des

Kanalisationsreglements im Sinne der oben dargelegten Rechtsprechung
die Anschiussgebühr neu verfügen kann. Der Beschwerdeführer hat be-
reits eine Anzahlung in Höhe von Fr. (...). bezahlt. Da eine Anschlussgc-
biihr unzweifelhaft geschuldet ist und der geleistete Betrag in Berück-
sichtigung des Bauvolumens nicht als offensichtlich missbräuchlich hoch
bezeichnet werden kann, kann die Vorinstanz diesen Betrag vorerst als
AnzEihtung behalten.

(,..).

(VGE 705/97 vom 27. Juni 1997).

16
Kitusalabgaben

- MiHtärpflichtersatz: Befreiung von der Ersalzpßicfi! wegen erheblicher
körperlicher Be/iinderung.
Nichumwendung einer Verordnungsbestnninung, welche dem Gesetz wi-

Verspricht.

Aus dem Sachverhalt:

X. erlitt bei Forstarbeiten einen Unfall (Amputation des rechten Un-
terschenkels). Er ist für die Fortbewegung dauernd auf eine Prothese an-
gewiesen. Er ist erwerbstätig und bezieht weder eine SUVA- noch eine
IV-Rente. Mit Veranlagungsverfugung vom 15. April 1996 wurde er ver-

pflichtet, für das Ersatzjahr 1995 einen Militarpflichtersatz von Fr. (...) zu
bezahlen. Eine dagegen erhobene Einspräche wurde von der kantonalen
MilitärpftichtersatzverwaUung abgewiesen. Die von X. erhobene Be-
schwerde (mit dem Begehren um vollständige Befreiung vom Miiitär-
pffichtersafz ab 1995) wurde vom Verwaltungsgericht mit Entscheid vom
27. September 1996 gutgeheissen. Eine von der Eidgenössischen Steuer-
Verwaltung erhobene Verwaltungsgerichlsbeschwercle wurde vom Schwei-
zerischen Bunclesgericht mit Urteil vom 27, Februar 1998 abgewiesen.

Aus den Erwägungen (des Verwaltungsgerichtsenlscheiäes 336/96):

2. Nach Art. 4 Abs. i MPEG in der seit dem l. Jan. 1995 geltenden Fas-
sung ist von der Ersatzpfficht befreit, wer im ErsatzJahr u.a.
• wegen erheblicher körperlicher oder geistiger Behinclerung ein tax-

pflichtiges Einkommen erzielt, das nach nochmaligem Abzug von Ver-
sicherungsleistungen gemäss Art. 12 Abs. l Bst. c sowie von behinde-
rungsbedingten Lebenshaltimgskosten sein betreibungsrechtliches Exi-
stenzminimum um nicht mehr als 100 Prozent übersteigt (Bst. a);

• wegen einer erheblichen Behinderung als dienstuntauglich gilt sowie ei-
ne Rente oder eine Hilftosenentschädigung der Eiclg. Invalidenversi-
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cherung oder der Unt'allversichci-ung bezielit (Bst. a'"^);

• wegen einer erhebiichen Bchinderung als dietistuntduglich gilt und kei-
nc Hilt'tosenentschadigung bezieht, aber dennoch eine der zwei minde-
stens erforderlichen Voraussetzungen tür eine Hilflnsenentschädigung
erflillt (Bst. a'^).

Nach Art. l Abs. l der Verordnung über den Mititarpttichtcrsdtz vom
30. Aug. 1995 (MPEV, SR 661.1, publ. in AS 1995, IV, S. 43241-f.) gilt eine
Behindei-ung als erheblich im Sinne von Art, 4 Abs. l Bst. a des Gesetzes,

wenn sie den für die Ausrichtung einer Rente der Eidy.Invalidenversi-
chei'ung massgebenden Mindcstgrad an Invntidität aut'weist. Fiif die Er-
satzbefreiung nach ArE. 4 Abs. l Bst. ahis des Gesetzes beim Bezug von
Renten oder Hilitosenentschadigungen der obligcitoi-ischen Uniailversi-
cherung ist der gleiche Mindestgrad an Invaliditat oder Hiiflosigkeit vof-
ausgesetzt, wie er bei der Eidg, Invalidenvcrsicherimg t'tir die Ausrichtung
einer Rente oder Hili'losenentschädigung massgebend ist (vgl. Art. l

Abs. 2 MPEV). Die Abktarung der Ersatzbefreiung bei DienstuntdugH-
chen nach Art, 4 Abs. l Bst. ülv< des Gesetzes erfolgt nach den Verwnl-
lungsweisungen der Eidg. Itivatidenversicherung für die Ausrichtutig von
Hiltiosenentschndigungen durch die kant. IV-Siellcn.

3. a) Im konkreten Fa!l ist unbestritten, ctass die invalidiUitsbedingte Er-
werbseinbusse des Beschwerdeführers runci 18% beträgt (,,.), Erreicht so-
mit der Beschwerdelührer die in der Invalidenversicherung massgebende
Schwelle eines InvalidiUitsyi-actes von mindestens 40% nicht, gilt nach
Massgabe von Art. l Abs, l MPEV die Behinderung nicht als erheblich.
(= Standpunkt der Ekig. Steuerverwaltung/Vorinstanz)

b) In der Beschwerdeschrift wird dagegen geltend gemacht, die Ver-
ordnungsbcstimmung von Art. l Abs. l MPEV sei gesetzeswidrig. Perso-
neu mit einem IV-Grad von 40% hatten auf jeden Fal! Anspruch auf IV-
Rentenleistungen. Sie seien deshalb unabhängig von ihren Einkommens-
Verhältnissen allein aufgrund der Tatsache ihres RentenEiezuges bereits
[tufgrund von Art. 4 Abs. l Bst, ab]1 MPEG von der Ersatzpflicht befreit.
Wenn aber Personen mit einem IV-Grad von 40% ohnehin von der Er-

ScitzpHicht befreit seien, gaEie die Bestimmung von Art. 4 Abs. l Bst. a
MPEG gar keinen Sinn mehr, wenn darunter wirklich nur Personen mit
cinem IV-Grad von mindestens 40% t'atlen würden. Schün rein von der

gesetzlichen Logik her müssten mit der Bestinunung von Art. 4 Abs. l
Bst. a MPEG auch Personen erfcisst werden, die einen IV-Grad von we-
niger als 40% aufweisen (vgt. Beschwerdesclirift, S. 2, Ziff. 3n).

Die bundesratliche lntei-1'n-etation des BegritTs der «erheblichen Behm-
clerung» widerspreche sciiliesslich der gesetzgeberischen Absicäit, im Zu-
Stimmenlmng mit der Revision vom 17.6.1994 die Bel'reiungstatbestande

für behinderte Menschen deutlich auszuweiten (vgl. Beschwerdeschrift,
S. 2, Ziff. 3b).

c) Nach Art. 4 Abs. l Bst. a MPEG in der bisherigen Fassung war von
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der Ersatzpflicht befreit, wer im Ersatzjahr wegen körperficher oder gei-
stiger Gebrechen unfähig war, den für sich und seine Familie notwendi-
gen Lebensunterhalt zu erwerben, und kein hinreichendes Vermögen be-

sass (vgL Peter Walti, Der Schweiz. Militarpflichtersatz, S. 86), Nach altem
Recht wurde ein ursdch licher Zusammenhang zwischen dein Gebrechen
und der (für den Lebensaufwancl) unzureichenden Einkommenssituation
vorausgesetzt. Mit anderen Worten wurde der Pflichtige nach altem Recht
deshalb befreit, weif er wegcn der Behinderung nur ein anzureichendcs
Einkommen erzielen konnte, welches (nach Abzug von gebrechiichkeits-
bedingten Versicherungsleistungen und von zusätzlichen Lebenshaltungs-
kosten infolge der Behinderung) den Betrag des betreibungsrechtiichen
Existenzminimums nicht um mehr als 50% überstieg (vgl. Peter Walti,
a.a.O., S. 86 i.V.m. BEI 1993, II. Nr. 25, S. 733).

Eine Stanclesinitiative des Kantons Jura vorn 19, Sept. f990 verlangte
die Abschaffung des MiHtärpfHchtersatzes für körperlich und geistig be-
hinderte Personen. In der Botschaft zur Revision des BG über den Mi-

litärpflichtersatz vom 12. Mai 1993 wurde u.a. ausgeführt:

«Die geltende Ordnung stellt zu Recht die wirtschaflliciie Leistungsfähigkeit des Bc-
hinderte» n!s Massstab für die Ersatzbefreiung in den Mittelpimkt. Mit diesem Vorge-
heil wird nicht zuletzt erreicht, dass auch Behinderte, die nicht in den Genuss einer In-
valiclenrente kommen (z, K. nach bezahlter Umscluilung). befreit werden können, Dies
wäre aber nicht mehr der Fall, wenn man auf die Invalidenrente iibstellen würde. Mnn
würde dem Anliegen auch nicht kedmung tragen, wenn man die Ersntzbefreinng ein-
zig vom Kriterium <Bezug einer Renie oder Hilfiosenenlschadigung der Invalidenver-
Sicherung oder einer UntallversicherLing» abhängig machen würde. Zimi einen kiime
dies gegenüber heute cincm Rückschritt gieicEi. zum ändern würde es wohl kaum vcr-
standen, dnss ei» Bezüger einer Teilrente mit zusätzlichen überdurchsclmittlichen Er-
werbsemkiinften gleich behandelt wiirde wie derjenige Behinderte, der nur über Ren-
teiiemkünfte verfügt und bereits heute zu Recht von der Ersatzpflidit befreiE wird.
(...) Nicht zu einer Besserstellung führt ferner auch der Vorschlag der Behindertenor-
gimisittionen, einerseits für die Ersntzbcfreiimg nuf die Ausrichtung einer !nva!iden-
reiUe oder Hitflosenentschädigung ab-iusielie» und anderseits eine Liste derjenigen Ge-
brechesi zu erstellen, welche (rotz fehlender Rente oder Hilflosenentschadigung für den
MiliEarpftichtcrsatz als crhebiichc Bchiisderung gelten. Wie bereits erwähnt, biidct die
Gewährung einer Rente keinen gnngbBren Weg (...).

Hingegen schlagen wir vor, dem Anliegen durch eine noch grosszügigere Berechnung
entgegenzukommen. Wird die Befrcumg heute gewährt, wenn die Einkünfte (nach Ab-
zug von gebreclilichkcitsbcdingtcn VersichcrungsleisEungcn und von zusatzliclien Lc-
benshaltungskosten infolge der BehinderLing) den Betrag des betreibnngsrechtlichen
Existenzmininuims nicht um mehr als 50 Prozent übersteigen, so soil diese Limite auf
KM) Prozent angehoben werden. (...)
Im weitem sch!;lgen wir zilsiitzlicll vor. dass ftir diejenigen Behinderten, die trotz der
herautgesctztcit Limitc crsatzpnichtig bleiben, die Ersatzabgabe um die Häifte iicrab-
gesetzt wird.»

(...)

(vgl. BBf [993, U, Nr. 25, S. 731ff„ v.a. S. 732/733)

Der dieser Botschaft angefügte Gesetzesentwurf wies in Art. 4 Abs. l
Bst. a folgende Regelung auf:

«Von der Ersatzpflicht ist befreit, wer ini Ersat/'Jaltr:
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a) wogen sdiwerer körperlicher oder gcistigfr Buhindening ein (tixpnichliges Einkom-
inen (Art. Il und 12) erzieh, das nach xus ätz i ic he m Abziig von Ver.sichcningsicisUm-
ycn nach Art. 12 Ahs. l Bsl. c .sowiu vdn hehindemngsbfdingtün Lelwnshaitungskoslen
sein hctreibungsrechtiiches Existcnzminiimmi niclit 11111 mehr ;)ls [W Prozent über-
steigt;"

(vgl. BBI 1993, S. 747)

d) Am 7. Okt, 1993 beriet der Ständerat die Botschat't und den Geset-
zesentwurf vom 12, Mai 1993. Berichterstatter der vorbereitenden Kom-

mission war Stnnderat (SR) Lorelan, welcher in der Emtretensdebatte
u.a. ausführte, dass Art. 4, welcher die Befrciungsgninde umschreibe, ei-
ne der zentralen Bestimmungen ini yettenden wie im teih'evidierten Ge-
setz darstelle (vgl. Amtliches Bulletin der BV, SEandernt 1993, 7, Okt.
i 993, S. 776, linke Spalte oben), Bei der Detnilberatung von Art. 4 führ-
te SR Loretan u.a. aus:

« Gesditzl aut die bereits äiWtilinten und erstaLin! ic]) erweist; emheliig überwie.seneii
Vorslösse - Stiiiuäcsinitiiitive Jura sowie Vorslösse verschiedener Mitglieder der Räte -
beatUragt nuiimehr der Butide,sr;u wescntliclic Erlcicliicrunycn: die Ansclehnnng der
Betrehmg vuin Miliiiirptlichtcrsatz in qtitinlitativer Hinsicht zisgiiiisten von körpfriich
oder geistig behinderten l'ersonen. (,,.), In niclit wort^etrcuer Betolguiiy dieycr Vur-
slösse ist der Bundesrat der Aiisichl, ütiss die Ersatziibgabe nacli wie vor zu entriclitcii
habe, wer sich in guien wirtschnt'tiichcn Vcrhiiltnisscn beimdct. Der BnndL-srLit gellt da-
bei von der gellenden Ordnung aus und stützt sich in seinem Revisionsvnrsdilag, wie
im ^elteiuicn Recht, nach wie vor ;nif das KriteriLim der wlrlsch.it'tiiclien Leistungs-
fahigkeit des Behinderten als M;issstab für die Bet'reiung von der Ersatzabyiihc.
Das vom BiiiKlesrat vurgeschl.igüiie Lind von (.len KunUmen ini Vernehniltissungsvfr-
talnren weitgehend unterstützte quantitative Entgcscnkommen bcslehl im wesentlichen
in einer ^rossziigigeren Bcrcchmmgstonnel. (...)
Im tibriyen wird in Artikel 4 Abs. l Buchstabe a eine textliche Verbesserung, eine bes-
sere Verstiindlicllkeit erzielt. Die neue Formulierung - geinäss iiutidcsrat «wegen
schwerer körperlicher oder geistiger Behindernng», geimiss Kümmissiun <wägen er-
lieblicher körperlicher oder geistiger Behinderung> - stellt keine materielle Aiulcnmg
gegenüber (.icm heilte geltenilcii Text und damit keine Praxis iindenm g in der Beurtei-
lung de;' Behinderung dar.
Die Komniissionsmührheil will nun einen Schritt weiter gehen iil.s der Bundesrat, in-
(.lern sie neu in Absittz l Buclistiibc ai den BctrciLmgsgnmtl der erheblichen Behinde-
ning einl'iihri, welche zur Dienstuntanglichkeit führt und gleichzeiiig cine Rente oUer
eine Hiinosencntsdi;uligimg der IV oder der Un t all Versicherung nach sich zieht. Dies
ist esne qualitative Verbcsstirmig. Es wird eil) neues Kriterium für die Bctrehin^ von
der ErsatzpnidU cingcftiint, ilits über die blusse qtiLintitiiUve Eroi^issigLing liinausgeht,
Das ist ein kbrer Kurswechsel, wie er von den Behindcrtenvtirbäiulen getorderl wircl,
weil nunmehr für die Gnippä von Behinderten, die eine Renle beziehen, das Kriteri-
um der wirtschat'tlichen Leistungstalugkeit unttalll. Die Bel'reiung ertulgl uliein aus
Gründen der Gerechtigkeit, ohne d;iss sozialpolitische oder materielSe Kriterieis in Be-
(rächt gezogen werden. (...)»

(vgL Amtliches BuHetm, SR, a.a.O., S. 777f.)

Ein weiteres Modelt wurde im Rahmen der Detailberatung von SR
Plattner präsentiert, welcher den Kreis der Ersatzpt'Iichtbefreiten noch

ausdehnen wollte, indem Personen, die wegen einer erheblichen Behin-
denmg als dienstuntauglich erklärt werden, indessen aber keine Rente ir-
gendwelcher Art erhalten (z.B. Gchörlose), gestützt auf eine Aut'Iistung
von Gebrechen unabhängig von ihren Einkommens- und Vermögensver-
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hältnissen von der Ersatzpflicht befreit werden sollen. Dabei stellte sich
SR Plattner vor:

«d?iss die ALiE'nahme in die Liste durch den BundesnK ab einer unteren Grenze /n er-
folgen hatte, also Z.B. ab 30prozcntigen Integritätsschäden nach dieser Skala (.,.)»
(vg). Amtliches Bulletin, SR, a.a.0., S. 7SO, linke Spiütc Ltntcn)

Zur Debatte standen somit der Standpunkt der Kommissionsminder-
tieit, die den bundcsräthchen Vorschlag unterstützte, der Vorschlag der
Kommissionsmehrheit, welche eine Erweiterung der Ersatzbefreiung (ios-
gelöst von der wirtschaftlichen Situation des Rentenbezügers) beabsich-
tigtc, sowie der noch weitergehende (Befreiungs)Vorsclilag von SR Platt-
ner («Ersatzbcfreiung von Behinderten ohne Rente gcmäss Gebrcchens-

liste»). Bei den Abstimmungen obsiegte der Vorschlag der Kom-
missionsmelirheit. Dieser Beschluss des Standerates und der bundesrätti-

ehe Standpunkt wurde in der Debatte des Nationalrates vom 3. März 1994
wie folgt zitsammengefasst:

« (...) Damit geht der Bundesrat weiterhin vo» ökonomischen Kriterien für die Befrei-
ung von der ErsiUzabgabe ;uis. Er erfüllt die Anliegen der SEaiK.lcsinitiative Jura und
der Behinderten niclit. Verlangt wird dort namlicli ein SystemwechseL Die Behinde-
rung an sich soll Grund für die Befreiung von der Ersatzftbgabe sein, nichl etwa die
prekäre ükonüinische Situiitiun.
Der Sttinderat hat nun durch Hinzufügung von Artikei 4 Absatz l Buchstabe ai die-
sen Systeinwechsei vorgenommen. Gemäss Ständersit sollen die Behinderten
grLindsätziich von der Ersatzabgabc befreii sein, wenn sie eine Rente bzw. eine Hilflo-
senentschädigung der IV oder der Unfatlversidierung erliaiten, und zwar soii diese Be-
freiung uiiiibhangig von der ökonomischen Situation erfolgen.»
(vgl. Amtliches Bullciin, Natsonalriit, 1994, S. 13U, linke Spalte oben; Nationalrat Heinz
Ailenspach, als Sprecher der FDP-Fraktion)

Die Mehrheit der vorberatenden Kommission des Nationalrates bean-
tragte hinsichtlich Art. 4 Abs. l Buchstabe ai Zustimmung zur Fassung
des Ständerates (vgl. Amtliches Bulletin, a.a.0., S. 128, rechte Spalte
oben). Die Kommissionsminderheit schlug folgende Ausdehnung der Er-
satzbefreiung vor;

«a 2. als dienstuntauglich gilt wegen einer erheblichen Behinderung, weiche
nicht zu einem Rentenanspruch führt. Der Bundesrat erstellt ei»e
Liste derjenigen Gebrechen, weiche eine sotclie Beliindcrung verur-
Stichen;»

(vgl. Amtl. Bulletin, a.ii.O., S. 131, linke Spalte unten)

Nationalrätin Christine Goll, Sprecherin der Kommissionsminderheit,
begründete diese Erweiterung u.a. wie folgt:

« (...) Eine Behinderung ist nicht nur dann <er)]eblich>, wenn sie ?.u finanziellen E!»-
schränkiingen führt! Diese einseitige Betrachtungsweise wollen wir dadurch erweitern,
dass wir die Behinderung als Kriterium für die Bctreiung ansehen. Wir schlagen lliiien
deshalb in Artikel 4 Abs. l Buchstabe a2 vor, das auch von der Ersntzpflicht zu be-
freien ist, wenn die <erheb1iche Behinderung> zu keinem Rentenanspriich führt. (...)??
(vgl. Amt). Bulletin, a.a.O,. S. 131, rechte SpaiEü iiiiten)

Nationalrat Marc Suter beantragte hingegen, folgende Ausdehnung der
Ersatzbcfreiung vorzunehmen:
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«;i 2, wegen einer erheblichen Beliituterung ;ils (.lienstuntauglich gilt lind keine
Hilfloseiieiitschiidiytin^ bezieht, iiber dennuch eine der zwei mindestens ertbr-
derlichen Vomussctzungen tur eine Hiltloscnentsciiadi^iiiig crt'iillt.»
(vgl. Amll. Bulletin, a.a.0.. S. 131. linke Spalte Linien)

Er begründete seinen Vorschlag u.a. t'oigendermassen;

«Für uns Behinderiü geht e;s hier um eine Friigt; der Gerechiigkeit, und zwar ttir iille,
die wcycii einer erliebliclieii Bcliiiuicriing keinen Militardiünst leisten können. Es ist ja
so, (i;iss da*s Militiir u»s niciit will (...).
Für uns BdiinUcrtc ist die Ankiuipl'ung die Behim.leruny selber, nicht das Krilerium
der wirtschaftlichen LeisEungsföhigkeit, (,,,)
Wahrend der Biiiultrsrat die wir isch.it't liche Leisttingstahigkeil als Gtireclitigkeilski'ite-
rium in den Vordergrund scluebl, hat nun der StäiulcnU eine iindere Gewichtnng var-
genommen. Er hiit sich un der Behinderung selber orientiert, Dns ist riclitig, und wjr
begmssen dies. Wenn Sie den Text lesen, Uiimi seheii Sie. dtiss ai! jene. tlic cinursüity
eine IV-Rcnle oder andererseits eine Hiinosenentschäcligung erhiiltcn, direkt befreit
sind, ohne Weitenmgen, ohne Steucrcrkliining, ohne Abklamngen. Mein Antrag will
einzig (.licses Prinzip ergänzen.
Frau Goll iiat es bereits yesagt: Die Minderheit will dies iiuch. Es geht um eine Ab-
rundung dieses ~ wenn man will - Systemweclisels, der vom SlaiK.lcrat beschlüssen war-
(.icn ist. Die Stossrichtung ist iliesclbe, der Weg, den ich vorschhige, ist etwas anders ais
derjenige der Minderheit, ober im Endeftekt. wenn es um die Betrot'tcnen geht, nntcr-
sL'hekicn wir uns mdit stark. (...)
Die Hilflosen sind nun wirklich diejenigen, die nbsoiut sdiwcrstbchindert sind, Meine
Lösung bedeutet keinen Systemwechsei; es ist nur eine Abrunüung, eine notwendige
Erweiterung, die ai! jenen gerecht werden soll, die wcscn einer schweren Behmderung
keinen MiliUirdicnsl lciiiten kö»iien, aber tiucli wegen der strengen Antordenmg bei
der HJHIosenenisdiaüigung keine Hiltlüscnciitscliiklignng beziehen, weil sie niclit in
zwei dieser Lebensbereiche völlig hiiltos sind. sonderii (lur in eincni,
Die Vorteile dieser Lösung gcgeiuiber einer Liste sehe ich im iblgenden: Wir haben ei-
»e klare Abgrenzung, gestützt auf einen Reclitsbegriff, (.ler ini Invalidenversichenmgs-
gesetz und im Untallversichurungygesetz identisch verankert ist, der in den Aus-
führungsverordnungen umsduichen wird (.,,), und der (,..) dnrcli (.las EidyenöBsischc
Vcrsidienmgsgericht in all seine« Veriisle hingen. in ali seiner VidgCKtaltigkeit - um das
gebt es tuimiich bei der Beliinderung; es gibt sehr viele qualitative Lind qLiantitative Un-
tersduede -, definierl wuriie.»

(...)

(vgl, Amt]. Bulletin, a.a.0., S. 132)

In den anschliessenden Abstimmungen übernahm der Nationalrat die
ständerätliche Fassung von Art. 4 Abs, t Buchstabe ai. Den Antrag der
Minderheit («Liste der Gebrechen») lehnte er nb, dem Antrag von NR
Suter stimmte er hingegen zu.

Zu dieser Differenz nahm der Ständerat in seiner Sitzung vom 30. Mai
1994 wie folgt Stellung:

«Der Nationalral hat als Zwcitrat in der Friihjahrssession iyy4 den <Genfer BcsclUüs-
sen> des Ständerales vom 7, Oktober i993 weitgckendzngesiimmt H[i(J damit auch dem
in Artikel 4 von unserem Rat beschlossenen sogenannten Oi.iante n Sprung, der besagt:
Für die Gruppe der Belijinlertc!!, die eiiic Rente ucier eine HiEnusenentsdiiidigLing be-
ziehen, cnltalH neuerdings das Kriterkim der wirtschaftlichen Leistungsfäliigkeit.(...)
Der Natioiiiilrat hat in Artikel 4 die erste Dit'terenz geschälten, indem er in Absatz l
• Stichworl (Befreiung von der Ersatzpt1icht> -, ausgeiiend vom seinerzeit igen abge-

luhnlcn Antrag Phittncr. der üine ZLisiit/liche Gebrechensiiste für weisere Befreiungen
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forderte, fiir einen neuen Buchstaben a2 voticrt hat. Er kam zu einer neuen Fonmilie-
rung. welche auf die ErsEelluiig einer Gebrechensliste verzichtet.
Die nationalrätliche Version sieht numnchr die Befreiung für Personen mit erhebiicher
Bchindcrung. jedoch ühnc Anrecht auf eine Hiiflosenentschadigung vor, die aber dcn-
noch eine der zwei mindestens erforderlichen Voraussetzungen für eine Hilflosenent-
schädigung erfullen. Diese Ansdehimng oder <Abrundung>, wie es der Antragsteller,
Nationalrat Stiler, naiinEe, fügi sich ins Konzept des Ständerates ein.
Dieses Konzept, welches von demjenigen der bundesratlichen Botschaft sowohl in
quiuititativcr als vor allem auch in qualitativer Hinsicht abweicht, befreit denjenigen
vom MiIitärpHiciiEersatz, der wegen einer erheblichen Behinderung a!s dienstuntaug-
lich gilt und eine Re»te oder eine Hilflosenentschädigung der Eidgenössischen Inva]i-
denversichcri)!ig oder der Unfallversicherung bezieht,
Das sagt Buchstabe ai in Artikci 4 Abs. l. Neu kommt nun nach der Fassung des Na-
tionalrates die Befreiung ohne das Vorliegen der Voraussetzung der Hiinosenentschä-
digung hinzu, sofern eben ein einzdnes Kriterium für die HilHosigkeit gcmäss Invali-
denversicherungsgesetz erfüllt ist. (...)»
(vg!. Amtl. Bulletin, SR, vom 30. M^ii 1994, S, 3S6: SR Willy LorcEan, welcher als Be-
richterstatter der vorberatcnden Kommission die Zustimmung zum Beschluss des Na-
tionalrates beantragte.)

In der Folge stimmte der Ständerat ohne weitere Diskussion dem ent-
sprechenden Beschluss des Nationalrates zu.

e) Eine Auswertung dieser parlamentarischen Beratungen führt zu fol-
genden Seh fuss folge nmgen. Der Gesetzgeber hat mit der vorliegenden
Teilrevision eindeutig eine Erweiterung der Ersatzbefreiung von behin-
derten Personen vorgenommen, indem das vom Bundesrat favorisierte
Kriterium «ausschliesstiches Abstellen auf die wirtschaftliche Leistungs-
fahigkeit (von behinderten Personen)» ergänzt wurde. Diese Ergänzung
betrifft zwei Kategorien von behinderten Personen, welche direkt (ohne
Prüfung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit) vom Militarpflichtersatz
befreit werden. Dieser Verzicht auf die Prüfung der wirtschaftlichen Lei-
stungsfahigkcit behinderter Personen, welche diesen beiden Kategorien
angehören, wurde in den Gesetzesmaterialien mehrfach als Systemwech-
sei bezeichnet. Mit diesem Systemwechscl wollte der Gesetzgeber zusam-

menfassend,
• class dienstuntaugliche Behmcierte, welche eine Rente oder eine Hilflo-

senentschadigung der Eidg. Invalidenversiclierung oder der Unfaliver-
Sicherung beziehen, generell (zum vornherein, ungeachtet der wirt-
schaftlichen Situation) von der Ersatzpflicht befreit sind (Bst. abi<;);

• dass zusätzlich cHenstuntauglichc Behinderte, welche zwar keine Hilflo-
senentschadigung beziehen, aber dennoch eine der zwei mindestens er-
förderlichen Voraussetzungen für eine Hilflosenentschädigung erfüllen,
ebenfalls generell (ungeachtet der wirtschaftlichen Situation) von der
Ei-satzpfiicht befreit sind (Bst. a'er);

• und dass schliesslich dienstuntaugtiche Beliinderte (auch wenn sie we-
der eine Rente oder Hilflosenentschädigung der IV/UV beziehen, noch
eine Voraussetzung für eine Hilflosenentscluuligung erfüllen) dann von
der Ersatzpflicht befreit werden, wenn deren wirtschaftliche Verhält-
nisse die in Art. 4 Abs. l Bst. a MPEG geregelte Schwelle nicht iiber-
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steigen («Ersafzbefreiung infolge beschränkter wirtscliaftlicher Lei-
stungsiahigkeit»),

Aufgrund dieser ratio legts geht es nicht an, in Art. l Abs, l der Ver-
Ordnung (MPEV) die Anwendung des zuletzt erwähnten Befreiungsgrun-
des («Ersatzbefreiung infolge beschränkter wirtschat'tliclier Leistungs-
fähigkeit im Sinne von Art. 4 Abs. t Bst, a MPEG») auf den dienstun-
tauglichen Behinderten zu beschränken, der «den für die Ausrichtung
einer Rente der Eidgenössischen invnlidenversichcrung massgebencien
Mindesfgrad an Invalidifat anfweist». Denn ein solcher Behinderter (wet-

eher einen Mindestinvaliditatsgrad von 40% autweist), hat immer mich
Anspruch auf eine I V- Rente, weshalb er ohnehin nach Art. 4 Abs. l
Bst. a'"< MPEG von der Ersdtzpfiicht befreit ist. Die vom Bunclcsrat in der

Art. l Abs. l der Verordnung gemachte Anknüpfung an eine Mindestin-
validitat von 40% findet keine Stütze im Gesetz. Aber auch in den dar-
gelegten Gesetzmatemlien wurde nirgends (iuf eine solclie Verknüpfung
hingewiesen, dergestalt, class nur dann auf das Kriterium der wirtschaftii-
chen Leistungsfähigkeit abzustellen sei, wenn eine Mmdestinvaliclifat von
40% vortiege. Im Gegenteil führte der Bundesnu in der Botschaft vom
12. Mai 1993 noch u.a. aus:

«Die gclteiutc Ordnung steiil zu Recht die wir! iichal'l liche Leistungstalugkeil des Be-
hinderten iils Massstab l'ür die Ersali'bctrciung sii den Mittelpunkt. Mit die'iem Vur^e-
hen wird nicht zuietzt erreichs, dass auch Behinderte, die nicht in den Cienuss einer In-
valkletireiUe kommen (z.B. iicit.'h bezaliiier Umsciniiiitig), hetreiE werden können. (...)»
(vg!, BBi 1993. Bd. Il, S. 732 UDlen)

Der Bimdesrat wollte mit seinem Revisionsvorschlag an diesem Krite-
rium («ausschliesstiches Abstellen auf die wirlscliaftliche Leistungsfahig-
keit») festhalten und iedigiich eine grosszügigere Berechnung vorsehen.
In der parlamentarischen Debatte ging es - wie oben ausgeführt - eifi-
deittig nkhl darum, dieses Kriterium restriktiver zu fassen, sondern dar-

um, welche zusätzlichen Ersatzbefreiungsgriinde hinzukommen sollten.

Wenn aber die früher geltende Regelung nicht auf eine Mindestinvalidität,
sondern auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit abstellte (bzw. darauf,
dass der Pflichtige aufgrund der Behinderung nur ein für seinen Lebens-
aul'wancl unzureichendes Einkommen erzielen konnte),
und es in der Teih-evision (betreffend Ersalzbefreiung für Behinderte)
einzig um eine Besserstellung der Behinderten (und nie um eine Ver-

scbärt'ung) ging,
dann erweist sich eine Verorclnungsbestimmung, welche neu den Betrei-

ungsgrunct der beschränkten wirtschaftlichen Leisfungstähigkeit deutlich
enger (als die bisherige Regelung) fasst und ihn nur noch dann zur An-
Wendung zulassen will, wenn (neu) eine Mindesfinvaliclität von 40% vor-

liegt, als klar geset?,eswi(hig,

Aus diesen Gründen ist im Einklang mit dem Beschwerdeführer fest-
zuhalten, dass die Bestimmung von Art. 4 Abs. l Bst. a MPEG keinen
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Sinn mehr gäbe, wenn darunter wirklich nur noch Personen mit einemIn-

validitätsgrad von mindestens 40% fallen würden. (...).
Überdies lauft die Ausgestdltung von Art. l Abs, l MPEV bzw. die Ar-

gumentation der Eidg. Steuervervvaltung sinngeinäss darauf hinaus, dass
die bisher aus sozialpoHtischen Gründen gewahrte Ersatzbefreiung fak-
tisch eliminiert wird, wie anhand des folgenden Beispiels erläutert wird:

Der Pflichtige A verdiente als Gesunder monatlich Fr. 4ÖÖÜ.-; nach ei-
nern Unfall, welche eine Ausmusterung aus der Armee zur Folge hatte,

kann er bei Verwertung der verbliebenen Erwerbsfahigkeit noch ein
Einkommen von monatlich Fr. 3000.- erzielen; der Invaliditätsgrad be-

tragt somit 25%.
Der Pflichtige B verdiente als Gesunder monatlich Fr. 9ÜÜO.-; nach ei-
nern Unfall wurde er ebenfalls aus der Armee ausgemustert; B kann
trotz seiner Behinderung noch ein Einkommen von Fr, 5000.-" erzielen;

sein Invaliditatsgrad beträgt 44.4%, weshalb er Anspruch auf eine IV-
Viertelsrente hat.
Nacli der sinngemässen Argumentation der Eidg. Steuerverwaltung wa-
re B (mit emem Einkommen von Fr. 5000,- zuzügiich einer IV-Viertels-

rente) vom Miiitärptiichtersatz befreit (weil B IV-Rentenbezüger ist
und eine Mindestinvalidität von 40% aufweist), derweil A, welcher nur-
mehr ein Einkommen von Fr. 3000.- erzielen kann (als deutlich weni-

ger als B) zum vornherein nicht vom MiHtärpfHchtersatz befreit werden
dürfte, weil A einen unter 40% liegenden IV-Grad aufweist (wobei nach
Meinung der Eidg. Steuerverwaltung nicht geprüft werden dürfte, ob A
die in Art. 4 Abs. l Bst. a MPEG enthaltene Schwelle erreicht). Eine
solche unbefriedigende Lösung (B mit einem Einkommen von
Fr. 5000.- und einer IV-Viertclsrentc vom Militärpflichtersatz befreit -
A mit einem Einkommen von Fr. 3000.- ohne IV-Rente vom Militär-

pflichtersatz nicht befreit) wurde vom Gesetzgeber offenkundig nicht
beabsichtigt. Dies gilt erst recht, wenn berücksichtigt wird, dass nach al-
tem Recht grundsätzlich nur A vom Mititarpflichtersatz befreit worden
wäre, da nur A - nicht aber B - unter den nach altem Recht zu ermit-

teilen Schweilenwert gefallen wäre. Im übrigen wurde bereits betont,
class mit der Gesetzesänderung nicht das auf der wirtschaffiichen Lci-
stungsfahigkeit basierende Kriterium aufgegeben oder eingeschränkt
werden sollte, sondern vielmehr zum einen dieses Kriterium der wirt-

schaftlichen Leistungsfähigkeit grosszügiger berechnet werden sollte,
und zum ändern zusätzliche Befreiungsgründe hinzugefügt wurden.

f) Aus all diesen Gründen findet Art. l Abs. l MPEV hier keine An-
wcndung, weil diese Verorcinungsbestimmiing dem Gesetz bzw. dem dar-

gelegten Willen des Gesetzgebers widerspricht. (...)

4. Der Beschwerde führe r beruft sich ini konkreten Fall auf eine Er-
satzbefreiung nach Art. 4 Abs. l Bst. a MPEG und darauf, dass gemäss
den Infegritätstabeilen der Unfailversicherung (UVV, Anhang 3) beim
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Verlust eines Beines eine 40%ige ßeeinträchtigung der Integrität vorlic-
ge. Zusammen mit einer lS%igen Invalidität im Erwerbsbe reich führe
dies zu einer Behinderung, die kaum noch dis «unerheblich» bezeichnet
werden könne (vgt. Beschwerdeschrit't. S. I f.). Diesen Aust'iihrungen des
Beschwercteführers ist vollumt'angtich beiznpftichten. zuinaj aus clen Ak-

ten keine Anhaltspunkte zu entnehmen sind, welche auf eine geringfügi-
gere Behindemng schiiessen lassen. Die Verordnungsbestiminnng von
Art. l Abs. l MPEV kommt nach dein Gesagten nicht zur Anwendung.
Eine falibezogene Berechnung des Grenzbetmgcs im Sinne von Art. 4
Abs. l Bst. a MPEG wurde hingegen noch nicht durchget'ührt. Von daher
ist in Gutheissung der Beschwerde die Sache an die Vorinstmiz zumckzu-
weisen, damit diese prüfen kann, ob das Einkommen des Beschwerderuh-
i-ers den betreffenden Grenzbetrag utitersctireitet oder nicht.

VGE 336/96 vom 27. September 1996).

Das Schweizerische Bundesgericht hat mit Urteil 2A,521/1996 vom 27.
Februar 1998 eine Beschwerde der Eidgenössischen Steuerverwaitung ab-

gewiesen,

17
Aibeifslosenversichemng

Einstellung in der Anspntchsherechtigung hei Vürsamnnis eines Bera-

fKfigsgesp fikiss.

A«.v den Erwd^un^en:

l. a) Die Versicherte hat auf Weisung des zuständigen Arbeitsamtes u.a.
an Besprechungen oder Orientierungsveranstaltungen teilzunehmen und

die Unterlagen für die Beurteilung ihrer Vermittlungsfähigkeit oder der
Zumutbarkeit einer Arbeit zu liefern (vgl. Art. 17 Abs, 3 lit. b und c des
Bundesgesetzes über die obligatorische Arbeitstosenversicherung und In-
soivenzentschäctigung, AVIG). Nach der Anmeldung müssen sich die Ver-
sicherten entsprechend den Anordnungen des Kantons mindestens zwei-
mal pro Monat persönlich zu eincm Beratungs- und Kontroilgespräch bei
der zusländigen Amtssteile meiden. Dabei wird die Vermittkmgsl'ähigkeit
überprüft. Eines der Gespräche kann nur zur Erfassung der Kontroilda-
ten dienen (vgl. Art. 21 Abs. l der Vei-orclmmg über die obligatorische Ar-

beitslosenentschädigung und die Insolvenzentschädigung, AVIV). Die
Termine für die Beratungs- und Kontrollgesprnche werden für jeden Ver-
sicherten einzeln leytgelegt. Sie werden wahrend der üblichen Arbeitszeit
geführt. Die Erfassung der Kontrolldaten erfolgt in den letzten zehn Ta-

gen des Monats (vgl, Art. 21 Abs. 2 AVIV).

b) Die Versicherte ist in der Anspruchsbcrechtigung einzustellen, wenn
sie u.a. die Kofitrollvorscfniften oder (He Weisungen des Arbeitsamtes nicht
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hefolgf, namentlich eine ihr zugewiesene ztimutbarc Arbeit nicht an-
nimmt, oder einen Kurs, zu dessen Besuch sie angewiesen worden ist, oh-

ne entschuldbarcn Grund niclit antritt oder abbricht (vgi. Art. 30 Abs. l
lit. d AVIG).

2. a) Im konkreten Fall ist unbestritten und aktenmässig erstellt,
• dass die Versicherte am 4. Febr. 1997 schriftlich aufgefordert wurde, am

17. März 1997 (14.30 Uhr) an einem Beratungsgespräch im RAV La-
chen teilzunehmen,

• class die Versicherte diesen Termin versäumt hat (bzw. sich vorgängig
weder abgemeldet noch entschuldigt hat),

• dass sie nachträglich keine Hinclerungsgründe (Krankiieit, Unfall usw.)
vorgebracht hat,

• und dass zusammenfassenci die Voraussetzungen für eine Einstellung in

der Anspruchsberechtigung erfüllt sind (weshalb die Versicherte denn
auch lediglich eine Reduktion der Einstelltage beantragt).

b) Die Dauer der Einstellung bemisst sich nach dem Grad des Ver-
schuldens (vgl Art. 30 Abs. 3 Satz 3 AVIG). Die Einstellung dauert bei
leichtem Verschulden M5 Tage, bei mittelschwerem Verschulden 16-30
Tage und bei schwerem Verschulden 31-60 Tage (Art. 45 Abs. 2 AVIV).

Die Vorinstanz ging von einem leichten Verschulden der Beschwerde-

führerin aus und verfügte eine Einstellung für die Dauer von 10 Tagen.
Diese Einstufung deckt sich mit folgender Weisung des BIGA:

«Am l. Januar 1997 ist die zweite Etappe der Revision des AVIG in Kraft getreten.
Somit talleii die StenipeEkontrollen im bisiierigen Sinne weg. Vielmehr werden neu
i.d.R. nur noch je ein Beratungs- und Kontrollgespräch pro Munat dnrcligefülirt. Dcm-
zufoige kann die bisherige Regelung bei uncntschuldigtcm Versäumnis einer Stempel-
konlrollc nicht mehr angewandt werden, Eine neue Regelung drängi sich auf:

Gemäss Art. 30 Abs. l lif. d AVIG ist ein Versicherter in der Aiispruclssberechtigung
einziisEellcn, wenn er die Kontrollvorsciirifteti oder die Weisungen des Arbeitsamtes
nicht befolgt, üiese Vorschrift inipliziert nicht nur Beratungs-, sondern auch Küntroll-
gespmche (vgl. Art. 3üa Abs. l AVIG). UfH'itfsrhnidigU's f'\'rnhle'then (in cmcn} Beru-
timgs- oder K<HHrollgesfmi<.-h wfrtt'n wir tils k'iciites Verschttltfcn. Gellt man \'on zwei
Gespriiclicti pro Monat aus, erachten wir finf EinsleHitn^ von SO Tn^cn (pro nfh'Ht-
schuleiigtt.' Ahsrnz.) für nngchrücfit.

Diese Lösung ist die einzige gangbare, einerseits, weil sie sich auf Gesetz und Verord-
nung sbsiützen lasst, andererseits, weil so eine cinhi'tllifhv Einsli'lidutit'r hei Versuuimtis
ausgesprochen werden kann. un abhängig vom konkreien zeitlichen Abstand zwischen
den einzelnen Gesprächen.»

(vgl, ALV-Praxis 97/1, Blatt 10, Fettdrnck nicht im Original)

Das Gericht pflichtet diesen Ausführungen insofern bei, als es sich aus
Gründen einer einheitlichen Praxis (koordinierte EinsteJldauer bei Ver-
saumnis eines Beratungsgesprächs) rechtfertigt, bei unentschuldigtem
Fernbleiben an einem Beratungs- oder Kontroligespräch grunclsätzlich
von einem leichten Verschulden bzw. von einer Einstellung von 10 Tagen
pro unentschuldigte Absenz auszugehen. Allerdings ist dieser Ansatz von
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10 Einstelltagen als Ausgangspunkt zu werten. Je nach den konkreten
Verhältnissen des zu beurteilenden Falles ist es angebracht, diesen Ansatz
von 10 Einstelltagen nach unten oder nach oben zu korrigieren. So wird
beispielsweise im Wiederhoiungsfail ein höherer Ansatz unumgangtich
sein. (,.,)

(VGE 381/97 vom 17. September 1997).

18
Arbeilslosenversicherung

- Knr?.{irheit: Die Frist für die Gcitetulfnachnng des EnfscfüuisgKfigfan-
Spruches haf den Cfws'dkter einer Verwirkungsfnsf, deren Nichtwuhrung
ans Erföschen ües Anspruchs z.ur Folge hat.
Anafn/sningen z.nr Fri^wieäerherstellting,

Aufi {{eu Envdgungen:

l. a) Der Arbeitgeber hat gemass Art. 38 Abs. l des Bundesgesetzes
über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzent-

schiidigung (AVIG, SR 837) den Anspruch auf Kurzarbeitsenfschadigung
seiner Arbeitnehmer innerf dreier Monate nach Ablauf jeder Abrech-

nungsperiode gesamtliaft für den Betrieb bei der von ihm bezeichncfen
Kasse geltend zu machen.

Die Frist für die Gettendmachung des Entschadigungsanspruches be-
ginnt mit dem ersten Tag nach der Abrechnungspcriode (vgl. Art. 61
AVIV). Als Abrechnungsperiodc gilt grundsätzlich ein Zeitraum von ei-
nern Monat (vgl. Art. 32 Abs. 5 Satzteil ! i.V.m. Art. 53 Abs. l AVIV).
EiUschädigungen, die der Arbeitgeber nicht fristgerecht (Art. 38 Abs. l
AVIG) yeltend macht, werden ihm nicht vergütet (vgt, Art. 39 Abs. 3
AVIG).

b) Bei der erwähnten 3-Monats-Frist für die Geltendmachung des An-

sprudies (vgl. Art, 3<S Abs. l AVTG) handelt es sich um eine gesetzliche
F/7,s-/. Sie kann grundsätzlich weder von der Verwaltung noch von einem
Richter erstreckt werden. Diese 3-Monats-Frist hat den Charakter einer

Venvirkungsfrist, deren Nichtwahrung das Erlöschen des Anspruchs zur

Folge hat (vgf. den unmissverstandlichen Wortlaut von Art, 39 Abs. 3
AVIG; ARV 1993/94, Nr. 4, E. ib, S. 30; BGE 114 V 123, E. 3a mit Hin-
weisen). Dies bedeutet, dass der Arbeitgeber nach ungenutztem Ablauf
dieser Frisl das ihm grundsätzlich zustehende Recht auf Geltendmnchung
für die betreffende Abrechnungsperiode verliert, gleichgültig, ob eigent-
lich ein Anspruch ciitf Kurzarbeitsentschäcligung etitstanden ist oder nicht.

Dieses Ergebnis («Vcrwirkungsfrist») wird auch durch die Gesctzcsmatc-
rialien untennauert (vgt. die Botschaft zum AVIG, BEI 1980, III, S. 600:
«Der Anspruch auf Kurzarbeitsenfschädigung ist vom Arbeitgeber innert

54



19

dreier Monaten nach der betreffenden Abrcchnungsperiode geltend zu
machen, damit die Verhältnisse rechtzeitig überprütt werden und die Kas-
sen selbst gegenüber dem Ausgleicbsfonds abrechnen können. Verpasst er
fliese Frist, so fiat er den Verlust selbst zu {ragen» (Hervorhebung nicht im
Original); vgl. auch VGE 83/91 v. 18.12.91, ProL 722; 98/96 v. 2.10.96, E.l;
112/96 v. 13.11.96).

c) Als Verwirkungsfrist kann die Frist von Art. 38 Abs. l AVIG - vor-
behaltHch einer Wiederherstellung - weder gehemmt noch unterbrochen
werden. Sie ist nur gewahrt, wenn die Kurzarbeitsentschädigung in der
durch Art. 38 Abs. 3 AVIG vorgeschriebenen Form innert drei Monaten

nach Ende einer Abrechnungsperiode geltend gemacht wurde (ARV
1993/94, Nr. 4, S. 3te Ib; ARV 1988, Nr. 17, S. 128, E. 3; BGE 114 V 124
E. 3b; 113 V 69 E. Ic).

d) Hinsichtlich der Regeln über die Wiederherstellung einer Frist sind
im Bereich der Arbeitslosenversichenmg Art. 35 des Bundcsgesetzes über
die Organisation der Bundesrechtspflege (OG, SR 173.HO) und An. 24
des Bundesgesetzes über (las Verwaltungsverfahren (VwVG, SR 172.021)
analog anzuwenden (vgl. BGE 108 V 109; Rhinow/Krähenmann, Schweiz.
Verwaltungsrechtsprechung, Ergänzungsbanci 1990, Nr. 91, B.IV. b).
Gemäss Art. 35 OG kann Wiederherstellung gegen die Folgen der Ver-
säumnis einer Frist nur dann erteilt werden, wenn der Gesuchsteiler oder

sein Vertreter durch ein unverschuldetes Hindernis abgehalten worden ist,
innert der Frist zu handeln, und binnen zehn Tagen nach Wegfall des Hin-
dernisses unter Angabe desselben die Wiederherstellung verlangt und die
versäumte Rechtshandlung nachholt (vgl. aucli den ähnlichen Wortlaut
von Art. 24 VwVG).

2. a) Der Anspruch für die Km-zarbeitsentschädigung für den Monat Ja-
nuar 1996 hätte somit spätestens bis Ende April 1996, jener für den Mo-
nat Februar 1996 spätestens bis Ende Mai 1996 geltend gemacht werden
müssen. Es ist erstellt und wird vom Beschwei'defiihrer auch ausdrücklich

anerkannt, dass er den Anspruch für die beiden erwähnten MonEite erst
mit der Einreichung von UnterlEigen gemass Art. 38 Abs. 3 AVIG am
10. Juni 1996 geltend machte. Somit ist der Anspruch verwirkt, es sei
denn, die versäumte Frist könne wiederhergestellt werden, was nachto!-

gencl zu prüfen ist.

(...)

d) (.,.) Die Praxis des Bundesgerichts zur Fristwieclerhersteliung ist äus-
serst restriktiv (Geiser/Münch, Prozessieren vor Bundesgericht, Ziff,

1.71). Jedes Verschulden einer Partei oder ihres Vertreters schliesst die
Wiederherstellung a priori aus, unabhängig, ob es sich dabei um ein gro-
bes oder nur leiclites Verschulden handelt. Demnach ist die Wicclerher-

Stellung nur in Fallen klarer Schulcllosigkeit zu gewähren (A. Gaclola, Das
verwEiltungsmtcrne Bescinverdeverfahren, S, 101; Prä 1988, Nr. 152,
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S. 54f), Als objektive Wiederherstcilungsgründe sind beispielsweise eine
Natui-katasti-ophe, ein Unfall oder eine plötzliche schwere Krankheit, Mi-
Utardienst oder Katastrophcncimsatz zu nennen, nicht aber ArbeitsüEier"

iastung oder Ferienabwesenheit, Es können aucli HindcrungsgriiiKie sub-
jektiver. psychischer Art eine Wiederherstellung rechtfertigen, so etwa ein
die Fristvcrsaumnis bewirkender Irrtum, in den der Betroffene, ohne
selbst dafür verantwortlich zu sein, durch ein Verhalten der Behörde ver-
setzt wurde (Gactola, a,a.0., S. 102 mit Hinweisen), Aber auch in diesen
Fallen ist ein strenger Massstab anzuwenden, Wiederherstellung ist auch
in solchen Fallen nur bei klarer Schuktlosigkeit des Beschwerdeführers
und seiner Vertreterm zu gewahren (PR 1988, Nr. 152, S. 541). Ein solcher
Fall liegt hier nicht vor. Wenn der Beschwerdefuhrcr bzw. seine Vertrete-
rin - wie dies vorliegend der Fall war - inl'olge einer unzutt'effenden

Rechtsaut'tassung nicht fristgerecht den Anspruch geltend machte, Iragt er
das Risiko der Fehlinterpretation. Dies gilt um so mehr, ais der Be-
schwerdct'ührcr bzw, seine VertreEerin bei der Durciisicht der Formulare,
Merkblatter und des Entscheids vom 17.I.199A wiederholt auf den deutli-
dien Hinweis stossen mussten, dass sie innert längstens drei Monaten

nach Beendigung jeder Abrechnungsperkxle den Entschadigungsan-
Spruch geltend machen mussten. Da eine falsche behördliche Auskunft
unwahrscheinlich ist, jedenfalls aber nicht mit der im Sozialversiche-

rungsrechf geltenden überwiegenden Wahrscheinlichkeit erstellt ist, kann
keine Fristwiederherstellung gewahrt werden (AGVE 198^, Nr. 45). Die
Beschwerde muss deshaib abgewiesen werden.

(VGE 235/96 vom 26. Februar 1997).

19
Arbcitslosenversirlterung

Kurz arbeit: kein Anspruch un f KurzufhesSsenfschi'Kli^Kng, solange der
von Kttf'zarhei! betroffene Arheifnchmer einer AG im Han delsrcgister als
VerwalHtngst'ulsmilfflied dieser AG emgetm^e.n ist.

Ans ({eu Envtignngen:

2. a) Laut Art. 31 Abs. l AVIG haben Arbeitnehmer, deren normale
Arbeitszeit verkürzt oder deren Arbeit ganz eingestellt ist, Anspruch auf
Kurzarbcitscntschadigung, wenn sie bestimmte, m lit. a-d naher um-
schriebcne Voraussetzungen erfüllen. Keinen Anspruch auf Kurzarbeits-
entschädigung haben gemäss Art. 31 Abs, 3 lit, c AV1G u.a. Personen, die
in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter, als finanziell am Betrieb Beteilig-
te oder als Mitglieder eines obersten betriebiichen Entscheidtingsgremi-
ums die Entsciieidungen des Arbeitgebers bestimmen oder incissgeblich
beeinfktssen können sowie ihre mitarbeitenden Ehegatten, Nach der
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Rechtsprechung (BGE 113 V 74) ist der Ausschluss der in Art. 31 Abs. 3
lit. c AVIG genannten Personen vom Entschädigungsanspruch absolut zu
verstehen. Wie in BGE 120 V 523, Erw. l unter Bezugnahme auf Ger-
harcls, Kommentar zum AVIG, Bd. I, N. 43 zu Art. 31, dargelegt wurde,
steht hinter dieser Regelung der Gedanke der Verhütung von Missbräu-
chen (Selbstausstellung von für die Kurzarbeitsentscimciigung notwendi-
gen Bescheinigungcn, Get'ältigkeitsbescheinigungen, Unkontroilierbarkeit
des tatsächlichen Arbcitsausfalls, Mitbestimmung oder Mitverantwortung
bei der Einführung von Kurzarbcit u.a., vor allem bei Arbeitnehmern mit

GeseHschafts- oder sonstiger Kapitalbeteitigung in Leitungsfunktion des
Betriebes). Nach der Rechtsprechung muss bei Arbeitnetimern, bei denen
sich aufgrund ihrer Mitwirkung im Betrieb die Frage stellt, ob sie einem
obersten betrieblichen Entscheidungsgremium iingehören, und ob sie in
dieser Eigenschaft massgeblich Einfluss auf die Untcrnehmensentscliei-
dungen nehmen können, jeweils geprüft werden, welche Entschcidungs-
befugnisse ihnen aufgrund der internen betrieblichen Struktur zukom-
men. Es ist nicht zulässig, Angestellte in leitenden Funktionen allein des-
wegen generell vom Anspruch auf Kurzarbeitsentschädigung auszu-
schliessen, weil sie für einen Betrieb zcichnungsbercchtigt und im Han-
detsrcgister eingetragen sind (vgl. BGE 120 V, S. 525f., Erw. 3b). Amtct
ein Arbeitnehmer dagegen als Verwaltungsrat, so ist eine massgebliche
Entscheidungsbcfugnis im Sinne von Art. 31 Abs. 3 lit. c AVIG ex lege ge-
geben. Denn es gehört nach dem Obhgationenrecht (Art. 716-716b) be-
griffsnotwendigerweise zum Wesen eines Verwaltungsrates, dass er auf die

En t scheid finchmg der Aktiengesellschaft massgeblichen Einfluss hat, und
sei es auch bloss in Form der Oberleitung oder der Oberaufsicht über die
mit der Geschäftsführung betrauten Personen (Art. 716a Abs. i Ziff. l
und 5 OR). Handelt es sich somit um einen mitarbeitenden Verwaltungs-
rat, so greift der persönliche Ausschlussgrund des Art. 31 Abs. 3 lit. c
AVIG ohne weiteres Platz, und es bedarf diesfalis keiner weiteren Ab-
klärungen im Sinne von BGE 120 V, S. 525f„ Erw. 3b (vgl. BGE 122 V,
S. 272f., Erw. 3 mit Hinweisen auf un veröffentlichte Urteile A. SA vom
13. Febr. 1995 und C. vom 28. Okt. 1994).

b) In einem Urteil vom 26. März 1997 i.Sa. B. (C 102/96) hat das Eiclg.
Versicherungsgcricht (EVG) pnizisiert, dass das oberste betriebliche Ent-
scheidungsgremium im Sinne von Art. 31 Abs. 3 lit. c AVIG im häufig be-
troffenen Fail der AG nicht mit dem formell bestcUten Verwaltungsrat
(Art. 641 Ziff. 9 ÖR) gleichzusetzen ist. Würde Gegenteiliges gelten, hät-
te sich die Beurteilung in bezug auf die in BGE 120 V, S. 521 angespro-
dienen Vizedirektoren weit einfacher gestaltet und wäre insbesondere
nicht jedesmal aufgrund der internen betrieblichen Struktur nach den
konkreten Entscheidungsbet'ugnissen zu fragen (BGE 122 V, S. 272; 120
V, S. 526). Nur so lasse sich im übrigen erklären, class das EVG die Zu-
gehörigkeit zum fraglichen Oremium auch im Falle eines bioss kollektiv-
zeichnungsberechtigten Generaldirektors bejahte, der niclit zugleicli dem
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Verwaltungsmt angehört hatte (unveröftentlichtcs Urteil C, voni 28. Okt,
1994, C 125/94). Demnach ergebe sich zunächst, dass mit der Zugehong-
keit uun Verwtütnngsraf ?.\i'cir ohne weiteres diejenige zum obersten be-

triehlichw Efifscheidungxgrefi üiifn emhergeht, letztere (i her jene nicht ?.win-
gend voruusseizt. Diese Sichtweise der Rechtspreclumg iinbe den Geset-
zeswortinut insofern Fiir sicti, ais dnrin gerade nicht von Verwattungsrat
(Art. 707 OR) oder Verwaltung (Art. 894 ÖR) die Rede sei. sondern der
funktionelle Begriff des obersten betrieblichen Enlscheiclungygremiums
verwendet werde (vgl. zit. EVGE C IÜ2/96 vom 26. März 1997, Erw. 5b).

c) im vorerwnhnten Prajudiz führte das EVG weiter ans, bereits der
Gesetzeswortlaut mache deutlich, dass Art. 31 Abs. 3 iit. c AVIG nicht ab-

schliessend an der formellen Organstellung anknüpft, sondern - wie im
Falle der finanziellen Beteiligung (vgl. Gerhards, KornmeiUar zum AVIG,
Bd. l, N. 40 zu Art. 31) - vor allem an der faktischen Möglichkeit zur Ein-
flussnahmc. Diese werde zwar bei einem Verwaltungsrat begriffsnotwen-

dig vorausgesetzt (BGE 122 V 273 oben), bei ieitencien Angestellten auf
tieferen Ebenen der Organisation jedoch häufig durch entsprechende
Umschreibung des Aufgaben- und Kompetenzbereichs eingeschränkt. Wo
dabei im Einzelfntl die Grenze zwischen dem obersten betrieblichen Ent-
scheidungsgremium und den unteren Fülmmgsebenen verlauft, lasse sich
anhtitici formaler Kriterien alleine nicht beurteilen. Zusammenf'asseiui
hielt das EVG fest, dass das Mass der Entscheidungsbet'ugnis niciit ab-

schliessend nach formalen Kriterien, st.mdern anliand der konkreten Ge-
gebenhciten zu ermittein ist. Demnach gelangt -- wie in anderem Zusam-

menhang (vgl. BGE 122 III 227, Erw. 4b mit Hinweisen) auch im Ratimen
von Art. 31 Abs, 3 lit. c AVIG ein materieller Organbegriff zum Tragen.
Dies bedeutet, Uüs<s wegen ihren muss^eblichefi Einflusses auf die Unfer-
nehniensenlscheülungen auch solche An^estelile vom A/isprnc/i auf Kur i-
(U'heifsenfschi'sdigitng tiifs^eschlossen werden können, die foffnell nicht
z.eichfiun^sberec/itigt si/ifS unü nicht im Hwuielsregister eingetmgen v\md.
Nur unter Einbezug solcher Verhältnisse, wie sie mimenüich in kteineren
Betrieben mit wenig ausgeprägten Organisationsstrukturen anzutreften
sein dürtten, besteht Gcwiihr dafür, dass der E-)ewusst auf die Miss-

brauchsbekampfung angelegte Art, 31 Abs. 3 lit. c AV1G seinen Zweck
auch erfüllt (vgl. EVGE C 102/96 vom 26. März 1997, Erw. 5d).

3. a) Die beschwercteführende AG beschäftigt zwei Arbeitnehmer (...).
Die erstmals am 6. Febr. 1997 angemeldete Kurzarbeit für den Zeitntum
ab 17. Febr. 1997 betrifft einzig den Angestellten (...), welcher seit der
Gründung der AG im Jahre (...) als Präsident des Verwaltungsrales fun-

gierte (...).
In der Beschwerde 377/97 beruft sich die AG darauf, dass der betroffe-

ne Angestellte (...) mit Schreiben vom 25. Nov, 1996 per 31. Dez. 1996 aus
dem Verwaltungsrat zurückgetreten sei. (.,.)

b) Allerdings wurde der vorerwähnte Austritt ans dem Verwaltungsrat
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der AG erst am (...) 1997 dem Handelsregister gemeldet und am (...) 1997
im SHAB publiziert (...). War somit der Angestellte (...) bis zum (...) 7997
im Handelsregister als Verwaltungsratsprasident mit Einzeiunterschrift
eingetragen und formell weiterhin dem obersten Entscheidungsgremiuin
angehörend, und bleibt im Normalfall die Löschung des Handelsregister-
Eintrages für die Haftbarkeit gegenüber Dritten massgebend (vgL Hom-
burger, im Zürcher Kommentar zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch,
V. Band Obligationenrecht, Teiibancl V 5b, Rz. 250 zu Art. 711 OR), ist
nicht zu beanstandcn, dass die Vorinstanz hinsichtlicli der am 6. Febr. 1997
sowie am 18. Apnl 1997 von der Beschwerde führen n eingereichten Vor-
anmeldungen von Kurzarbeit den betreffenden Arbeitnehmer unter
Art, 31 Abs. 3 lit. c AVIG subsumiert und diesbezüglich einen Anspruch
auf Kurzarbeit verneint hat. Dafür spricht zudem die Rechtsprechung in
ähnlichen Fällen. Im Entscheid VGE 361/97 vom 27. Aug. 1997 hat das
Verwaltungsgericht in einem Fall, in welchem der Anspruch auf Insolvenz-

entschadigung umstritten war, auf den Einwand des Beschwerdeführers,
wonach er die betreffende Firma vor Konkurseröffnung langst verlassen

habe, auf den Handelsregistereintrag abgestellt mit der Begründung:

«D?i die geltend gemachte Änderung in der Vertretungs- oder Zeichmmgsberechtignng
somit lediglich intfrn hr^rem.t wurde, konnte sie aufgrutid des öffentlichen Giiiubcns
des Handelsregistcrs gegenüber gutgläubigcn Dritten keim' Wirkung entfalten (vg).
Art. 718ci Abs. 2 ZGB; P.Böckii. Schweiz. Aktienrecht, N 1582 mit Hinweisen),»

(vgl. VGE 361/97 vom 27. Aug. 1997, Erw. 2b)

Analog ist auch im konkreten Fall massgebencl, dass der betreffende
Arbeitnehmer, für welchen am 6. Febr. 1997 sowie am 18. April 1997
Kurzarbeit vorangemelclet wurde, damals bei diesen Voranmeldungen im
Handelsregister noch als Verwaltungsratsprasiclent der AG eingetragen
war. (...)

(VGE 377 + 405/97 vom 17. September 1997).
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20
Arheitslosenversicherung

Schlechtwenerentschndignfig: Gewiissersiifiierm^ sfelil keiften vom Bun-

desmt (uu'rkannten Erwerhsiwei^ dur, in u'efdiein eine. Ansz.afilung von
Schh'chtwetfercntschtidigun^ in Befmcht kommt.

2. Nach ArE. 42 Abs. l AVIG haben Arbeitnehmer in Erwcrbszweigen,
in denen wetterbedingte ArbeitsausHille üblich sind. Anspruch aui:'
Schlechtwetterentschadigung, wenn ihr Arbeitgeber für die Versicherung
beitragsptiichtig ist und sie einen anrechenbtiren ArbeitStUistaii erleiden.
Dies setzt u.a. voraus, class der Arbeitsausfall durch das Wefter zwitigend
verursacht ist (Art, 43 Abs. l lit. a AVIG). Nach Art. 42 Abs. 2 AVIG be-
stimmt der Bundesrat die Erwerbszweige, in denen die Schlechtwet-
terentschacligung ausgerichtet werden kann. Dieser hat von der an ihn de-
lcgierten Kompetenz Gebrauch gemacht und die folgenden Erwerbszwei-
ge, in denen eine Auszahlung der SchJeclUwetterentschädigung in Be-
tracht kommt, in Art. 65 Abs. ] AVIV aut'gezähit:
a. Hoch" und Tiefbau, Zimmeret-, Sfeinhauer- und Steinbruchgewerbe;
b, Sand- und Kiesgewinnung;
c. Geleise- und Frcileitungsbau;
d. Landsclmt'tsgartenbau;

e. Waldwirtschaft und Torfabbau, soweit sie nicht Nebenzweig eines
htiuiwirtschaftlichen Betriebes sind;

f. Ausbeutung von Lehmgruben sowie Ziegdci;
g. Berufst'ischerei;

h.Ti-ansportgewerbe, soweit Fahrzeuge ausschliesslich für den Transport
von Ausiiub oder Baumaterial von und zu Baustellen oder für den Ab-
transport von Sand oder Kies von der AbEiaustelle verwendet werden;

i. Sägerei.

(...)

5. Zu prüfen ist, ob die Gewassersanierung, wie sie die Beschwerde-
führerin mittels Absaugen und Kompaktierung oder HoinogenisierLing
von Sand- und Kiessedimenten betreibt, unter den in Art, 65 Abs. l lit, b
AVIV genannten Enverbszweiy der Sand- und Kiesgewinnung subsuiniert
werden kann.

a) Gemass Rechtsprechung des Eidg. Versicherungsgerichts fallen un-
ter die in Art. 65 Abs. l AV1V genannten Erwerbszweigc ]iur jene Be-
triebe, die in einem engeren Sinne nach den im betret'feiulen Fachgebiet

üblichen Anschauungen dazugehören. Massgeblich ist mit anderen Wor-
ten der Charakter des Betriebes, in welchem eine bestimmte Tätigkeit er-

folgt und nicht die im Einzeifalt verrichtete Tätigkeit als solche, die even-
ttiell in verschiedenen Bnmchen ausgeübt wird. Letzteres würde nach
höchstrichterlicher Auffassung zu einer vom Gesetzgeber nicht gewoilten
und unpraktikablen Ausweitung des Anspruchs auf Schtechtwetterent-
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schadigung fuhren (BGE 111 V 394 E. 3), Das Eiclg. Versicherungsgericht
hat entschieden, class beispielsweise ein auf die Fabrikation und Montage
von Holz- und Metallzäunen speziatisierter Betrieb niclit unter die an-
spruchsberechtigten Erwerbszweige fällt (BGE lil V 390 E. 4d), ebenso
Betriebe der Betonherstetlung und des Autoabbruchs (ARV 1986, N 27),
die Kanalreinigungsbranche (ARV 1986, N 12), ein Geometer (BGE 112
V 139) sowie Ingenieure und Planer (ARV 1986, N 10).

b) Hauptzweck der Gewässersanierung ist, die aufgrund der Eutro-
piuerung der Gewässer (= unerwünschte Zunahme von Nährstoffcn mit
Pflanzenwucherungen) entstandenen Ablagerungen und Sclilämme abzu-

saugen und zu behandeln. (...).
Aus dem Prinzip des Gewässersanierungs-Verfahrens wird deutlich,

dass die Kies- und Sandgewinnung eine völlig untergeordnete Nehenfunk-

tion im Rahmen des zur Hauptsache ganz andere Zwecke verfolgenden
Gewässersanierungs-Verfahrens darstellt und daher für diesen Betricbs-

zweig nicht charakteristisch ist. Ziel der Gewässersnnierung ist es nicht,
die für ein Gewässer unproblematischen Sand- und Kiessedimente, son-
dem die durch die unerwünschte Eutrophierung der Gewässer entstande-

neu Ablagerungcn abzutragen. Die Beschwerdeführerin halt denn auch
selber ausdrücklich fest, dass die Grobstoffe (Steine, Kies usw.) zermalmt
und durch einen Trennzyklon ausgeschieden werden. (...).

Im Hinblick auf die sowohl vom Gesetzgeber als auch vom Verord-
nungsgeber beabsichtigte restriktive Gewährung der Schlechtwetterent-
schädigung fallt demzufolge die Sanierung von eutrophierten Gewässern
klarerweise nicht unter den Erwerbszweig der Kies- und Sandgewinnung
im Sinne von Art. 65 Abs. l lit. b AVIV. (...).
(VGE 336/97, 344/97, 355/97 vom 14. Mai 1997).

Eine gegen diesen Entscheid erhobene Beschwerde hat das Eiclgenös-
sische Versicherungsgericht mit Urteil C 225/97 vom 19. Dezember 1997
abgewiesen.

21
Krankenversichernng

- Einspracheverfahren nach KVG, kein FristenstiUstand wegen Gerichfs-

ferien.

Atts tlen Erwagiifigefi:

2. d) Im KVG selber finden sich keine Vorschriften über die Fristen imci
damit auch nicht über den Fi-istenstiHstancl. Maurer gellt davon aus, dass

es sich dabei um ein gesetzgeberisches Versehen handelt, und es nicht Ab-
sieht war, die wichtige Frage der Fristen in die Gesetzgebungskompctenz
der Kantone zu verweisen (Maurer, a.a.0., S. 162). Es wird unter anderem
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vorgeschiagen, die diesbezüglichen Vorschriften des UVG analog anzu-
wenden (vgl. Maurer, a.a.0., S. 162; Senn, Gerichtsfcrien ini Sozialversi-
cherungsrecht, AJP 3/96, S. 3ü8 mit Hinweis auf Kreisschreiben 96/2 des
Bundesamtes für Sozialversiclierung vom 8.2.!996). Im UVG ist der Fri-
stenlauf in Art. 97 geregelt ohne Hinweis auf alltaiiige Gerichtsferien.
Daraus wird geschlossen, dciss im Einspracheverfuhren gegen Verfügun-

gen gemass UVG wegen Gerichtsferien kein Fristenstiltstand vorgesehen
ist. Lediglich im Einspracheverfahren gegen Verfügungen der SUVA gilt
der Fristenstillstand gemäss Art, 22a VwVG, da die SUVA als Verwal-
tungsbehörde des Bundes gilt (Senn, a.a.0., S. 307). In diesem Sinne ist
auch Eiei analoger Anwendung des UVG im Einspracheverfahren gegen
Verfügungen des KVG kein Fristensfiltstand wegcn Gericlitsi'erien gege-
ben. Dies ist schon deshalb gerechtfertigt, weit auch bei analoger Anwen-
düng des UVG der Frisfenstillstand im Beschwerdeverfahren vor dem kan-
tonaten Gericht allein durch das kantonate Recht geregelt wird, und es
den Kantonen diesbezüglich frei steht, Gerichtsferien vorzusehen oder
nicht. Wenn daher von Bimdcsrechts wegen nicht einmal im gerichtlichen

Verfahren (auf kantonater Ebene) Gerichtsferien vorgesehen sind, so ist
von einer solchen (ungeschriebenen bundesrechtlichen) Vorschril'l um so

weniger für das vorangehende Einspracheverfahren auszugeben, welches
an Form und Inhalt der innert Frist einzureichenden Eingabe weit gerin-
gere Anforderungen stellt als das Beschwerdcverfahren. Das kantonale
Recht sieht bezüglich dem Einsprachevert'ahren, soweit diese Besfini-
mung vorliegend massgebend sein sollte, keine «Gerichtsferien» vor. Das
verwaltungsrechtliche Einspräche ver fa h re n ist in den §S 64-66 der Ver-
Ordnung über die Verwattungsi-echtspfiege (VRP) geregelt. Hinsichtlich
der Fristen verweist die VRP in ^ 4 auf die Bestimmungen der Gerichls-
Ordnung, welche in S 94 den Fristenstiilstand bei Gerichtsferien regelt.
Gemäss § 66 VRP gelangt jedoch S 4 VRP im Einsprachevert'aliren niclil
analog zur Anwendung, weshaib auch die in § 4 VRP erwähnten Bestim-
mungen der Gerichtsordnung über die Fristen nicht sinngemass zur An-

Wendung gelangen.
Im Einspracheverfahren gemäss KVG stehen somit die gesetzlichen

Fristen über Ostern nicht still.
(VGE 382/97 vom 5, November 1997).
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22
KFankenversicherung

Art. 4l Abs. 3 KVG. D ifferen z zäh {ungspflicht des Wofmkantons hei ei-
nein Aufenthalt in einer Privat- oder Ha Ibpriva Uibteihn ig eines ansser-

kanfoiidleii öffentlichen oder öffentlich subventionierten Spitals bejaht.
Abweichctiäes kuntonules Recht is! bundesrechtswidng.

Aus dem Sachveriuih:

X. wurde am 9. und 10. Januar 1996 wegen Erkrankung der Atmungs-
organe in der HaIbprivat-Abteilung einer Zürcher Klinik behandelt. Den
Rechnungsbetrag von Fr. 2048.60 bezahlte die Krankenkasse, welche am

3. Mai 1996 gegenüber dem Kanton Schwyz gestützt auf Art. 4l Abs, 3
KVG ein Rückforderungsbegehren in der Hölie von Fr. 476.- stellte
(Fr. 2048.60 ,/. Fr. l 172.60 [Zuschlag fitr Halbprivat-AbteHung] ./. Fr. 4ÜO.-
[2 x Tagespauschale für Kantonseinwohner des Kantons Zürich]). Das
kantonalc Amt für Gesundheit und Soziales lehnte mit Verfügung vom 4.
Juni 1996 die anbegehrte Kostentibernahme ab. Die Krankenkasse erhob
am l. Juli 1996 beim Regierungsrat Beschwerde mit folgenden Begehren:

l. Die Verfügung vom 4. Juni 1996 sei aufzuheben und die Be-
schwerdegegnerin sei zu verpflichten, der Beschwerdeführerin den
Betrag von Fr. 476.-" zu zahlen.

2. Die Verordnung über die Kostenübernahme bei ausserkantonaler

stationärer Spitaibehandlung vom 30.4.1996 sei wegcn Verletzung
von Art. 4 BV aufzuheben. Eventuell sei die Verordnung wegen
der derogativen Kraft des Bundesrechts als nicht anwendbar zu er-

klaren. Alles unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zu Lasten
der Beschwerdegegnerin.»

Der Regierungsrat überwies die Beschwerde am 6. August 1996 im Sin-
ne von § 52 VRP zur Beurteilung unmittelbar an das Verwaltungsgericht,
welches die Beschwerde, soweit darauf einzutreten war, guthiess.

Ans den Erwägungen:

2. Art. 4l Abs. 3 des Krankenversicherungsgesetzes vom 18. März 1994

(KVG,SR 832.10) lautet:

«Beansprucht die versicherte Person aus medizinischen Gründen die Dienste eines aus-
serhaib ihres Wohnkantons befiinllichen öffentlichen oder öffentiich subventionierten
Spitals, so übernimmt der Wohnkanton die Diffcren*: zwischen den in Rechnung ge-
stellten Kosten und den Tarifen des betreffenden Spitais für Einwohner und Einwoh-
ncrinnen des Kantons. In diesem Fall gilt das Rücfcgriffsrecht mich Artikel 79 sinn-
gemass för den Wolinkanton. Der BLindesrat regelt die Einzelheiten.»

Der Regiemngsrat des Kantons Schwyz hat am 30. Aprit 1996 in Aus-
führung von Art. 4l Abs. 3 KVG eine Verordnung über die Kostenüber-
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nähme bei ausserkantonaler stationärer Spitalbehandkmg erlassen (AB1-
SZ 1996, S. 66!ff,), welche in t; ! was folgt Eiestimint (Kursivschrit't nicht
im Verorcinungstext):

«Diese Veron.lmmg regelt, unter weiclien Voraiisselzungen der Knnton Scliwyz die Ko-
stcn nach Art. 4l Abs. 3 KVCi libcmimmt, wenn eiiie itn Kiinton Schwyz wt)li]ih;)t'tL'
versicherte Person die Leistungen eines ausscrkiinkm.ilen öttctUlidicn (Hier üt'tentlicli
subvcntionierten Spitals ;'/; f/t'/- tiH^fnritn.'n Ahu'thin^ l'ieanspruchl.»

3. Umstritten ist, ob die Beitragspflicht der Kantone bei ausserkanto-

nalem Spitataufenthait gemäss Art. 4l Abs. 3 KVG nur greift, wenn der
Versicherte sich fdf.wc/ificfi in einer allgemeinen Abteilung Eiehandein
lasst (wie dies der Regier u n gs rat in seiner Verordnung verlangt), oder ob
der Versicherte (bzw. die rückgrit'tsberechtigte Krankenkasse) auch bei ei-

nern Aufenthalt in der Privat- und Halbprivatabteiluny im Rahmen der
dem Krankcnversicherungsgesetz untersteHten Grundversicherung den
Dii't'erenzausgleich zwischen den in Rechnung gesteliten Kosten und den

Tarifen des betreffenden Spitais t'ür dessen Kantonseinwohner beanspru-
chen kann (in der Folge wird nurmehr von Privatabteilung bzw. vom Pri-

vatversicherien gesprochen, womit aber auch die Halbprivatabteilung
bzw. der Halbprivatvcrsicherte ais initeinbezogen geiten). Von der Beant-

wortutig dieser Frage hangt die Beurteilung (.ler weiteren Frage aEi, ob ?? l
der regierungsrätiichen Verordnung über die Kostenübernahme bei ans-
serkantonaler stationai-er Spitalbehiindlung im Sinne einer iikzessorischen

Überprüfung als nicht anwendbar zu erklären ist (§ 26 Abs, 2 VRP). So-
weit die Beschwerdeführerin eine abstrakte NonnenkontroHe verlangt, ist
claraul nicht einzutreten, da eine solche gegenüber kanfonalen Erhisscn
im schwyzerischen Recht nicht vorgesehen ist.

4. Aus dem Woffiaut des Art. 4l Abs, 3 erster Satz KVG kann nicht ab-

geleitet werden, der Kanton hafte für den Dift'erenzbetrng nur, wenn sich
die versicherEe Person tatsächlich in einer allgemeinen, ausserkcintonalen

SpilaJabteiIung behandeln Hisst, Daraus kann indes aber auch nicht ge-
schlössen werden, der Wortlaut sei eindeutig und gebiete zwingend eine
BeitragspfUcht der Kantone bei ausserkantonalen BetiaticHungen in Pri-
vatabteilungen. Die tntgiiche Bestitnmung ist vielmehr auslcgungsbeclür!'-

tig. Es sind die anerkdnnten Regeln der Auslegung zu berücksichtigen,
hier insbesondere diejenige der historischen, systematischen und teteolo-
gischen,

5. a) Nach dem alten Krnnkenversicherungsgesetz aus dem Jahre 1911
wurde die Krankenversicherung durch die Prämien und die Kostenbetei-
tigungen der Versicherten sowie die Subventionen der öffentlichen Hand
finanziert (Botschaft des Bundesrates über die Revision der Krnnkenver-

Sicherung in BBJ 1992, I, S. 102). Mit den Bundessubvenfionen an die
Krankenkassen wurden die Pflichten abgegolten, welche das KUVG den
Kassen cUii'crlegte (Botschaft, S. 103, 136: «Pflicht zur Aufnahme unab-
hangig vom Gesundheitszustancl, Beschränkung von Versicherungsvorbe-
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halten auf fünf Jahre; Ausschluss von risikoge rechten Prämien; Beachtung
des gesetzlichen Leistungskatatoges usw.»). Die Kantone richteten Sub-
ventionen mit unterschiedlichen Zweckbestimmungen aus, meist um die
Prämien von Versicherten in bescheidenen Einkommensverhaltnissen zu
verbilligen (Botschaft, S. 103). So leistete der Kanton Schwyz nach dem
per 1.1.1995 aufgehobenen Gesetz über Kantonsbeitrage an die Kranken-

kassen vom 23. Januar 1991 (nGS III 334) «den in seinem Gebiet tätigen
und vom Bund anerkannten Krankcnkassen Beiträge zur Prämienennäs-

sigung oder Pramienbefreiung bei Hartefällen und für Versicherte in wirt-
schaftlich bescheidenen Verhältnissen im Rahmen der Grundvet'sicherung
für Krankenpfiege» (§ i). Der jährliche Höchstbetrag wurde auf Fr. 1.8
Mio. festgesetzt, wobei der Regierungsrat ermächtigt wurde, diesen Bei-
trag alle drei Jahre der Teuerung und der Anzahl der Versicherten für
Krankenpflege anzupassen. Ebenfalls per 1.1.1995 wurde § 18 des Voll-
ziehungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Kranken- und Unfailversi-

cherung (nGS III 335) aufgehoben, welches jährliche Beiträge von Fr. 2.-
für Frauen und für Kinder bis zum erfüllten 16. Altersjahr und von
Fr. 1.50 für die übrigen Versicherten vorsah. Die Zweckbesfimmung die-
sei' Beiträge wurde in der Verordnung betreffend Verweiulung der kanto-
nalen Subvention an das Krankenkassenwesen vom 15. Januar 1919 gere-

gelt (nGS III 337). Das bisherige Recht begünstigte mithin eine wenig
transparente Finanzierung (Botschaft, S. 99).

Bei Spitalbehandlungen deckte die Grundversicherung von Gesetzes
wegen nur die Krankenpflegeleistungen wahrend 720 Tagen innerhalb
von 900 aufeinanderfolgenden Tagen, nicht aber die «Hotelkosten», für
welche die Kassen im allgemeinen für alle Versicherten eine cntsprechen-
de Deckung vorsahen. Für die Privat- (ein Bett) oder Halbprivatabteilung
(zwei Betten) konnte der Versicherte eine Zusatzversicherung abschlies-
sen. Die Kasse hatte die gesamten Kosten für die allgemeine Abteilung
eines Spitals zu übernehmen, wenn der Versicherte aus medizinischen

Gründen sich in ein Spital ausserhalb seines Wohnorts oder der Umge-
bung oder in ein nicht verträglich gebundenes Spital begeben musste (vgl.
Art. I9bis KUVG). Die Kasse zahlte den Spitälern vereinbarte Pauschalen,
die meistens nicht kostendeckend waren. Den Rest trugen in der Regel
die Steuerzahler des jeweiligen Spitalkantons. Der Fiskalanteit war nicht
in allen Kantonen gleich, was teilweise die Tarifunterschiede zu erklären
vermochte. Die Spitalplanung war im übrigen Sache der Kantone (vgl.
Botschaft, S. 101). Erwähnenswert ist, dass der Kanton gestützt auf § 18
der Spitalverordnung vom 24. Juni 1993 (nGS V 602) zur Sicherstellung
der Spewlversorgung im Rahmen von Verträgen Beitrage aus rieft ten kann,
insbesondere um die Unterbringung von Schwyzer Patienten in ausser-
kantonalcn Heilanstalten zu angemessenen Taxen zu ermöglichen (bis
Ende 1993 galt das Gesetz über die Ausrichtung von Beitragen an die
Krankenanstalten im Kanton Schwyz und an die ausserkantonale Spital-

behandlung vom 28. Oktober I960). Im Zusammenhang mit der Rechts-
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iage vor dem KVG ist schiiesslich cUif die höchstrichterliche Reciitspre-
chung zu verweisen, wonach unter dem Regime des KUVG die verschie-
denen Hinweise üiif die allgemeine Ahd'ilufig nur (Jazu dieiUen, den Um-

fwi^ der Kussenletstun^en bei einem Heiianstaltsaufenthcilt in fmanziettcr
Hinsicht zu fegefn (BGE 96 V, S. llf., Erw. 3 = Prof. 60, Nr. t 19),

b) Das neue KVG regelt nurmehr die soziale Krankenversicherung, d.h.
die obligatorische Krankenpt'iegeversicherung und eine freiwillige Tag-
geklversicherung (Art. l Abs, l KVG). Die Zusatzversichcrungcn sind
hingegen neu dem Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)
unterstellt (ArE. 12 Abs. 3 KVG). Das neue KVG kennt gruiKlsatzlicli die-
selben Finanzierungsqnellen wie bisher, allerdings mit dem wesentlichen
Unterschied, chtss die Beiträge der öftentiichen Hand an die Kassen durch
individuelle, den wirtschaftlich Schwächeren direkt zukommende Prämi-
enverbilligungen ersetzt werden. Die Leistungen der Kantone und Ge-

meinden an die Spitäler stellen weiterhin eine wichtige t'inanzieile Grunci-
tage für die Krnnkenversicherung dar (vgl. Botsciiatt, S. 98).

Mit der Totalrevision des Krankenversicherungsrechts traten folgende
Neuerungen in Kraft bxvv. wurden folgende Ziele angestrebt (siehe Er-
Uiuterungen des Bundesrates zur VolksabsfiiiiftHtng vom 4. Dezember

1994):
komplette Grundversicherung (Lücken wurden gefüllt, Z.B. im Bereich
Spitex und Komplementärmedizin, zeitlich unbegrenzte Spitataufent-
hattskostenübemahme);
Kostendämpfung durch mehr Wettbewerb unter den Krankenversiche-
rungen und unter den Leistungsanbietern (Arzte und Spitäler);

- VersicherungsobHgatorium bei freier Kassenwahl und bei Verzicht auf
Versicherungsvorbehatte;

- gleiche Prämien für alle Erwachsenen (Wiederherstellung der Solida-
rifat);
gezielte Pramienverbilligungen.

c) Soweit für den vorliegenden Fall von Bedeutung (v.a. Finanzienmgs-

konzept, Kosteneindämmung, Leistungskatalog) ergibt sich aus den Ge-
seizesmateria lie-n, was folgt:

aa) Als der Bnndesrat im August 1989 eine Expertenkommission zur
Erarbeitung eines KVG-Entwurfes einsetzte, stellte er Revisionsgrnndsüf-
ze auf. Unter anderen diesen: für die Z«xrt^vcrsicherungen haben die

Versiehe rungst rage r von der Grundversicherung getrennte Rechnungen
zu führen und für die Z«,«i'^versiche)'ungen werden keine Beitrüge der öf-

fentliclien Hand gewäiirt (Botschaft, S. 117, 119). Im weiteren hielt der
Bundesi'ctt fest, die Holte der Gesundheitskosten sei das Ergebnis der
Funktion: Preis der Leistung x Menge der Leistung. Kosteneindüfnninng

bedeute Einflussnahme auf diese Faktoren (Botschaft, S. 118).

bb) Die Expertenkomnussum schlug als eine der verschiedenen beson-
deren Kosteneindammungsmassnahmen vor, die Pauschalen sowie allfäl-
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ligc Eiiizellcistungsvergütungen dürften zu Lasten der Krankenpflegever-
Sicherung bei (öffentlichen oder öffentlich subventionierten) Spitälern
höchstens 50% der Betriebskosten decken (maximale Decknngsqnofen)
(Botschaft, S. 119). In den Leistungskataiog nahm die Expertenkommis-
sion u.a. die «Hotelkosten» bei Spitalaufenthalt (im Rahmen der Pau-
schatvcrgiitung für die allgemeine Abteilung und unter Einbezug eines
bescheidenen Tagesbeitrages des Versicherten) auf (Botschaft, S. 122).

cc) Nach einem Vernehmlassungsverfahren unterbreitete der Bundesrat
am 6. November 1991 einen Revssionsenlwm'f. Unter der Rubrik Ko-

steneindämmung lasst er u.a. ausführen (Botscliaft, S. 127; Hervorliebun-

gen nicht im Original):

«Kosteneindainmung aus der Sicht der Krankenversicherung kann sowohl Einsparung
von Kosten als auch Verlagcrung von Kosten auf andere KosEenEräger (z.B. Kantone,
Gemeinden, private Organisationen) bedeuten. Das Schwergewicht muss auf de»
Massnahmen zur Kosteneinsparung liegen. Es ist jedoch nicht abwegig, auch gewisse
Kostenverlagerungen anzustreben. Gerade im Bereich der stationären Knmkenpflegc
in Spitälern und Pflegeheimen wie auch in der HauskrankenpHege (SPITEX) iassen
sich gute Gründe hierfür anführen. Zum einen sind nämltch die Kosten in diesen Be-
reichen schon heute besonders hoch und werden auch in Zukunft steigen; dies trotz at-
ler Sparanstrengungen, vor allem wegen der zunehmenden Zahl betagter und hochbe-
tagter Personen. Zum ändern stützt sich die Finanzierung der Kranken ve rsichemng auf
die sozial undifferenzierten Kopfpramien; Arm und Reich müssen grundsätzlich gleich
hohe Prämien bezahlen (Art. 53, 57, 58). Es scheint daher durchaus gi'rechtfertlgt, es-
tifti Teil ttieser Kosten aus sozial starker (St fft'rfn zierten Qiit'llen, fiäfnlkh Sseuergeltirrf!,
zu ftiutnziert'n. Der Entwurf sieht denn auch vor, dass die ohftgtitonsche Knmkenpftf'
gei't'rsichenifig beim Aufenthalt des Versicherten in einem öffentlichen oder öffentlich
subventionierten Spital ttiaxtmal 50 Prozens der in tit'r üHgemt'tm'n Ableilnn^ mifnllcn-
(h'n BrtrU'hskostt'fi deckt (Art. 42). Der Rest ist tius Sh'uergehh'rn zu bewhh'n. .... So-
viel zur Kosteneindämmifng in der Krankenversicherung durch Kosteuvcrtiigcnmg. Sie
liat in erster Linie eine sozuifere l..ttsti'm'erteitun^ zuin Ziel.»

Als weitere kostendampfende Massnahme im Sinne eines günstigen
Preis-Leistungs-Verhältnisses ist die Einführung einer Spitalliste vorgese-
hen. Die Zulassung von Spitälern zur Tätigkeit zu Lasten der sozialen
Krankenversicherung ist davon abhängig zu machen, dass sie der von ei-
nern oder mehreren Kantonen gemeinsam aufgestellten Pianung für eine
bedarfsgereclite medizinische Versorgung entsprechen und auf einer nach

Leistungsaufträgen in Kategorien gegliederten Spitalliste enthalten sind,
wobei private Tragerschaften angemessen in die Planung m itein bezogen
werden müssen (Botschaft, S. 129, Art. 33 KVG-E). Die in Art. 33 Abs. l
KVG-E vorgesehenen Zulassungsvoraussetzungen für Spitiiter «soll ein
wichtiger Schritt in Richtung Koordination der Leistnngserbringer, opli-
male Ressourcennutwng umi EincUimmung der Kosten» sein (Botschaft,

S. 167 zu Art. 33 KVG-E).
Der abschliessenä konzipierte Leislungskafalog ist u.a. ~ wie von der

Expertenkommission vorgeschlagen - auf eine zeitlich unbegrenzte Spi-
taipflege einschliesslich der «Hotelkosten» in der aHgemeinen Abteilung
auszuweiten (Botschaft, S. 131f.). Die soziale Krankenversicherung bietet
ein umfassendes Leistungsangebot, wahrend die Zissalzversicherufigen für
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besonüi's'e Wünsche, wie Unferkunft in der privaten oder huibpnvuicn Ab-
teiliu^ nhzuschliessen smd (Botschaft, S, MO, Art. i KVG-E). In der Bot-
schaft wird des weiteren wörtlich ausgeführt: «Die Versicherung i'iher-
füfnmt auch die Anfenthaltskosten im Spital - naturlk'/i In ({er aUgemeifien

Ab(eihms->> (Botschaft, S. 152 zu Art, 19 Abs, 2 lit, a und e KVG-E). Der
gesetzliche Leistungskatalog im Sinne der Art. 19-27 KVG-E ist verbind-
lich und erschö Eilend. «Da es sich um ein neues Konzept handelt, verdient
es besondere Betonung. Wie bereits hervorgehoben, ist es im Rahmen ei-
ner nunmehr obhgatorischen Versicherung mit grundsätzlich gleich hohen
Prämien gerechtfertigt. Alle übrigen Leistungen werden in die Zusatzver-
siciierungen verwiesen, deren Abschlusss im Ermessen der Betroffenen
liegt» (Botschaft, S. 161 i', zu Art. 28 KVG-E).

Die wichtigste FuumtiernngsqneUe bleibt die Kopfpf'Üniie. Pnimienun-
terschiede nach Eintrittsaiter und Gesclileciitern werden aufgehoben, Zu-
gelassen bleiben Pramiennbstut'ungen innerhalb eines Versicherers naci'i

Regionen. Sie sind Ausdruck der Zuständigkeiten der Kantone im Ge-
sundheilswesen. Diese kantonalen Utiterschiede können sich insbesonde-

re im Bereich der Spitäler und Pftegeheime auswirken (Botschaft,
S, 134f.).

Im Rahmen der sozialen Krankenversicherung sind die Versicherer
weiterhin dein Grnfid.wtz der Gegenseitigkeit verpfiichtet, was im wesent-
lichen bedeutet, dass sie bei diesyr Versicherung keinen Gewinn erzielen
dürfen. Ausserctem ist der Grundwt?, der GfeichhefnuuUung zu bedchten,
und der Versichere!' hat dafür zu sorgen, dass die soziale Krankenversi-

cherung selbsltm^end ist (Botschaft, S. 146, Art, 10 KVG-E).
Der Versicherte soll die freu' Wall! unter den für die Behandlung seiner

Krankheit geeigneten und zugelassenen Leistun^sefbringern haben. Der
Versicherer hat jedoch bei einem Spitalaufenfhatt nur die Kosten bis zur
Höhe des Tarifs zu übernehmen, der im Wohnkanton des Versicherten
gilt. Übt der Versicherte sein Wnhh'ccht in diesen Grenzen aus, so geniesst
er vollen Tan/schufz, Beansprucht er dagegen oäine medizinische Indika-
tion einen auswärtigen Leistungserbringer, so hat er die alltallige Kosten-
dif'ferenz zwischen dem auswärtigen Tarif und dem Tarif am Wohn- ocler
Arbeitsort oder im Wohnknnton selber zu tragen. Der auswärtige Lei-

stungserbringer darf aber immerhin keime höhere als die dem auswärtigen
Tarif gcmässe Vergütung verlangen, der Versicherte geniesst mithin auch
hier Tarifschutz (Botschaft, S. 16Sf. zu Art, 35 KVG-E). Im weiteren wird
in der Botschaft ausgeführt (S. 169, Hervorhebungen nicht im Original);

«Greift der Vcrsiclierte ;ui.s [nedizitusclien Gründen (...) auf die Dienste eines auswär-
(igen LeisUmgserbrmgers zurück, so hat der Versiehe re r sich ;in (.ien tUiswärligen Tttrit
zu halten und die Leistung mich diesem zu vergüten, auch wenn dieser höher ist ais
derjenige am Wohn- und Arbeitsurt bzw. im Wohnkantun (..). Ist der Liuswartiye Lüi-
stimgserbringer cillerdings ein oi'tcntliches oder ein äftoitlich sLibventioniertes Spital,
welctics für ausserkantonale Patienten iidci] einem höheren Tarit abrechnet als für
KantonseinwalmeE- (vgl. Art. 42 Abs. l Lind 2), so ist (.licsc Difterenx durch den Wohn-
kanton des Versicherten zu iibernehmen (Abs. 3), Die.'ie Rt'gelnn^ xo!! dein /.(M'k'/;«».v-
^h'ich uiui der vvrsUirktvn Koard'tnutiofi wisctn.'n licii Kiittloiu'tt <iirfn'n. Einige K;mtu-
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ne hiiben sich im Ve roch m l assungs verfahren gegen diese Lösung ausgesprochen. Dein
isE aber entgegenzLiltiilten, dass die Kdiilofie nifhl ^t'wungt'n sind, diesen Ahrerlt-
nKng.'itnodn.v für die stationäre Behandlung ausserkantoiiiiler Patienten z,it wfUift'it. So
können Z.B. Kantone mit Spitälern, die eine Zentmmsfunktioii erfüllen, mit ihren
Nachbarkantoncn Fintinzicnm^sühspi-üdn'n treffen, wonach die Nachbnrkantone sich
an der Finanzierung des betreffenden Spitals beteiligen, d» ja auch ihre Einwohner von
dessen Leistungsangebot profitieren. Dann rechtfertigt es sicfi, dass ein sulches Zen-
trumsspiial für kantonale und lUisscrkantonate Paiicntcn die gteichen Tarife anwendet.
Artikel 42 Abs, l und 2 eriauben dies durchaus. In diesem Fall sEcllt sich das Problem
von Arlikel 35 Abs. 3 gar nicht mehr. Der fiiitinz.iellc Aiisglciclt zwiscln'/t di'n Ktiitloiu'n
kann also entweder (intonoin, (itifgnitul mterkutiUnuiU'r A hspruchcn, oder gnniiss fit'r
Reget von Artikel 35 Abs. 3 t'rfolgi'n. Diese kann und soll somit einen ^t'wisscn Dnifk
auf die Kfinionc (iiisiihcfi zur Koordination hei dt'r Ptainifig, Finent^tt'ruitg tt/ui Hele^ung
der Sp'tliih'r. Die Kantone befürworten übrigens in ihren Vernetnnlasstnigän die Koor-
(Jination. Artikel 35 Absatz 3 liegt damit auf der bereits in Artikel 33 vorgezeichncten
Linie: Optimienmg der Rcssmirfctinnlz.nng inul Kosti'm'intiantinitng. Dies einerseits
durch die Vermeidung der Schaffung unnötiger Kapazitäten und anderseits durch die
koordinierte und bedarfsgerechte Bereitsteiiung und gemeiiisame Verwendung der ef-
fektiv benötigten Kapazitiilen.»

Im Zusammenhang mit Art. 42 KVG-E (Tarif\> ertrage mit Spnälem)
führt der Bundesrat in seiner Botschaft aus, dieser Bestimmung käme zu-

sammen mit Art. 33 KVG-E (Zulassung von Spitälern) eine besonders
grosse Bedeutung zu. Diese Normen sollen im Zusammenwirken sowie im

Zusammenspiel mit den Art. 48-51 KVG-E (Kontrolle der Wirtschaft-
lichkeit und der Qualität der Leistungen) dazu beitragen, dass in dem seit
Jahren besonders kostenträchtigen Sektor der stationären Versorgung die
Zielsetzung von Art. 37 Abs. 5 möglichst weitgehend verwirklicht werde,
nämlich eine qualitafiv hochstehende und zweckmassige gesunäheitUche
Versorgung zu möglichst günstigen Kosten (Botschaft, S. 183). Bei privaten
Spitälern dürfen die Tarifpartner im übrigen höhere Deckungsquoten ver-
einbaren, was insofern angemessen erscheint, als diese Spitäler nicht aus
Steues'geldeffi mitfinaniieri werden. Private Spitäler dürfen jedoch nur
dann als Leistungserbringer gegenüber der sozialen Krankenversicherung
Rechnung stellen, wenn sie den Anforderungen von Art. 33 Abs. i KVG-
E entsprechen.

Ubergangsrechtlich sieht Art. 93 Abs. 3 KVG-E vor, dass Anstalten
oder deren Abteilungen, die nach bisherigem Recht ats Heitanstaiten gel-
ten, als Leistungserbringer nach neuem Recht zugelassen sind, solange
der Kanton die in Art. 33 Abs. l lit, e KVG-E vorgesehene Liste der
Spitäler und Pflegehcime noch nicht erstellt hat (gemeint ist die rechts-
kräftige Erstellung, vgl. RKUV 1996, 228). Die Leistungspflicht der Ver-
sicherer und die Höhe der Vergütung richtet sich bis zu einem vom Bun-
desrat zu bestimmenden Zeitpunkt nach den bisherigen Verträgen oder
Tarifen.

dcl) Im Rahmen der paflamentarischen Bemtnng sind die hier interes-
sierenden Bestimmungen inhaltlich nicht abgeändert worden. Geändert
haben die Artikelbeziffenmgen (Art, 10 Abs. 2 lit. a Entwurf (E). = Art.
13 Abs. 2 m. a Gesetz (G); Art. 19 Abs. 2 E = Art. 25 Abs. 2 G; Art. 28
Abs. l E == Art. 34 Abs, l G; Art. 33 Abs. l E - Art. 39 Abs. l G; Art. 35
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Abs. 3 E = Art. 4l Abs. 3 G; Art. 42 Abs, l E = Art. 49 Abs. t G; Art, 71

E = Art. 79 G; Ar(. 93 Abs. 3 E = Art. 102 Abs. 3 G),
Zu erwähnen ist der in Art. 4l Abs. 3 KVG eingefügte Zusatz, wonach

der Wohnkanton ein Rückgriffsrecht im Siniite von Art. 79 KVG hat. In
diesem Zusammenhang wurde im Standerat zunächst auf Antrag von
Ständemt Frick bei der Differenzzahlung durch die Kantone die Ein-
schränkung «soweit keine Zusatz- oder Haftptlichtversicherung herange-
zogen werden kann» in den Gesetzestext aufgenommmen (Amti. Buil SR
1992, S, 1308t'.). Im Rahmen der Differenzberemigung verzichtete der
Ständerat auf diesen Zusatz, weil im KVG nur die Grundversicherung

und nicht die Zusatzversicherung geregeit wird (Amtl, Bull S 1993, 1066),
Im übrigen sind für den vorliegenden Fall foigende parlamentarischen

Ausserungen von Interesse:
Der Katalog der gesefzlichen Leistungen der obligatorischen Grund-

Versicherung ist begrenzt. Die Leistungen sind in den Art. 24-31 KVG
(Art, 19-25 KVG-E) umschrieben. Die Art. 32 und 33 KVG (Art. 26f.
KVG-E) beinhalten die Voraussetzungen. Was damit nicht abgedeckt ist,
kann nur auf dem Wege der Zusatzversicherung angeboten werden (Bc-
richterstatter Ständernt Huber; Amtl. Bull S 1992,1305).

Bei der Spitalplanung sind die öffentlichen und privaten Spitäler von
den Kantonen angemessen zu berücksichtigen. Ein Ausschluss der priva-
teil Spitäler würde nicht dem Willen des Gesetzgebers entsprechen (Be-
richterstatter Ständeraf Huber, Amtl. Bittl S 1992,1307).

Die Wahlt'reiheit des Versicherten in der sozialen Krankenversicherung

bzw. die volle Kostenübernahme ist nur gewährleistet, «wenn unter ge-
wissen Umständen gewisse Strukturen in Anspruch genommen werden».
Nicht jeder Kanton muss alles anbieten (Berichterstatter Ständcrat Hu-
ber, Amtl, Buii S 1992, 1308).

Zum hier umstrittenen Art. 4l Abs. 3 KVG f'iihrlc der standerattiche
Berichterstatter Hübet- wörtlich aus (Amtt. Bull S 1992, 1308);

«in Absatz 3 wird eine neue Norm eingeführt; sie bedeutet unbeslrittenermassen eine
Last für die Kantone. Sie dient aber eincleniig der EnUastung der Kassen, die diesen
Sachverlialt nicht zii vertreten haben, da es ganz offensichtlich ungerecht ist, wenn der
Rechtsnachteii bei den Kassen tinsteht und nicht bei (.ien Kantuncn.
Wir haben bcwusst auf (.iie von der SaniiatKdirektorenkonferenz hier verlangte Über-
gangstnst verzichtet. Ein Antrag, eine Ubergangsfrist zu gewiihren, wurde in den Kom-
missiunen sehr deutlich abgflelmt. Das ProbSeiii ist alt; der Zeitpunkt, diiss jetzt vom
Bund her gehandelt werden muss, ist gekommen, Es geht um Begriffe wie Koordina-
tion, Koyteneindämmung. Es setzt voriuis, dass die Kantone bei der Festsctzung der T;i-
rite für ausserkantonale Patienten vernünftig sind. Die Neuerung liegt in Absatz 3 mit
der Fonmilieriing «... übernimmt der Wohnknnlon...». Wenn alsu «der Versicherte iius
mcdizinisclicti Gründen die Dienste eines ausserhalb seines Wohnkantons befindlichen
öfte»llichen oder öffentlich siibvenlionierten Spitals» beansprucht, übäniimmt der
Wuhnkiintun die Konsequenzen, nämlich die teuren Kosten fiir einen iiusscrkantuna-
len Patienten. Der Wohnkanton miiss sie zu Recht übernehmen, weil er aus gesuncl-
heitspoliUiichcn Grüiuien die betrcftcnde Behaiulliingsstellc auf seinem Gebiet eben
nicht ernfftieE hat. Sie sehen hier den Koordinations- und ALifgabenteilimgseffekt, den
diese Norm hat.»
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Ständerat Frick führte zur gleichen Norm aus (Amtl. Bull S 1992,1308);

«Absatz 3 spricht ja den Grundsatz ans, dass der Wohnkanton die Differenz zwischen den
Tarifen für Kantonseinwohner und auswärtige Patienten übernchme!i muss, wenn ein aus-
serkantonales Spital aus medizinischen Gründen beansprucht wird. Das ist richtig; das ist
ein Akt der Soiidarität und der Gerechtigkeit zwischen den Kantonen. Es darf nicht sein.
dass die Kantone mit ausgebauter Spitalversorgung die anderen kleineren Kantone sub-
ventionieren. Das wollen wir nicliS, Die Kosteniibemahmepflicht soll bestehen.»

Bei den Tarifverträgen mit den Spitälern (Art. 42 KVG-E) erwuchs der
maximalen Deckungsquote von 50% zugunsten der Krankenkassen Op-

Position, jedoch ohne Erfolg. Kritisiert wurde unter anderem, dass diese
Regelung, welcher lediglich die öffentlichen und öffentlich subventionier-
ten Spitäler unterworfen seien, gegen den Grundsatz der Rechtsgleichheit
verstosse. Die Krankcnkassen könnten sonnt mit privaten Spitälern höhe-

re Deckungsquoten vereinbaren. Den Privatspitalern würden gegenüber
der öffentlichen Hand Vorteile geschaffen, und die Krankenkassen wür-
den verpfUchtet, diese Vorteile zu finanzieren. Dem hielt Ständerat Hu-

ber als Berichterstatter entgegen, die Kundschaft der privaten Spitäler sei
natürlich nicht in erster Linie der Patient der Grundversichenmg, sondern
dort seien andere Patienten anzutreffen. Das Engagement der Kantone
sei ein sozialpolitisches und nicht in erster Linie ein finanzpolitisches.
Denn eine erhöhte Beteiligung der Kassen werde selbstverständlich auf
die Prämien durchschlagen. Man schone die Kantone nicht, wenn man
dem Antrag folge (beantragte Einfügung in Abs. l: «hi der Regel höch-
stens 50% ...»), sondern man verschiebe innerhalb der Kantone schlicht
und einfach die Gewichte von den Steuern zu den Prämien. Man solle dies
nicht tun, dann würden Bund und Kantone berechenbare Partner der

Krankenkassen sein (Amt!. Bull S 1992, 1314ff„ bes. 1316).

6. In historischer, teleologischer und systematischer Sicht sind in Kennt-
nis der Gesetzesentstehung folgende Schlüsse zu zielien:

a) Das neue KVG will - und dies in besonderem Masse für die kosten-
trächtigen Spitaibchandlungen - in der sozialen Krankenversicherung
(Grunciversicherung) eine hochstehende, und zweckmassige gesinuiheitli-
ehe Versorgung zu möglichst günstigen Kosten sicherstellen. Dieses Ziel
wird angestrebt:
• durch das Versichemngsobligato rium mit Pramiengleichheit (Art. l, 61

KVG), d.h. u.a.: auch Privatversicherte haben die gleichen Prämien der
sozialen Krankenversicherung zu entrichten wie die Allgemeinversi-
cherten. Die Privatversicherten schliessen konsequentervveise auch nur
eine Z«.m/z Versicherung zur Grundversicherung ab. Mit der Zusatzver-
Sicherung wird die Grundversicherung nicht ersetzt, sondern nur er-

gänzt (A. Maurer, Das neue Krankenversicherungsgesetz, S. 132, zu be-
achten ist hier auch der prozessuate Nachteil, dass u.U. zwei verschie-
dene Streif verfall re n durchzuführen sind, A. Maurer, a.a.0., S. 13). Die

Privatversicherten bleiben grundversiciiert;
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• durch die Grmuisatze der Gegensestigke.ii, der Rechtsgleichheit und der
Selbsttf-agung (Art. 13 Abs. 2 lit. a, 60 Abs. 2 KVG), d.h.: die Versiche-
rer dürfen keinen Gewinn erzielen uiul haben die Prämien für den
Zweck der sozialen Krankenvcrsicherung zu verwenden;

* durch ein Zitlassnngsverfafu'en für Spildler (mit SpifaUisfe), wobei pri-
vate Trägerschaften angemessen in die Planung cinzubeziehen sind.
Spitäler, die nicht im Sinne von Art. 39 Abs. l KVG zugelassen sind,
können nicht zu Lasten der Grundversicherung Rechnung stellen;

• durch Kostenverlageriingen w Lüsten der Kantone (Steuer fahler) mittels
Deckungsquofe der Kassen bis max. 50U/<> fnr Kdntonseinwülinef der be-

ff'effenden öffentUchefi und öffentlich suhvenfionierten SpiSdler (Art. 49
Abs. l und 2 KVG). Von dieser Begrenzung der Deckungsquoten sind
die privaten Spitäler nicht betroffen, bei denen wegen fehlender öF-
fentlicher Subventionen aucli keine untersctiiedlichen Tarife zwischen
kantonalen und ausserkaiUonalen Versicherten begründet sind;

• durch den gewährten Tariftchuf?, (Art. 44, 49 KVG): Mit den tariftich
vereinbarten Spilalvergütungen sind alle Ansprüche des Spitals /m- die
aH^emeifie Abteilung abgegoiten (Art. 49 Abs. 4 KVG);

• durch PfüifiiefiverhiHigimyn, weiche Versicherten hi bescheidenen

wirtschaftlichen Verhältnissen gewährt werden (Art. 65f. KVG).

b) Anderseits bezweckt das KVG auch, ciass zwisclien den Kantonen ein
besserer Lastenuus^leich mit verstärkter Koordination zwischen denselben
hergestellt wird. Damit werden zugleich auch eine optimale Ressourcen-
nutzung sowie die Kostencfarnpfungsbestrebungen unterstützt. Für die
Zielsetzung des interkantonaten Lastenausgleiches hat der Gesetzgeber
den hier umstrittenen Art. 4l Abs. 3 KVG eingeführt. Der Spital- bzw.

Standorikanton genelimigt ftir seine Einwühner unter Berücksichtigung
der maximalen Deckungsquotenregelung einen Tarif, mit welchem die öf-
l'entHchen kantonalen Spitalfinanzierungen und -subventionen den Kan-

tonseinwohnem zugute kommen. Beim Tarif für ausserkantonaie Versi-
cherte bleibt dieser Aspekt unberücksichtigt. Für die dadurch entstehen-
de Tarifdifferenz hat nicht der ausserknntonale obJigatorisch Versicherte,
der aus inedizhiischcn Gründen die Dienste des uusserkantonaäen Spitals

beanspruchen muss, oder seine Krankenkasse, sondern der Wohnkcinton
aufzukommen.

Aus dieser letzteren Zweckbestimmung heraus ergibt sich, dass private
Spitäler mangels öffentlicher (Mit)Finanzierung in Art. 4l Abs. 3 nnch-
votlziehbar nicht mit ei n bezöge n sind. Der Wohnkanton hat gegenüber
dem Versicherten nur die mit der öffentlichen Finanzierung durch den
Spitalkanton begründeten unterscfiiedliehen Tarite auszugieiclien. Dieser
Tatbestand ist bei den Privatspitalern nicht gegeben. Ob andere triftige
Gründe für eine Auslegung gegen den klaren Wortlaut sprechen (Rhi-
now/Krähenmann, Verwaitungsrcchtsprechung, Ergänzungsband, Nr. 24
B II a), kann hier dahingestellt bleiben,

c) Weder die Entstelwngsgeschichte noch die angestrebten Ziele und
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Zweckmittel rechtfertigen eine Rechtsauslcgung im Sinne der angefoch-
tenen Verfügung. Nebst dem Wortlaut, welcher nichts zugunsten der
vorinstanziichen Rechtsauslegung aussagt (vgl. vorn Ervv. 3), sprechen ge-

wichtige Gründe für eine Auslegung des Art. 4l Abs. 3 KVG, die keinen
tatsächlichen Aufenthalt in der allgemeinen Abteilung gebietet.

Der Gesetzgeber will mit Art. 4l Abs. 3 KVG primär einen besseren
und gerechteren Lastenausgleich zwischen den Kantonen herstellen (oben
Erw. 6a), er beabsichtigte hingegen nicht eine Kostenumverteilung unter
den Grunclversicherten zu Lasten der Zusatzversicherten. Hiefür dienen

primär die Instrumentarien der Prämienverbilligung und der Beschrän-
kung der Versichererdeckungsquotc auf 50%. Im weiteren wollte der Ge-
setzgeber die Kassen, und damit die Pramienzahler finanziell entlasten
(Votum SR Huber, Amtl. Bull S 1992, 1308). Die Pflicht zur strikten Tren-
nung von Leistungen der Grunciversicherung und der Zusatzversicherung
(Kostenwahrheit) verhindert, dass mit dem Tarifausgleich die Privatabtei-
hingen im Bereich der Zusatzvcrsicherungslcistungen subventioniert wer-
den.

Es kann von der Gesetzessyslemafik her nicht gefolgert werden, die Dif-
ferenzzahlungspt'Ucht des Wohnkantons gemäss Art. 4l Abs. 3 KVG set-

ze den tatsächlichen Aufenthalt in der allgemeinen Abteilung voraus. Zu-
treffend ist zwar, dass in Art. 49 Abs. l KVG (Tarif vertrage mit Spitälern)
von anrechenbaren Kosten «in der allgemeinen Abteilung» und in Art. 25

Abs. 2 lit. e KVG (Leistungskatalog) von «Aufenthalt in der allgemeinen
Abteilung eines Spitals» die Rede ist, und dass die systematische Ausle-
gung von Art. 4l Abs. 3 KVG die Mitberücksichtigung dieser Bestim-
mungen gebietet. Mit Maurer ist jedoch in Anlehnung an die bisherige
Rechtsprechung (vgl. vorn Erw. 5a) davon auszugehen, dass sowohl mit
Blick auf den Leistungskatalog wie auch auf den Tarifschutz der Grund-
versicherer jene Kosten zu übernehmen hat, welche in der allgemeinen

Abteilung angefallen wären (Maurer, a.a.0., S. 47, N 114;81). Der Versi-
cherer soll nicht davon profitieren können, dass der Versicherte zusatzli-

ehe Vorsorge betreibt. Es besteht mithin kein systemiogischer Ansatz-
punkt, Art. 4l Abs. 3 KVG im Sinne der vorinstanzlichen Verfügung aus-
zulegen.

Das Versicherungsobligafo nnm ist auch für den Zusatzversicherten
zwingend, weshalb er die dem Grundversicherten aus der Grundversiche-
nmg zustehenden Leistungen ebenfalls beanspruchen kann. Insoweit ist
Art. 4l Abs. 3 KVG auch für Behandtungen in der Privatabteilung mass-
gebend.

Der Ausschfnss des grundversichenmgsrechtlichen Anspruches bei ei-
nern Aufenthalt in einer Privatabteilung war - wie bereits dargelegt - vom

Gesetzgeber nicht beabsichtigt und ist von der Geselzessystematik her nicht
geboten. Ein Ausschluss würde aber auch dem Rechtsgleichheitsgebot, dem
Gegenseitigkeitsprinzip und dem Selbstfmanziemngsgebof widersprechen.

Das GleScfihestsgebot gebietet für alle obligatorischen Grundversicher-
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fen, also auch für Zusatzversicherte, die sicli in einer Privatabteilung be-
handetn lassen, und fiir Grundversicherte, die sich auf eigene Kosten dort-

hin begeben, den Tarifausgleich zu gewahren. Von den Zusatzversicherten
zu verlangen, sie müssten die allgemeine Abteilung aufsuchen, um eine

Ungleichbehandiung zu vermeiden, ist nicht zumutbar und unverhaltnis-
massig. Der Zusatzversicherte müsste auf eine ilun zustellende Zusatz-
versicherungsleistung verzichten. Der Normzweck verlangt jedoch von
den Zusatzversicherten kein solches Opfer.

Mit dem Aussdiluss des Tarifausgfeiches würde die vom Gesetzgeber
vorgesehene Finanzierung der Grundversicherungsleistungcn in öffentti-
chen oder öffentlich subvenUonierten Spilalern //; Frage gcstcilt Soweit
die Deckungstücken über Prämienerhöhungen von den Grundversicher-
teil Finanziert werden müssten, würde sich "- zumindest wenn sich damit
im Ergebnis eine Ubersciu'eitung der 50%-Deckungsquote einsteiien wiir-

de - eine unzulässige Veriagerung der Kosten zu Lasten der Versicherten
ergeben. Soweit der Zusatzversicherte die Deckungslücke selbst finanzie-
ren müsste, wäre das Gegenseitigkeitsprinzip verletzt, und soweit die Zu-
satzversicherung die Deckungslücke finanzieren müsste, wäre der Grund-
satz der strikten Trennung der Grundversicherung von der Zusatzversi-
cherung sowie das Selbstimanzierungsgebot verletzt.

Die Regelung in Art, 4l Ahs. 3 KVG ist neu. Demzufoige gibt es keine
alte Gesetzesformulierung mit dazugehöriger Rechtsprechimg, welctie a!-
tenfafls zusammen mit den Materialien eine Auslegung nahelegen würde,

die den Tarifausgleidi nur bei tatsächlichem Aufenthalt in der allgemei-
nen Abteilung erlaubt (es gibt aber eine bisherige Rechtsprechung im Zu-
sammenhang mit den Leistungen der Versicheret', weiche gegen die vorin-
stanzliche Rechtsausiegung spricht, vgl. vorn Erw. 5a).

Soweit bis anhin die Privatabteihingen selbsttmgenä waren bzw. von den
Kantonen nicht subvcntioniert wurden, vermag diese frühere Sachlage
mit Bezug auf Art. 4l Abs, 3 KVG unter Berücksichtigung der Gesetzes-
materiaiien keine gesetzgeberische Absicht zu belegen, wonach die anfal-
lenden Kosten in der Privatabteilung (Grundversicherungsanteil) nicht
über die Dift'erenzzahlungen auszugleichen wären bzw, dass Zusatzversi-

cherte des Tarifausgteiches verlustig gehen, sofern sie sich nicht talsäch-
lich in der allgemeinen Abteilung aufhalten und behandeln lassen. Abgc-
sehen davon ist die Annahme der bisherigen Selbsttragung der Privatab-
teilungen (inkl. Grundversicherungsanteil) in Anbetracht der bis anhin
wenig transpcirentcn Finanzierung des Spitatwesens nicht offenkundig. In
der Regel wurden schon unter dem Regime des alten Rechts ausserkan-

tonaten Patienten (mit Zusatzversicherungen) liöliere Tarife als innerkan-
tonalen Patienten verrechnet. Diese Privilegierung der innerkantonalen
Patienten lasst sich sachlich nur mit ktintofiaSeu Sitbvennomerungcn be-
gründen, was insofern gegen eine vollständige Selbsttragung (inklusive
Grundversicherungsanteil) spricht.

7. Das aktenkimdige, von PD Dr. Andreas Kley-Sfmller zubanden der
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Schweizerischen SEinitätsdircktorenkonferenz erstattete Gutachten zur
Auslegung von Art. 41.3 und Art. 49.1 KVG vom 12. April 1996 (kurz:
Gutachten) vermag am vorliegenden Entscheiclergebnis nichts zu ändern.

a) Im Gutachten wird zu Recht ausgeführt, der Status der Zusatzversi-
cherung sei kein sachliches Kriterium, um die Kostengutsprache für eine
Tarifdifferenz zu verweigern. Es wäre unter dem Gesichtspunkt der
Rechtsgteichheit unzulässig, den Privatversicherten als solchen diese Lei-
stungen grundsätzlich abzusprechen (Gutachten, S. 25). Der Gutachter
sieht aber trotzdem keine Verletzung der Rechtsgleichheit, soweit die Be-
Zahlung der Tarifdifferenz an die Voraussetzung der tatsächlichen Be-
handlung in der allgemeinen Abteilung gebunden wird. Als vernünftigen
Grund für eine unterschiedliche Behandlung von Allgemein- und Privat-
versicherten bezeichnet er finanzpolitische oder fiskalische Interessen des
Staates sowie das Interesse an einer Konzentration der Behandlungen in
den allgemeinen Spitaiabteilungen (zu letzterem siehe vom gleichen Gut-
achter «Argumente zu Art. 41.3 KVG» vom 29.4.1996, S. 6). Jeder Versi-
cherte könne der Ungleichbehandtung entgehen, wenn er sich in der all-
gemeinen Abteilung behandeln lasse. Die Situation gleiche derjenigen im
obligatorischen Primarschulwesen. Wünschten die Eltern eines Kindes
eine weitergehende Förderung, so müsse sich das Kind in eine Privat-
schule begeben, wofür der Staat nicht aufzukommen habe. So wie Art. 27
Abs, 2 BV die Kantone verpflichte, für einen genügenden Primarunter-
rieht zu sorgen, so veranlasse Art. 41.3 KVG nun die Kantone, für ihre
Wohnbevölkerung eine genügende Spitalversorgung bereitzustellen. Sei
ein Versicherter mit diesen Leistungen nicht zufrieden, so müsse er sich
in eine Privatabteilung eines Spitals oder in eine PrivatkHnik begeben. Er
könne dabei vom Kanton aber nicht Beitrage verlangen, wenn er die all-
gemeine Abteilung nicht beanspruche (Gutachten, S. 27).

b) Art. 4l Abs. 3 KVG bezweckt nicht in erster Linie, eine genügende
Spitalversorgung bereitzustellen, dies besorgt die kantonale Spitalplanung
(inkl. Spitalliste) (Art. 39 Abs. l KVG). Die Ausgleichungspfiicht der
Kantone übt nur mittelbaren Einfluss auf die Spitalplanung aus, indem es
Kantonen unbcnommen bleibt, anstelle der Ausgleichungspflicht mit Spi-
taiträgern Vereinbarungen zu treffen. In diesem Fall kommt Art. 4l
Abs. 3 KVG gar nicht zum Tragen (Botschaft, S. 169). Art. 4l. Abs, 3
KVG will primär SoHdarität und Gerechtigkeit zwischen den Kantonen
(interkantonaler Lastenausgleich) herstellen (Votum Ständerat Frick,
Amtt, Bull S 1992, 1308), aber auch die Kassen bei medizinisch indizier-
ten ausserkantonalen Spitalbehandlungen entlasten (vgl. Votum Standerat
Huber, AmtL Bull S 1992, 1308). Zielsetzung von Absatz 3 ist ~ wie be"
reits dargelegt - nicht eine sozialere Kostenverteilung unter den Grund-
versicherten zu Lasten der Zusatzversicherten. Art. 4l Abs. 3 KVG bc-

zweckt auch nicht eine möglichst grosse Konzentration der Spitalbehaml-
hingen in den allgemeinen Abteilungen. Zutreffend ist nur, dass mit der

75



22

Verbesserung des Gnmdangebotes die Nachträge fiir Zusatzversichcrun-
gen kleiner und so möglicherweise eine Konzentration von Behandlungen

in der alfgemeinen Abteilung eintreten wird. Soweit dieser Eftekt eintre-
ten sollte, geschieht dies ungeachtet von Art, 4l Abs. 3 KVG und Eietnfft
kantonale und aiisserkantonaie Versicherte gleicliermassen.

Dass ein Verzicht auf Leistungen aus der Zusatzversicherung Zwecks
Vermeidung einer Ungteichbehandlung unzumutbar mid uiiverhältnis-
massig wäre, wurde bereits abgehnnddt (vorn Erw. 6c),

Der Vergleich mit dein obligatorischen Pnmarschuiunfen'icht schtiess-
lich hinkt, Letzterer ist gemass Vert'assungsworEiEiut iiur in den öffentti-
chen Schulen unentgeltlich (Art. 27 Abs. 3 BV). Die Schulkostcn sind so-
mit nicht mit Gebühren, sondern mit Steuermitteln zu t'inanzieren. Lehr-
inaterial unci Schuizeug sind dabei vom vert'assungsmassigen GruiKisatz

der Unentgeltlichkeit nicht erfasst. Die meisten Kantone haben jedoch die
Unentgelttichkeit diesbezüglich ausgeclehnE (M. Borghi, in Kommentar
BV, Rz. 6Üi. zu Art. 27). Privatschuten können dagegen von ihren Benüt-
zern generell ein Schutgeld vertangen, sofern das kantonaie Recht tiichts
Gegenteiliyes bestimmt (M, Borghi, a.a.0., Rz. 56 zu Art, 27). Wüim nun
Eltern im Rahmen des obligatorischen Schulunterrichts ihr Kind an eine
private Primarschule schicken, verzichten sie auf sämtliche Leistungen ei-
ner unentgeitlichen öt'fentiichcn Schule, Auslagen für allenfalls entgeitli-
ches Lehrmaterial und Schulzeug an der öffentlichen Schule entfatien da-
durch n priori, da keine causa vorliegt. Anderseifs übt der Verzicht, eine
öffentliche Schule zu besuchen, naturgemäss auf die Steuerbetastung der
Eltern (mit Ausnahme des Ausbildungskostenabzuges) keinen Einftuss
aus, da die Steuern voi-aussetzungslos geschuldet sind, Wenn dagegen ein
obligatorisch KrEtnkenversicherter eine Zusatzversicherung abschliesst,
verzichtet er nicht auf die obiigatorische Grundversicherimg. Die Zusatz-
Versicherung kann und darf ex lege die Grundversicherung nicht ersetzen,
sondern - wie es der Name «Zusatzversicherung» besagt - ergänzt sie ciie-
se für ein besseres, kixuriöseres Leistungsangebot. Auf das Primarschul-
wesen bezogen ist die Zusatzversicherung deshalb mit dem das obligato-
fische Schuhmgebot ergänzenden Unterricht zu vergleichen (z.B. Musik-
schule, spezielle Fremdsprachenkurse usw.). In diesen Falten eiiffäilt die
Unentgeltlichkeit des öffentlichen Schulunterrichts nicht,

c) Dass die Ausgieichungspfficht nicht von einer tatsächlichen Behand-
lung in der allgemeinen Abteilung abhängig geniacht werden darf, muss
man auch aufgrund der bereits erwähnten, von Maurer vertretenen Lehr-

meinung folgern, wonach Krankenversicherer jene Kosten zu überneh-
men haben, die der Aufenthalt in der allgemeinen Abteilung verursacht
hätte (vgt. vorn Erw. 6c), Gilt mithin für den von der Kasse zu übemch-
menden Kostenanteii eine Ubernahmepfiicht, so muss dies konsequenter-
weise auch für die Ausgieichungspfficht des Kantons gelten, zumal staat-
liche Zuschüsse nur für die Zusatzvcrsicherungen ausgeschtossen werden
sollten (vgi. vorn Erw. 5c/aa).
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d) Auch die weiteren Argumente im zitierten Gutachten vermögen die
angefochtene Rechtsauslegung nicht zu rechtfertigen.

Ob unter dem Regime des alten Rechts die Privatabteilungen der öf-
fentlichen Spitäler von den Kantonen tatsächlich nicht subventioniert
wurden, und ob diese kostendeckend arbeiteten und sich weitgehend
durch die gestellten Rechnungen finanzierten (siehe Ziff. 10,18 des Gut-
achtens), ist für die Auslegung des Art. 4i Abs, 3 KVG ~ wie bereits clar-
gelegt - nicht entscheidend. Es brauchte deswegen jedenfalls keine spezi-
eile positiv-rechtliche Regelung in dem Sinne, als die Differenzzahlungs-
pflicht bei einem Aufenthalt in der Privatabteilung ausdrücklich hatte
erwähnt werden müssen, zumal sich unter dem alten Recht die Frage des

kantomilen Tarifausgleiches überhaupt nicht stellte.
Nicht schlüssig ist die Argumentation, Art. 4l Abs. l und Art. 49 Abs. l

KVG würden sich nur auf die obligatorische Krankenpflegeversicherung
beziehen. Wenn in Art. 4l Abs. 3 KVG die Beschränkung auf die allge-
meine Abteilung nicht erwähnt sei, könne dem nach historischer Ausle-
gung nicht die Bedeutung zugemessen werden, dass der Gesetzgeber die
Zahlung der Differenzbeiträge auch auf die Privatabteilung erstreckt wis-
sen wollte. Die obligatorische Gnmdversicherung und die Privat(zusatz)-
Versicherung sind nicht sich ausschliessende Alternativen. Wer als Zu-

satzversichertcr sich in der Privatabteilung behandeln lässt, beansprucht
auch die Grundversicherung, und in diesem Ausmass ist der umstrittene
Art. 4l Abs. 3 KVG auch für Behandlungen in der Privatabteilung mass-
gebend (vgl. vorn Erw. 6c).

Soweit mit der Nichtunterstellung der Zusafzversiclierung unter das
KVG argumentiert wird, ist diese Begründung ebenfalls nicht erheblich.
Der Tarifausgleich bei einem Aufenthalt in der Privatabteilung ist nicht
der Subventionierung von Privatabteilungen gleichzusetzen, und das Prin-
zip der Kostenwahrheit wird deswegen nicht verletzt. Im Gegenteil. Der
Grundsatz der Kostenwahrheit gebietet gerade eine klare Unterscheidung
zwischen den obligatorischen Krankenversicherungsleistungen und den
anderen Leistungen. Nur die crsteren sind Gegenstand des Tarifaus-

gleiches.

Bei der hier vertretenen Rechtsauslegung stellt sich die Frage der Ge-
setzeslücke nicht. Die Vorinstanz macht im übrigen zu Recht nicht gel-
tend, andere, vorstehend nicht ausdrücklich abgehandelte verfassungs-
massige Rechte (z.B. persönliche Freiheit, Handels- und Gewerbefreiheit)
würden im Rahmen der verfassungskonfonnen Überprüfung ihre Rechts-
anwendung gebieten. Das im Gutachten geltend gemachte volkswirf-

schaftliche und finanzpolitische Interesse, den kantonalen Staatshauslialt
im Gleichgewicht zu hatten (Ziff. 58f.), kann allenfalls dann von Bedeu-
tung sein, wenn aufgrund der verschiedenen Auslegungselementc eine

einschränkende Regelung bzw. Rechtsanwendung zur Diskussion stehen
würde. Es vermag indes nicht die historisch, systematisch, teleologisch
und verfassungsmassig begründete gegenteilige Rechtsauslegung in Frage
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zu stellen, zumal dann nicht, wenn sich damit v.a, der Kanton zu Lasten
der Grundversicherten entlasten könnte, was der Gesetzgeber mit Art. 4l
Abs. 3 KVG aber gerade nicht beabsichtigte. Der Kanton kann durch Ver-
cinbarungen mit ausserkantonalen Spitalträgern die Anwendbarkeit des
Art, 4l Abs, 3 KVG auf ein Finanziell überbiick- und absehbares Ausmass
reduzieren.

R. Es steht mithin fest, äass der Kanton - sofern die Voraussetzung der
medizinischen Indikation des ausserkantonalen Spitalaufenthaites gege-
Eren ist - von Bundesrechts wegen gestützt auf Art. 4l Abs, 3 KVG den
Tarifausgleich auch zu bezahlen hat, wenn sich der Versicherte nicht in
der allgemeinen Abteilung, sondern in der Privat- oder Hatbprivatabtei-
lung eines aiisserkantonaten Spitales bcliandetn lässt,

Damit ist aber auch erstellt, dass die regierungsrätliche Verordnungs-
bestimmung, worauf der Kanton Schwyz nur die Beanspruchimg von Lei-

stungen eines ausserkantonaien Spitals in der allgemeinen Abteilung der
Tarifausgleichspflicht unterstellt (§ l Verordnung; siehe oben Erw. 2 und
3), bundesrechtswidrig ist und im konkreten Fall nicht angewendet wer-
den darf (^ 26 Abs, 2 VRP).

Nachdem die medizinische Indikation des au&scrkantonalen Spitaiauf-
enthahes und der Differenzbetrag unbestritten sind, erweist sich die Be-
schwerde im Sinne der Erwägungen als begründet. Die Vorinstanz ist des-
halb anzuhalten, der Beschwerdeführerm den geltend gemachten Diffe-
renzbetrag von Fr. 476.- zu erstatten. (.,.).

VGE 227/96 vom 29. Januar 1997),

Das Eidgenössische Versicherungsgericht luU mit Urteil K 38/97 vom
16. Dezember 1997 eine Beschwerde des Kantons Schwyz abgewiesen.

23
Kranken versichern n g

Arf. 4l Abs. 3 KVG, Differenz.whlungspfUclit des Wohnkantons bei ei-
nern Aufenthalt in eineiH Privtiispitat (nichf öffenfliches oder nicht öf-
fentlich subveniioniertes Spital) verneint,

Aus dem Sachverhalt:

X. hiell sich am 5. und 6. Februar 1996 für eine Koronarangiographie
und vom 7. bis 16, März 1996 zwecks Vornähme eines herzchirurgischen
Eingriffs in einer Zürcher Privatklinik auf. Die Ktinikkosten beliefen sicii
auf Fr. 4892,20 (erster Aufenthalt) und Fr. 28225.45 (zweiter Aufenthalt).
Die Krankenkasse erteilte am 15. Februar 1996 eine auf die Voltpauscha-
le für grundversicherte Wohnsitzpatienten des Kantons Zürich be-
schränkte Kostengutsprache. Zur Deckung des Differenzbetrages ersuch"
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te die Privatklinik mit Schreiben vom 7. Juni 1996 den Kanton Schwyz, die
Kosten für den ersten Aufenthalt im Betrage von Fr. 4078.20 (Fr. 4892.20
./. 2 x Fr. 407.-) gestützt auf Art. 4l Abs. 3 KVG zu übernehmen. Mit Ver-
fügung vom 17. Juni 1996 hat das kantonale Amt für Gesundheit und So-
ziales die Kostenübernabmc abgelehnt, weit es sich bei der Privatklinik
um ein nicht öffentliches oder nicht öffentlich subventioniertes Spital
handle und die Behandlung des Patienten auch in einem öffentlichen oder
öffentiichen subventionierten Spital möglich gewesen wäre. Mit gemein-
samer Eingabe vom 8. Juli 1996 erheben der Patient und die Privatklinik
beim Regierungsrat Beschwerde mit folgenden Begehren:

l. Die inigefociitene Verfügung sei aufzuheben;
2. Dem Beschwerdeführer l sei für seine Behandlung bei der Beschwerde-

führerin 2 vom 7. bis 16. März 1996 (recte: 5. und 6. Februar 1996) eine
Kostengutsprachc gemass Art. 4l Abs. 3 KVG zu erteilen, bzw. der Ktinton Schnyz
sei dazu ZLI verpflichten, den Kostenanteil gemäss Art. 4l Abs. 3 KVG zu
übernehmen;

3. Es sei in vorliegender Bescliwerdesache ein Entsdieid zu erlassen, den die
Beschwerde füh re r Ein das VerwaHnngsgericht des Kantons Schwyz im Sinne
von Art. 6 Ziff. l EMRK weiterziehen können;
unter Kosten- und Entschadigungsfoige zu Lasten der Staatskasse.

Der Regierungsrat überwies die Beschwerde am 6. August 1996 im Sin-
ne von § 52 VRP zur Beurteilung unmittelbar an das Verwaltungsgericht,
welches die Beschwerde abwies.

Aus den Erwägungen:

(Erw. 2 siehe EGV-SZ 1997, Nr. 22, Erw. 2 )

3. Umstritten ist, ob die Beitragspflicht der Kantone bei ausserkanto-
nalem Spitalaufenthalt genii^ss Art. 4l Abs. 3 KVG auch dann greift,
wenn sich der Versicherte in ein Privatspitat begibt. Von der Beantwor-
tung dieser Frage hängt die Beurteilung der weiteren Frage ab, ob § l der
regierungsrätiichen Verordnung über die Kostenübernahme bei ausser-
kantonaler stationärer Spitalbehandtung im Sinne einer akzessorischen
Überprüfung als nicht anwendbar zu erklären ist (§ 26 Abs. 2 VRP). So-
fern die Differenzzahlungspflicht grundsätzlich auch bei einem Aufenthalt
in einem Privatspital bejaht wird, stellt sich die zusätzliche Frage, ob der
Versicherte sich tatsächlich in einer Eillgemeinen Abteilung aufhalten
muss, um die kantonale Beitragszalilung beanspruchen zu können. Mit
VGE 227/96 vom 29,1.97 hat das Verwaltungsgericht entschieden, dass der
Kanton - sofern die Voraussetzung der medizinischen Indikation des aus-

serkantonalen Spitalaufenthaltes gegeben ist - von Bundesrechts wegen
gestützt auf Art. 4l Abs, 3 KVG den Tarif ausgleich zu bezahlen hat, auch
wenn sicli der Versicherte nicht in der aligemeinen Abteilung, sondern in
der Privat- oder Halbprivatabteilung eines öffentlichen oder öffentlich
subventionierten ausserkantonalen Spitals beliandeln lässt.
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Unbestritten ist, dass die Beschwerdeführerin ein Privatspitat und nicht
ein öffentliches oder ein öffentlich subventioniertes Spital im Sinne von
Art. 4l Abs. 3 KVG betreibt.

4. Der Wortlaut in Art. 4l Abs. 3 erster Satz KVG ist an sich klar und
iinmissverstiuidUch: die Differenzzahtungspf'licht besfeht, sofern der Ver-

sicherte die Dienste eines öffentlscfien oder öffentlicfi subvenfionierfen Spi-
tals in Anspruch nimmt. Fraglich ist allenfalls, ob damit zwingend eine
Differenzzahlungspnicht bei eincm Aufenthalt in cinem Privatspitat aus-
geschlossen werden wollte, und ob triftige Gründe vorliegen, class der
Wortlaut nicht den wahren Sinn der Bestinnuung wiedergibt, Des weite-

ren ist die Frage der Gesetzeslücke zu prüfen. Nachfolgend sind deshalb
die Entstehungsgeschichte, die Zweckbeslinimung und das Finanzierungs-
konzept des neuen Krankenversicherungsgesetzes sowie die gegenseitigen

Abhängigkeiten und Beziehungen zwischen Versicherer, Versicherten,
Leistungserbringern und Kantonen näher darzulegen.

(Erw. 5, 6, siehe EGV-SZ 1997, Nr. 21, Erw. 5, 6a/b)

7. a) Aufgrund der bisherigen tatsächlichen und rechtlichen Ausfüh-
rungen muss man folgern, dass der Gesetzgeber in Einklang mit dem Ge-
set^.eswo rthwl (vgl. vorn Erw, 4) bewusst den Tarifausgieich nur bei einem
ausserkantonalen Aufenthalt m einem Öffentlichen oder öffentlich sub-
ventionierten Spital einführen wollte. Art. 4l Abs. 3 dient primär einem
besseren und gerechteren interkantonalen Kostenausgleich. Kantone, die

mittels Steuergeldem ihre eigenen Spitafer betreiben oder andere Spitäler
öffentlich subventionieren, sollen von den Wohnsitzkantonen der ausser-
kantonalen Patienten entlastet werden. Der durch die öffentliche kanto-
nafe Finanzierung den Kantünseinwohnern zukommende Vorteil von tie-
feren Tarifen soll den ausserkantonalen Versicherten durch deren Wohn-

sitzkanton abgegolten werden. Dieser Sachverhait ist bei Privatspitälern,
die nicht aus Steuergeldern mitt'inanziert werden (vgl. vorn Erw. 5c/cc),
nicht gegeben, weshalb ein Tarifausgleich sachlich nicht begründet ist.

b) Dieses Auslegungsergebnis stimmt mit der Gesefz.cssysfenuilik über-
ein. Art. 4l Abs. l KVG regelt die freie Wahl, der gemäss Art. 351T KVG
Wgehssenen Leistungserbringer. Bei stuüonärer oder teilstatiomirer Be-
handfung muss der Versichere!' die Kosten höchstens nach dein Tafifüber-
nehmen, der im WohnkaiKon der versicherten Person gilt, Sucht der Ver-
siciierte jedoch (ms meäiuiuschw Grüiulen andere, mc/;/ zugelassene Lei-
stungserbringer auf, so hat der Versichere!' geinass Art. 4l Abs. 2 KVG die

Kosten nach dem Tarif zu übernehmen, der/«/' diesen Leissnn^serbrln^er
gilt. Mediiinische Grunde liegen im Noffall vor, oder wenn die erforderli-
chen Leistungen bei stationärer oder teilstationärer Behandlung im
Wohnkanton oder in einem auf der Spitalliste des Wohnkantons nach Ar-
tikel 39 Abs. l tit. e KVG aufgeführten ausserkantonalen Spital nicht an-
geboten werden. Gesetzessystematisch hat mithin der Versichere!' im Rah-
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men der eng umschriebenen medizinischen Gründe allfällige Tarifunter-
schiede zwischen Woim- und Spitalkanton zu tragen. Art. 4l Abs. 3 KVG
räumt den Versicheren! jedoch im Fall der ausserkantonalen Behandlung
in einem öffentlichen oder öffentlich subventionierten Spital abweichend
ein, dass sie die Kosten nur im Rahmen des Tarifs des betreffenden Spi-
tals für Kanton seimvohner zu übernehmen haben. Die Differenz, zwischen

diesem Tarif und den in Rechnung gestellten Kosten Iiat aus den bereits
dargelegten Gründen der Wohnkanlon auszugleichen. Absatz 3 des Art.
4l KVG ist somit im Verhältnis zu dessen Absatz 2 eine (quantitativ zwei-
felsotme gewichtige) Äifsmihme und darf auch aus gesetzcssystematischer
Sicht, zumal bei klarem Wortlaut und klarem Gesetzcszweck, nicht exten-
siv gehandhabt werden. Aber auch Art. 49 Abs. l und 2 KVG macht deut-
lich, dass eine Ausdehnung auf Privatspitaler gesetzessysteinatiscli nicht
angezeigt ist. Nach dieser Bestimmung schliessen die Versichere!' mit den
Spitälern Pauschalen ab, die für Kanionsemwohner hei öffentlichen oder
öffenflich sitbventsonierfen Spitälern höchstens 50 Prozent der anrechen-
baren Kosten je Patient oder Versichertengruppe in der allgemeinen Ab-
teiiung decken. Für besondere diagnostische oder therapeutische Leistun-
gen kann vereinbart werden, dass sie getrennt in Rechnung gestellt wer-
den. Auch für diese Leistungen dürfen Versicherer für Kantonseinwohner
und Kantonseinwohnerinnen bei öffcntiichen oder öffentlich subventio-
nierten Spitälern höchstens 50% der anrechenbaren Kosten berücksichti-
gen. Aufgrund der Entstehungsgeschichte ist erstellt, dass die maximale
50-Prozent-Deckungsquote der Versicherer nur für Kosten in den öffenf-

fichen und öffentlich subventionierten Spitälern gilt (vgl. vorn Erw. 5c/dd
in fine, Amt}. Bull S 1992, i314ff.). Bei Tarif vertragen mit Privatspitälern
ist hier der Spielraum grösser, was sich unter Umstanden auch als Vorteil
für die Privatspitäler auswirken kann, wie es im Standerat auch als Argu-
ment gegen die nunmehr geltende Regelung vorgetragen wurde. Dass die
Deckungsquote der Versicherer bei Privatspitälern höher sein kann als
50% ist auch sachlich richtig, erwachsen doch den Privatspitalern gewisse
Grundkostcn der öffentlichen Spitäler (z.B. Notfalldienste) nicht, so dass
Privatspitäler kostengünstiger arbeiten können. Der Gesetzgeber hat be-
wnsst Ptivatspitaler sowohl in Art. 49 Abs. l und 2 KVG wie auch in
Art. 4l Abs. 2 und 3 KVG anders als öffentliche oder öffentlich snhven-
liomerfe Spitäler behandelt.

c) Die Rügen der Beschwerdefiihrer vermögen am vorliegenden Ausle-
gungsergebnis nichts zu ändern.

aa) Die Beschwerdefiihrer sehen die Spitalwafilfreiheil verletzt. Diese
Freiheit ist aber gemäss klarem Wortlaut in Art. 4l Abs. l KVG nur un-
ler den zugelassenen Leistungserbrmgern gewährleistet (vgl. auch Votum
Stänäerat Huber, Amtl. Bull S 1992, 1308). Sobald ein Privatspita! nach
Abschluss einer entsprechenden Vereinbarung mit einem Kanton in des-
sen Spitalliste aufgenommen wird, steht auch dieses Spital den Versicher-
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ten zur Wahl, und die Versicherer tnüsseti nur den im Wohnkanton des
Versicherten geltenden Tarif übernehmen. Solange das Privatspital aber
nicht zugelassen ist und vom Versicherten im Rahmen des Art. 4l Abs. 2
KVG aufgesuclU wird, hat gemäss klarem Wortlaut der Versicheret die
Kosten nicht nach dem Tarif des Wohnkantons, sondern nach dem (aus-

wärtigen) Tarif zu übernehmen, der für diesen Leistungserbringer gilt
(vgl. auch Botschaft, S. 169, zitierE vorn in Erw. 5c/cc), Nur ini Falie von
öffentlichen oder öffentlich subventionierten Spittitern werden die Versi-
cherer von diesen Mehrkosten im Rahmen des interkantonaten Kosten-

ausgteiches entlastet. Ob sich die Versicheret' mit guten Gründen auf den
Standpunkt stellen können, ihre Leistungspflicht für ausserkantonale Spi-
talbehandlungen sei gestützt auf Art. 4] Abs. 3 KVG «ganz allgemein auf
die Tagespauschalen für Kantonseinwohner beschränkt» (Beschwerde-
schrift, S. 7 unten, 8 oben, S. 13f.), erscheint in Anbetracht des Wortlau-
tes in Art. 4l Abs. 2 KVG und den Ausfülmmgen in der Botschaft (S. 169,
siehe vorn Erw. 5c/cc) fraglich, kann hier jedoch nicht verbindlich beur-
teilt werden, da die Rechfsbcziehungen Ver''>icherer--Leistungserbringer
(welche gemass Art. 89 KVG, der Schieclsgerichtsbarkeit unterstellt sind)
und Versicherer-Versicherter nicht Gegenstand des Verfahrens sind, Im-

merhin ist auf folgende Aspekte hinzuweisen: Zum einen werden sich
nach Inkraftsetzen der Spitallisten die Fälle gemass Art. 4l Abs. 2 KVG
und somit die entsprechenden Belastungen der Versichere!' mit «ausser-

kantonalen Mehrkosten» reduzieren (hier sind «Mehrkosten» mit Bezug
auf die Prämien und Tarife des Wohnkantons zu verstehen, nicht aber mit
Bezug auf Einwohner des Spitalkanlons, da wegen fehlender Subventio-
nierung auch keine unterschiedlichen Tarife zwischen kantonalen und
ausserkantonaten Patienten sachlich begründet sind). Zum anderen hat
der Gesetzgeber bewusst auch in anderem Zusammenhang die Beziehung
Versicherer-Privatspitäler abweichend geregelt, nämlich indem er keine

maximale Deckungsquote der Versicherer vorschreibt, was ebenfalls eine
stärkere Belastung der Versicheret' zufässt (Art. 49 KVG). Schliesslich ist
den Versicherem gestattet, die Prämien nach den ausgewiesenen Kosten-
unterschieden kantonal und regiona] abzustufen (Art. 61 KVG), was den
einzelnen Kanton um so mehr veranlassen wird, nicht nur eine umfassen-
de, qualitativ hochstehende, sondern auch eine vom Kanton angemessen
mitfinanzierte, jedoch möglichst kostengiinstige Spitaiversorgung (unter
Miteinbezug von Privatspitafern) zu gewährleisten, anclcrnfalis seine Ein-
wohner nebst der steuerlichen Belastung mit hohen Prämien belangt

würden.

bb) Die Beschwerdeführer mactien geltend, tiiit der Regelung in Art .41
Abs, 3 KVG würden die Privatspitaler vom Markt verdnin^t. Der Gesetz-
geber habe dies aber nicht gewollt. Die angemessene, vom Gesetzgeber
angestrebte Berücksichtigung der Privatspitäter bezieht sich indes auf die
Spittilpldnung bzw. die Aufnahme in die kantonalen Spitallisten (vgl. Vo-
turn Ständerat Huber, Amtl. Buil S 1992, 1307, Art. 39 Abs. l lit. d KVG).
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Die Spitalplanung ist jedoch nicht Gegenstand des Verfahrens. Für die
Marktstellung der Privatspitäier kommt der Spitaiplanung, welche zur-
zeit in der ganzen Schweiz in Ausarbeitung begriffen ist, im Gegensatz zu
Art. 4l Abs. 3 KVG eine ungleich wichtigere Bedeutung zu. Die Bedeu-
tung des Art. 4l Abs. 3 KVG wird dagegen mit der rechtskräftigen Er-
Stellung der kantonalen Spitallisten noch abnehmen, weil dannzumal die
kantonaien Spitaiplanungen eine dem Gesetzeszweck entsprechend hoch-

stehende und zweckmässige gesundheitliche Versorgung gewährleisten, so
dass andere Leistungserbringer im Sinne von Art. 4l Abs. 2 KVG nur-
mehr vereinzelt beansprucht werden müssen, und Notfalldienste vorzugs-
weise von öffentlichen und öffentlich subventionierten Spitälern, tenden-
ziell jedoch weniger von Privatspitalern angeboten werden. Im übrigen ist
festzuhalten, dass die vom Gesetzgeber vorgesehene fehlende Zahlungs-

pflicht der Kantone nicht eo ipso mit einem systematischen Ausschluss
aus einem Segment des ausserkantonalen Gesundheitsmarktes gleichzu-
setzen ist, zuma! die Versicherer die Kosten gemass dem Tarif, der für die-
sen Leistungserbrmger gilt, zu übernehmen haben (Art. 4l Abs. 2 KVG).

cc) Die Beschwerde führe r tragen vor, die Versicherer hatten bis anhin
die medizinisch indizierte ausserkantonale Hospitaiisation sowohl in öf-
fentlichen wie auch privaten Spitälern vollumfänglich getragen. Die
Melu'kosten aus der ausserkantonalen Hospitalisation hatten die Versi-
cherer mit den allgemeinen kantonalen Subventfonen finanziert, welche
diesen mit dem KVG auf einen Schlag entzogen wurden. Daraus vermö-
gen die Beschwercleführer ebenfalls nichts zu ihren Gunsten abzuleiten.

Vorab ist festzuhalten, dass für die Versicherer vor allem der Entzug der
Bundessubventionen ins Gewicht fallt. Die kantonalen Subventionen wa-
ren naturgemäss von Kanton zu Kanton verschieden. Im Kanton Schwyz
gab es keine Subventionierung der ausserkantonalen Mehrkosten (vgL
vorn Erw. 5a). Hingegen hat der Kanton Schwyz Abkommen mit ausser-
kantonalen Heilanstalten angestrebt (vgl. vorn Erw. 5a in fine), wie dies
nunmehr der Bund mit der Spitalplanung ebenfalls verlangt. Es kann mit-
hin nicht generell gefolgert werden, mit der Einführung des Art. 4l
Abs. 2 und 3 KVG sei für die Versicherer eine bis anhin von der öffentli-
chen (kantonalen) Hand geschlossene Deckungslücke neu entstanden.
Abgesehen davon ist hier massgeblich, dass der Bundesgesetzgeber mit
der Einführung des KVG hinsichtlich der kantonalen Beitrage und Sub-
ventionierungen eine unterschiedliche Behandlung der öffentlichen und
privaten Spitäler festlegte.

dd) Ob im vorliegenden Fall die Aufnahme in einem öffentlichen aus-
serkantonalen Spital innert nützlicher Frist möglich gewesen wäre, ist
unerheblich, da dies an der Anwenclbarkeit des Art. 4l Abs. 2 KVG bzw.
an der fehlenden kantonalen Beitragspflicht nichts ändert.

ee) Die Beschwerdeführer rügen, dass jene Auslegung, welche die kan-
tonale Differenzzahlungspflicht bei einer Hospitalisation in einem Privat-
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spital verneine, nichf verfnssnn^skonform sei. Geinäss Art. 113 Abs. 3 BV
sind von der Bundesversammlung erlassene Gesetze für das Bimdesge-
rieht, aber auch fiir alle rechtsanwendenden Beliörden der Kantone ver-

bindlich (Hatler in Kommentar BV, Rz. 148 zu An. 113 BV). Diese Ver-
bindtichkeit schränkt a!terdings die Möglichkeit der vert'assungskonfor-
inen Auslegung nicht ein, ist ein gesetzlicher Begriff unbestimmt, oder
führen verschiedene Auslegungsmethoden zu unterschiedlichen Ergebms-

sen, so darf ein Auslcgungsergebnis (ciuch das der graniinatischen Ausle-

gung) imberücksichtigt bleiben, weit ein anderes besser mit der BV liar-
moniert (Halier. a.a.0., Rz. 212 zu Art. 113 BV). Aus den bisherigen Aus-

Führungen ergibt sich, dass das Aitsiegungsergebnis in gramnintischer,
teleologischer und systematischer Sicht klar ist und somit kein Raum für
eine vert'rtssungykontorme Auslegung besteht (Rhmow/Krähenmann, Ver-

watUmgsrechtspreclmng, Erganzungshand, Nr. 24 B II.). Bei der Frage, ob
Art. 4l Abs. 3 KVG einen tatsächlichen Aufenthalt in der allgemeinen
Abteilung gebietet, ist die Klarheit des Auslegunysergebnisses nicht von
vergleichbarer Pragnanz, weshalb dort bei der Auslegung auch das
Gleichheitsgebot (Art. 4 BV) mifeinbezogen wurde; vgl. VGE 227/96 v.
29.1.97, Erw. 6c). Abyese!wn davon vermöciUen die verfassungsrechtti-

chen Einwände am Auslegungsergebnis nichts zu ändern, Die persöniiche
Freiheit des Beschwerdei'iihrers, ZitT. l, wird durch eine allfällige (v.a. fak-

tisclie) Einschränkung der Spitalwahlfreiheit in jedem Falle nicht in der
nötigen Schwere und Intensität beeinflusst, Es kommt hinzu, dass im Rah-
men der medizinisch begründete]! ausserkantonalen Hospitalisation Art.
4l Abs. 2 KVG die Wallt von Privatspitäiern nicht einschränkt. Die in Art.
4l Abs. 2 KVG festgelegte Kostenübemahmepfticht des Versicherers auf-
gnmci des für das Privatspitcü geltenden Tarifes gewährleistet eine rechts-
gleiche Behandlung der Versicherten (Art. 4 BV), Mit Blick auf die Spi-
talträger ist eine unterschiedliche Finanzierungsregelung durch die öf-
fenthche Hand vertretbar, weil Art. 4l Abs. 3 KVG vor allem einen
gerechteren Lastenausgieich zwischen den Kantonen ftir die von der Ot'-

fentlichkeit getragenen Spitäler, niciit aber eine Subventionierung der Pri-
vatspitater anstrebt. Diese Differenzierung ist sachlich begründet. Der an-

gemessene Miteinbezug der Privatspitäfer mit fitinnziellen Konsequenzen
zu Lasten der Kantone findet im Rahmen der kantonalen Spitalplanung
statt, Die unterschiedliche Behandlung von öffentlichen und privaten
Spitälern zeigt sich im übrigen auch bei Art. 49 KVG, worin die Versi-
cherer bei Vertragsabschlüsscn mit den Privatspitälern nicht an eine ma-

ximnte Deckungsquote gehalten sind, was den Privatspitalern auch zum

Vorteil gereichen kann (vgt. oben Erw. 7b). Mit der unterschiedlichen Be-
handlung werden die Handels- und Gewcrbefreiheit (Art. 31 BV) und die
Eigentumsgarantie (Art. 2tkl] BV) nicht verletzt. Die Privatspitäler wer-

den durch die Anwendung von Art. 4l Abs. 3 KVG nicht von der mecti-

zinisch notwendigen Spezialversorgung ausgeschtossen, da diese vor allein
im Rahmen der Spitalplanung zu regeln ist, und im übrigen die Kosten

84



23

eines Aufenthaltes in einem nicht zugelassenen Privatspital vom Versi-
cherer im Rahmen des Tarifs des betreffenden Leistungserbringers zu
übernehmen sind.

ff) Die Beschwerdeführerin, Ziff. 2, bemangelt eine Verletzung des seit
l. Juli 1996 in Kraft befindlichen Bunäesgesetz.es über den Bumenmarkt
(BB1 1995 I, 1213ff.), mit welchem der Zugang zum Markt geregelt wird.
Sollte hier ein Widerspruch zum KVG, also zwischen zwei Bundesgeset-

zen bestellen, so ist dieser Widerspruch nach der Kollisionsregcl lex spe-
cialis zugunsten der KVG-Regehmg zu lösen (betr. Wahlfreiheit in der so-
zialen Krankenversicherung, vgl. auch Votum Standerat Huber, Amtl.
Bull S 1992,1308, vorn Erw. 5c/dd). Geht man im übrigen vom Zweck des
Binneiunarktgesetzes aus, das einzig den diskriminierungsfreien, gleicti-
berechtigtem Marktzugang von orlsfremden (d.h. ausserkantonalen und
ausserkommunalen) Anbietern von Waren, Dienstleistungen und Ar-
beitsleistungen zum Gegenstand hat, mithin verbietet, dass ortsfrenule
Anbieter gegenüber ortsansassigen diskriminiert werden (Galli, Leh-
mann, Rechtsteiner, Das öftentliche Beschaffungswesen in der Schweiz,
S. 16), so erhellt, class es beim Problem der Privatspitäler mit dem neuen
KVG nicht um eine alifältige ortsbczogene Diskriminierung geht, sondern
um die Tatsache, dass es unbesehen des örtlichen Bezugspunktes vom
Kanton betriebene oder subventionierte öffentliche Spitäler und (inner-
und ausserkantonale) Privatspitaler gibt.

gg) Aufgrund der bisherigen Ausführungen in grammatischer, histori-
scher, teleologischer und systematischer Sicht ergibt sich ohne weiteres,
dass eine Geselzeslncke, wie sie von den Beschwerdeflilu-em in einei-

Eventualbegründung behauptet wird, nicht anzunehmen ist. Es liegt kein
sinnwidriges, unbefriedigendes Ergebnis vor, zumal der Gesetzgeber mit
dem Nichterwähnen der Privatspitäler die Differenzzahlungspflicht der
Kantone bewusst niciit statuierte (vgi. Rhinovv/Krähenmann, Verwal-

tungsrechtsprechung, Erganzungsband, Nr. 23, B I--III).

hh) Schliesslich beantragen die Beschwerde führe r in einem weiteren
Eventualstanclpunkt die Beschwerdegutheissung gestutzt auf das Über-
gangsrecht. Nach Art. 101 Abs. 2 KVG sind Anstalten oder deren Abtei-
lungen, die nach bisherigem Recht als Heihmstalten gelten, als Leistungs-
erbringer nach neuem Recht zugelassen, solange der Kanton die in Art.
39 Abs. l lit. e KVG vorgesehene Liste der Spitäler und Pnegeheime noch
nicht (rechtskräftig) erstellt hat (vgl. vom Erw. 5c/cc). Die Leistungs-
pflicht der Versichere!' und die Höhe der Vergütung richten sich bis zu ei-
nern vom Bunclesrat zu bestimmenden Zeitpunkt nach den bisherigen
Verträgen oder Tarifen. Im vorliegenden Fall ist die Anerkennung der Be-
schwerdeführerin, Ziffer 2, als HeHanstalt nach bisherigem Recht nicht
bestritten und eine rechtskräiftige Spitalliste bestellt noch nicht. Es stellt
somit fest, dass die Beschwerdeführerin, Ziffer 2, weiterhin als Leistungs-
erbrmgerin im Sinne des Ubergangsrechts zugelassen ist. Dieser Status
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kann jedoch mit Blick auf den vorliegenden Streitf'aH nicht bedeuten, dass
es sich um eine zugelassene LeisUmgserbrmgerm im Sinne von Art. 4l
Abs. l KVG handelt, Wäre dem so, würde - in der Annahme, dass die
meisten heute auf dem Gesundheitsmarkt tätigen Leistungserbringer im
Spitatwesen bereits anerkannte Heilanstalten im Sinne des bisherigen
Rechts waren - bis zur rechtskräftigen Erstellung der Spitaliisten das neue
Finanzierungskonzept (Dahinfallen der Subventionen an die Versicherer
bei max. Deckungsquote und bei individueller PrämienverbiUigung sowie
interkantonaler Lastenausgieich ohne Ubergangsfrist) per l,l.!996 nur
teilweise und deswegen gesetzes- und sachwidrig umgesetzt. Zugunsten
der Wohnkanlonc würde die Beitragszahlungspnicht gemäss Art. 4l
Abs. 3 KVG gar nicht greifen. Die Anwendung von Art. 4l KVG stellt
von allem Anfang an nur ciiif die Zulassung gemass Art, 35ff. KVG ab,
nicht aber auf die übergangsrechtliche Zulassung gemass Art. 101 Abs. 2
KVG. Letzterer Status übt somit auch keinen Einftuss auf die Anwendung
von Art. 4} Abs, 3 KVG aus. Der neu eingeführte interkantonale Ko-
stenausgleich steht in keinem Zusammenhang mit der bisherigen über-
gangsrechtlich garantierten Zulassung.

d) Es ergibt sich somit, dass der Kanton bei einer medizinisch bcgrün-
deten ausserkantonalen Hospitalisation in einem Privalspital keine Diffe-
renzzahlung gemass All. 4l Abs. 3 KVG zu leisten hat. § l der regie-
rungsrätlichen Verordnung ist in dieser Hinsicht demnach bundesrechts-
konform. Die Beschwerde erweist sich als unbegründet und ist
abzuweisen.

8. Soweit Einspracheentschekte des Versicherers bei kantcinalen Versi-

cherungsgerichten angefochten werden, ist das Verfahren grundsätzlich
kostenlos (Art. 87 lit. i\ KVG). Der Kanton als Tarifausgleichspflichtiger
ist indes kein Versichere!' im Sinne der zitierten Bestimmung, weshalb für
den vorliegenden Fall keine Kostenregelung im KVG zu beachten bzw.
das kantonale Verfahrensrecht heranzuziehen ist. NacJi § 72 Abs. 2 VRP

hat die uiUeriiegende Partei in der Regel die Kosten zu tragen. Die Ko-
sten des vorliegenden Verfahrens werden deshalb unter solidarischer Haf-
tung dem Beschwerdeführer, Ziffer l, zu 1/4 und der Beschwerdetuhi-erin,
Ziffer 2, zu 3/4 auferlegt.
(VGE 228/96 vom 29. Januar 1997).

Das Eidgenössische Versiclierungsgericht hat mit Urteil 39/97 vom
19. Dezember 1997 eine gemeinsame Beschwerde des Patienten und der
Privatklinik abgewiesen, soweit darauf einzutreten war.
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24
Krankenversicherung

- Krankenpflegeversicherung. Leistungspflicht der Krankcnkasse bei An f-
enthalt im Alterspflegeheim; Ubergangsregehoig,
Grundlage für Bemessung der Jagespauschalefi bei Fehlen eines rechts-

kräftigen Tarifvertf'ages.

Aus den EnvagstHgefi:

2. Zwischen den Parteien ist nunmehr zu Recht unbestritten, dass das
Alters- und Pftcgeheiin X. als Leistungserbringer nach neuem Recht zu-
gelassen ist. Mit Inkrafttreten des KVG am l. Januar 1996 sind die PHe-
geheime neu als Leistungserbringer eingeführt worden (vgl. Art. 35
Abs. 2 lit. k KVG). Gestützt auf Art. 39 Abs. l Jit. e KVG liegt es in der
Kompetenz der Kantone, diejenigen Pflegeheime zu bezeichnen, die den
Charakter einer Heilanstait im Sinne des KVG haben, wobei sie für das
Erstellen der Spital- und Pflegeheimlisten bis 31. Dezember 1997 Zeit ha-
ben (Art. 2 Einfü h rungs Verordnung zum KVG). Gegen die im Kanton
Schwyz erstellte provisorische Spital- und Pflegeheimliste vom 21, Febru-
ar 1996 wurde vom VdKK beim Bundesrat Beschwerde erhoben. Der
Bundesrat hiess diese mit Entscheid vom 25. November 1996 gut, ordne-
te aber an, dass rückwirkcnd per l. Januar 1996 bis zum neuen Entscheid
des Regierungsrates die vom Kanton Schwyz in der provisorischen Spital-
und Pflegeheimliste aufgeführten Spitäler und Pflegeheime nach neuem
Recht zugelassen sind. Da das Alters- und Pflegeheim X. ebenfalls in der
provisorischen Pflegeheimliste aufgeführt ist, ist dieses somit als Lei-
stungserbringer zugelassen.

3. Strittig und zu prüfen ist, in welchem Umfang die Krankenkasse der
Beschwerdeführerin Pfiegetagespauschaten auszurichten hat.

a) Die Leistungspflicht der Krankenkassen richtet sich nach Art. 50
KVG. Gemäss dieser Bestimmung hat der Versichere!' beim Aufenthalt in
einem Pflegeheim die gleichen Leistungen wie bei ambulanter Kranken-
pflege und bei Krankenpfiege zu Hause zu vergüten, wobei pauschale
Vergütungen vereinbart werden können. Im Kanton Schwyz ist (riickwir-
kend) seit l. Januar 1997 eine solche Taiifi'ereinbat'nng in Kraft (Tarifver-
einbarung zwischen dem VdKK und (lem Heimverband Schweiz, Sektion
Schwyz, vom 27. November 1996; genehfriigt vom Regierungsrat mit RRB
vom 25. Februar 1997). Gemäss Art. 6 dieser Vereinbarung haben die
Krankenkassen an pflegebe dürft ige Versicherte Tagespauschalen, welche
nach Pflege aufwancl wie folgt abgestuft sind, zu leisten:

«Stufe 0 = keine Pauscliatc
Stufe l = Fr. i0,-

Stufe 2 == Fr. 25.-

Stufe 3 = Fr. 35.-

Siufe 4 = Fr. 45—»

87



24

b) Diese neuen, für die Krankenkassen verEiindHchen Tarife gelten
gemass Art. 8 der Tarifvereinbarung im Sinne einer Ubergangsregetung
vom /. Jü/inuf 1997 bis 31. Deze/nher f 997. Rückwirkend per l. Januar

1997 schuldet die Vormsfanz der Bcschwerdeführerin somit Tagespflege-
pauschtitcn geinäss Art. 6 der Tarifvereinbarung, welche sie entsprechend
dem vom Pflegeheim einzureichenden Pfiegekostenausweis (vgl. Art. 5
und Anhang Tarifvereinbarung) festzulegen und zu entrichten hat.

c) Die Beschwerclef'ührerin verhmgt ri'i ckw irkend per /. Januur 1996

eine Pauschale von Fr. 3ü.~. Im Jahr 1996 bestand jedoch noch kein rechfs-
kräftiger Tanf'verlnig (vgl. auch Jahresbericht 1995 des VdKK, welcher
auszugsweise dem Emsiiracheentscheid beilag). Es stellt sich somit die
Frage, welche gesetzliche oder verträgliche Gmndiage für die Bemessung
der Tagespauschalen vom 3. Januar 1996 bis 31, Dezember 1996 heranzu-
ziehen sind.

aa) ]n analoger Anwendung von Art. 104 Abs. l KVG in Verbindung
mit Art. 8 Abs. l Verordmmg über die Inkraftsetzung und Einführung des
KVG, wonach mit dein Inkrafttreten dieses Gesetzes bcstehencte Tarif-

vertrage nicht aufgehoben werden und bis 31. Dezember t997 dem neu-
en Recht anzupassen sind, richtet sich die LeisUmgspfliciU der Kranken-
Rassen bezüglich Behandlungen in Pflegeheimen bei Fehlen eines Tarif-
Vertrages nach den bisherige)] Vertrügen und Tarff'en, Bisher hcitten die
Krankenkassen bei Behandlung in einer Heifanstait gemäss Art. 23
Abs. l VO III KUVG neben der ärztlichen Behandlung, den wissen-
schafttich anerkannten Heilanwendungen, den Arzneimitteln und Anaiy-
sen einen täglichen Mindestbeitt-ag von Fr. 9- zu bezahlen. Dieser Min-

destbeitrag wird entgegen der Behauptung der Beschwerdeführerin nicht
in einem Beschluss des VclKK konstituiert (VGE 43/96 v. 30.10.96,
Erw. 4c), sondern m Art. 24 Abs. l VO III KUVG sowie Äff. 14 Reglement
BASIS ECO-K.rankenpflegeversicherung festgelegt und ist somit verbmä-
lich.

bb) Die Beschwei-deführerin bringt vor, für den Umfang der Lei-
stungspflicht sei der Beschinss des VäKK vom 28. Januaf ,996 massgeb-
lich. Aktenkundig ist das MitteHungsblatt Nr. 01-1996 des VdKK mit u.a.
folgendem Wortlaut:

^Pftt'gi'fu'imf

Nach dem neuen KVG werden die Krankenversiclierer t'tir die Kosten der Krankenptlege
y.u Hause und in den Ptlegeheinieii ieisfungspflichtig. Der Vorstand des Verbundes der
Krankcnkassün im Kanton Schwyz hnt nach eisier Ubergangslösung gesucht. Ftir einen
Vertrags abseilt« ss felilesi uns ini Kiinton Schnyz die Vürtnigspnrlner. Znden) müssen die
Pttegeheime in einer Spitallistc anerkiuint werden.
Das KSK empfiehlt den Kiintonalverbänden, eint;» tägliclien Beitrag von Fr, 40.- niclit zu
U be rech reite il. Von den Ptlegeheimlüitem wurde gewünscht, cliiss keine Abstufungen nach
dem BAK gemaclit werden. Wir sind nun tibereingekommen, ini Jahr 199() als Über-
gaiigslösung L'snrn tiigti(.fn.'it Ri.'iltti^ \'titi Ff. M).- uu'izunrfiK.'n. Zudetii iibi-mehmen die

Kratikcn versiehe re r die Arztkosten, die Müdi kamen te sowie die Kosten der Wissenschaft-
licii anerkannten Heilanwcnütingen sowie der Analysen nach den anerkimnten Tariten.»
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Wie die Krankenkasse vernelunlassend richtig ausführt, handelt es sich
bei diesem Beschluss des VdKK um eine für die Krankenkassen unver-
bindliche Empfehlung. Dies wird zum einen aus der fehlenden behöräli-
chen Genehmigung ersichtlich (vgl. Art. 22c)u:i'er Abs. 3 und 5 KUVG) und
wird zum anderen auch vom VdKK im Geschäftsbericht 1995 und 1996
zubanden der Delegiertenversammlung vom 20. September 1996, welcher
auszugsweise dem Einspracheentscheid beilag, ausdrücklicli anerkannt.
Wörtlich wird darin u.a. ausgeführt:

«Unser VerbLind empfahl den angeschlossenen Krankenversicherern, im Jahre 1996
den pflegebedürftigen, in den bisher anerkannten Pflegeheimen stalionierten Pen-
sionärinnen und Pensionaren einen tägiichen Beitrag von Fr. 30.- ohne Berücksichti-
gung der Pflegebedürftigkeit zu gewähren. Diese Empfehlung hat sich nicht bewährt.
Unser Vorstand wird versischen, mit dem Schwyzerischen Meimverband einen Ta-
gesansatz nach BAK-Abstufung auszuarbeiten. Die Verhiindlungen sind im Gange.»

(...)

cc) Mangels verbindlichen Charakters des zitierten Beschlusses des
VdKK ergibt sich somit, dass sich der Umfang der von der Vorinstanz/»/^'
Jahr 1996 auszurichtenden Pflegetagespauschalen nach dem bisher gel-
tenden Pflegetarif, welcher in Art. 24 Abs. l VO III KUVG sowie Art. 14
Reglement BASIS ECO festgelegt ist, bemisst. Eine analoge Anwendung
des bei der Krankenpflege zu Hause angewendeten Stundenansatzes von
Fr, 42.- fällt aufgrund der übergangsrechtlichen Regelung im KVG, wo-
nach bei Fehlen von Tarifvertragen die bisherigen Tarife gelten, ausser
Betracht (Art. 104 Abs. l KVG i.V. mit Art, 8 Abs. l Verordnung über
die Inkraftsetzung und Einführung des KVG).
(VGE 285/96 vom 23. April 1997).

25
Krankenversicherung

- Krankenpflegeversicherung. Keine Prämienpflicht des Arbeitgebers, we!-
eher den Versscherufigscifitrag miti{ntef?.eichnete.

Ans den Erwägungen;

2. Die obligatorische K ra n kenpflege Versicherung untersteht dem neuen
Krankenversichenmgsgesetz (KVG). Soweit das KVG keine Ausnahme
vorsieht, erhebt der Versicherer von seinen Versicherten die gleichen Prä-
mien (Art, 6JI Abs. l KVG). Der Ausnahmevorbehalt bezieht sich dabei
auf die Einheitsprämie und nicht auf die Prämie n pft ich t des Versicherten.
Jedenfalts liegt keine Gesetzesnorm vor, welche die Pramienpflicht von
Drittpersonen begründen würde (speziell sind die Verhältnisse bei Versi-
cherungssabschlüssen durch den gesetzlichen Vertreter [Art. 3 Abs. l
KVG], hier müssen beispielsweise die Eltern für die Prämien ihrer min-
derjährigen Kinder aufkominen). Das Gesetz sieht mithin keine Pramien-
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pflicht des mitunterzeiclmenden Anlragstellers, welcher nicht identisch
mit der versicherten Person ist, und somit auch keine Prämienpflicht des
Arbeitgebers des Versicherten vor (siehe hiezu auch Maurer, Das neue
Krankenversicherungsrecht, kurz KVG, S. 144, N 354). Die soziale Kran-

kenversicherung kennt mit anderen Worten den prämienpflichtigen Ver-
sicherungsnehmer, der nicht zugleich versicherte Person ist, nicht. Man-
gels gesetzlicher Grundlage (Maurer, Bundessoziatversicherungsrecht,

kurz BSVR, S. 25, 301.) darf die Vorinstanz die PrämienpfHcht deshalb we-
der einzetl'allweise noch statutarisch auf den Arbeitgeber ausdehnen (die
aktenkundigen Bedingungen für die Krankenpilegegnmdversicherung se-
hen dies auch nicht vor). Dementsprechend ist die gegen den Arbeitgeber
gerichtete Prämienzahlungsverfügung für die Grundversicherung seiner
ehemaligen Angestellten nicht statfhaft. Diese Verfügung ist deshalb auf-
zuheben.
(VGE 419/97 vom 21. November 1997).

26
Kranke n versichern« g

- PnsfttieHverbilSigttfig: WiederhersteHnng def Frist bei nicht rechtzeitiger
EifireicfiiiHtf des Gesuchs auf PrafnseHverhiiIigUftg; Fristwiederherstel-

inngsgrundr.
- FristwieüerhersSeilimgsgesuch ist innerS 10 Tagcii seit Wügfall des Hinde-

f'nfigsgf'nndes einz.ureichefi.

Ans den Erwägungen:

I.a) Wer Prämienverbilligung beansprucht, hat bei der Durehfülmmgs-
stelle innert der vom Regienmgsrat festgelegten Frist ein Gesuch einzu-

reichen (§ 11 Abs. 2 PVG). Gemass § 9 Abs. l der vom Regierungsrat er-
lassenen Voiizugsverordnung zum Gesetz über die Prämienverbilligung in
der Krankenpfiegeversichenmg (VVoPVG; ABI 1996, S. 124 ff.) haben
Personen, welche Anspruch cUit' Priimienverbitligung erheben, das voii-

ständig ausgefüllte Gesuchsformular mit den erforderlichen Unterlagen
und dem Versicherungsnachweis bis spätestens am 30. April des Jahres,
für welches die VerbiIIigung der Prämie beansprucht wird, bei der AHV-
Zweigstelle ihrer Wohngemeinde einzureichen. Ansprüche, die nach Ab-
lauf der Frist geltend gemacht werden, sind grundsätzlich verwirkt. Sofern
jedoch die Frist wegen unverschuideter Verhinderung nicht eingehatten
werden konnte, kann sie wiederhergestellt werden (§ 11 Abs. 2 PVG).

b) Die Verteilung der für die Pramienverbilligung zur Verfügung ste-
henden Bundes- und Kantonsbeiträge wird nach der Anzahl dej' gestetl-

ten Gesuche festgelegt. Der Regierungsrat bestimmt hierzu nach Ablauf
der Gesuchseinreichungsfrist, mithin nach Kenntnis der gestellten An-
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Sprüche, die Einkommensstufen und die Prozentsatze, um welche die

Richtpramien in den einzelnen Einkommensstufen verbiiligt werden (§ 4
Abs. 2 VVoPVG mit Hinweis auf 8 8 Abs. 2 tit. e PVG). Der Verteilplan
und somit der Vollzug der Pramienverbilligung kann somit erst in Angriff
genommen werden, wenn die Gesuchsteller bekannt sind. Die Befristung
der Gesuchstellung dient der ordnungsgemässen Durchführung des Be-
willigungsverfahrcns. Die Behörden benötigen zur Durchführung der Pra-
mienverbiitigung frühzeitig einen UberbHck über die Zahl der Ge-
suchsteller, ansonsten die Höhe der Prämienverbilligung in den konkre-
ten Fällen gar nicht festgelegt werden kann. Die Befristung ist deshalb
sachlich gerechtfertigt und nicht zu beanstanden.

2. a) Da die Befristung der Gesuchseinreichung zu schützen ist, stellt
sich die Frage, ob die Frist vorliegend wegen unverschuldeter Verhinde-
rung der Beschwerdeführcrin wiederherzustellen ist.

Die Fristwiederherstellung kann nicht binnen beliebig langer Zeit ver-
langt werden. Das Gericht hat in VGE 283/96 vom 23. April 1997 festge-
halten, dass auch im Geltungsbereich des Prämienverbilligungsgesetzes
gestützt auf § 12 Abs. 2 PVG und gemass den §§ l und 3 lit.e in Verbin-
düng mit § 4 Abs. I VRP, § 129 Abs. 3 00 uneingeschränkt zur Anwen-
düng gelangt. Gemäss § 129 Abs. 3 GO ist das Wiederherstellungsgesuch
spätestens 10 Tage nach Wegfal! des Hmdernisses zu stellen.

Die Beschwerdeftihrerin macht vorliegend sinngemäss geltend, dass das
Antragsformular während ihren Abschlussprüfungen in ihren Unterlagen
im allgemeinen Prüfungsstress untergegangen sei. Als Hindernisgrund
wird somit das Übersehen des Antragsformulars und des Fristablaufs
wahrend den Abschlussprüfungen geltend gemacht. Die Wiederherstel-
lung der Frist kommt nur in Frage, wenn das Gesuch innert 10 Tagen seit
dessen Wiederentdeckung bei der zuständigen Stelle eingereicht wurde.
Aus den Akten ist nicht ersichtlich, ob die Beschwerdeführerin das An-
tragsformular innerhalb der lOtagigen Wiederherstellungsfrist eingereicht
hat, oder ob auch diese Frist verpasst wurde. Die Frage kann vorliegend
jedoch offen bleiben, da das Übersehen des Antragsformulars und des
Fristablaufs wahrend Abschlussprüfungen nicht als Hindernisgrund im
Sinne von § 11 Abs. 2 PVG gewertet werden kann.

b) Unverschuldet ist das Versäumnis gemäss bundesgerichtlicher
Rechtsprechung zu gteichlautenden bundesrechtlichen Bestimmungen
(Art. 35 OG, Art. 24 VwVG) dann, wenn der Partei oder ihrer Vertretung
keine Nachlässigkeit vorgeworfen werden kann und objektive Gründe
vorliegen. Dies ist beispielsweise der Fall bei derart schwerer Krankheit,
dass die betroffene Person von der Rechtshandiung abgehalten wird, und
auch nicht in der Lage ist, eine Vertretung zu bestellen (BGE 112 V 225,
108 V 109). Als weitere objektive Wiederherstellungsgriinde können eine
Naturkatastrophe, ein Unfall oder ein Katastrophcneinsatz genannt wer-

den. Demgegenüber genügt blosse Ferienabwesenheit oder auch Ar-
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beitsubertastung nicht (Kölz/Häner, Verwaltungsverfahreti und Verwai-

tungsrechfspflege des Bundes, Rz. 151; Gadola, Das verwaltungsinterne
Beschwercieverfahren, S. 102). Bei den anerkamUen WiederherstelJimgs-
gründet! handelt es sich somit um Situationen, in welchen es der betrof-

lenen Person überhaupt nicht oder nur mittels unverhäftmsmassigem Auf-
wand möglich ist, die Frist einzuhalten, Gemäss Lehre und Rechtspre-
chung soll der Behörde bei der Beurteilung des geltend gemachten
Wicdcrherstellungsgrundes zwar ein weiter Ennessensspietraum zukom-
men, doch darf ein Hmdcrungsgnmd gerade im Interesse eines geordne-
ten VerfahrensabJaitfüs nicht leichtiiin angenonunen werden; anzutegen
ist vielmehr ein strenger Masssfub (BGE 108 V 110; Gado!a, a.a.O-,
S. K)2). Das Säumnis inuss ohne Verschulden von Seiten der um Wieder-
hersEeälung der Frist ersuchenden Partei eingett-eten sein. Jedes Vei-schui-

den einer Partei oder ihres Vertreters schiiesst die Wiederherstellung
a priori aus, unabhängig davon, ob es sieh dabei um ein grobes oder nur
leichtes Verschulden htindelt. Demnach ist die Wiederherstellung nur in
Fällen klarer Schuhihsi^keU zu gewahren (Gadola, a.a.0,, S. 101).

Der geltend gemachte Verlust oder das Verschwinden des Anfragsl'or-
inulars wahrend den Abschlussprüt'ungen und dcis daraus folgende Ver-

passen der Frist sind nicht ohne jegliches Verschulden der Beschwercle-
führerin erfolgt. Wenn auch die prüt'ungsbedingte Belastung der Be-
schwercieführerin lur das Gericht nachvollziehbar ist, so kann ihr ciocli
diesbezüglich zumindest ein ieichtes Verschulden niclit abgesproclien wer-
den. Die Ausgleichskasse stellt den, gestützt auf die letzte rechtskräftige
Steuerveranlagung, anspruchsberechtigten Personen das Anfragsfonnutar

jeweils bis spätestens Ende Februar zu. Auch der Beschwerdeführerm
wurde offenbar ein solches Formutar zugestellt, denn sie war unstreitig im
Besitz eines solchen Formulars, es ging aber in den Prüt'ungsunterlagcn
unter. Die Versicherten haben demzufolge mindestens zwei Monate Zeit,
das Antragsfommlar auszufüllen und bei der zuständigen AHV-Zweig-
stelle einzureichen. Das Austuifen des entsprechenden Formulars et-tbr-
dert ledigtich einen ausserst minimalen Zeitauhvand. Die Versicherten ha-
ben nur ihre Personatien anzugeben und dem Formular eine Kopie ihres
Krankenversichenmgsausweises beizulegen. Für das Ausfüllen der Perso-

nalien wird kaum jemand mehr als 10 Minuten benötigen, und auch die
erforderliche Kopie des Krankenversichemngsausweises kann ohne be-
sonderen Aufwand beschafft werden. In Berücksichtigung der Tatsache,
dass die Versicherten mindestens zwei Monate Zeit haben, das Formular
auszufüHen und dieses im weiteren mit minimalem Zeitaufwand ausgefüilt
und der zuständigen Stelle eingereicht werden kann, kann dcts geltend ge-
machte Übersehen des Formulars während den Abschhisspriifungen im
Sinne der obzitierten Rechtsprechung niclu als Wiederherstellungsgrund
anerkannt werden, (...).

(VGE 323/97 vom 28. Mai 1997).
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Das Vorliegen eines Ffistwiederherstellitngsgrunäes ww'de im weiteren m

folgenden Fällen verneint:

- Nichtzustellung des Gesuchsformulars ist kein FristwiederhersteHungs-
gruncl. Die Behörden sind gemäss PVG grundsätzlich nicht verpflichtet,
die Anspruchsberechtigten über die Beiträge zur Prämienverbiiligung
zu informieren. Die regierungsratiiche Vollzugsverordnung sieht im
Sinne einer Dienstleistung an den Versicherten vor, dass die Aus-

gleichskasse den mutmassJich Berechtigten bis Ende Februar des Jah-
res ein Gesuchsformular zustellt (§ 8 Abs. l VVoPVG). Die Nichtzu-
Stellung des Gesuchsformulars entbindet jedoch nicht von der rechtzei-
(igen Einreichung des Gesuches (§ 8 Abs. 2 WoPVG). (VGE 315/97
vom 28. Mai 1997).

Anspruchsberechtigte hat erst kurz vor Fristablauf ilire familiär und be-
ruftich stark belastete Tochter mit der Einreichung des Gesuchs beauf-
tragt. Sie musste deshalb damit rechnen, dass die Tochter nicht in der
Lage sein würde, rechtzeitig zu handeln. Kein Fnstwiederherstellungs-

gnmcl gegeben. (VGE 320/97 vom 28. Mai 1997).

Familiäre Belastung kein FristwiederhersteJlungsgruncl. (VGE 329/97
vom 28. Mai 1997; VGE 321/97 vom 28. Mai 1997).

- BIosse Ferienabwesenheit oder Auslandreisen gelten nicht als hinrei-

chencler Grund für die Wiederherstellung einer Frist. Auch wenn zur
Erledigung der Post eine Hilfsperson oder Vertretung herangezogen
wird. muss sich die vertretene Partei ein verschuldetes Versäumnis die-
ser Hilfsperson oder Vertretung anrechnen lassen. (VGE 335/97 vom
28. Mai 1997).

Zuzug aus dem Ausland einen Monat vor Ablauf der Frist kein Wie-
derhersteliungsgrund. Auch fehlende Rechtskenntnis oder Irrtum über
die Natur und Lange einer Frist gelten gemäss ständiger Rechtspre-
chung nicht als hinreicheiKler Grund für die Wiederhersteiiung einer
Frist (Rhinow/Krähenmann, Schweizerische Verwaltungsrechtspre-
chung, Erganzungsband, Nr. 91 IV b mit Hinweisen; vgl. auch den altg.
Rechtsgrundsatz «ignorantia iuris nocet» [Rechtsunkenntnis schadet]
i.V.m. BGE 111 V 405, RKUV 1986, S. 35, VGE 42/96 vom 10. Juli 1996
mit weiteren Hinweisen). (VGE 338/97 vom 28. Mai 1997).
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27
Kranken versichern n g

Pf'nmienverbHligung: Regefufig der Fristen, welche QueUenbesteuerle bei
der Einreicfinng des PrtimienverbilUgungsgesuciies eimufutlten haben, ist
unklar und versfössf im weiteren gegen Art. 4 BV.

AKS den Erwägungen:

2. a) Gemäss ?; 11 Abs. 2 des kantonaien Gesetzes über Pramienverbil-

ligung in der Krankenversicherung (PVG) hat derjenige, der Pramienver-
biltigung beansprucht, bei der DurchtuhrungssteHe innert der vom Regie-
rungsrat festgelegten Frist ein Gesuch einzureichen. Zur Regelung des
Verfahrens ist der Regienmgsrat zuständig, soweit das PVG keine Bc-
Stimmung enthält (§ 8 Abs. l PVG). In Ausübung dieser Kompetenz hat
der Regierungsrat die Vollzugsverordnung zum Gesetz über die Prämien-
verbilligung in der Krankenpflege erfassen (VVoPVG; ABI 1996, S. I24ff,).
Gemass § 9 Abs. l dieser Voltzugsverordnung haben Personen, welche
Anspruch auf Prämienverbitligung erheben, ein vollständig ausgefülltes
Gesuchsfonnular mit den ertbrcierlichen Unterlagen und dem Versiche-
i-ungsnachweis bis spätestens am 30. April des Jahres, für weiches die Ver-

billigung der Prämie beansprucht wird, bei der AHV-Zweigstelle ihrer
Wohngememde einzureichen, Gemäss § 9 Abs. 2 VVoPVG bleiben jedoch
die Sonderregelungen für Quelienbesteuerte, Sozialhilfeempfanger, Fah-
rende und Bezüger von Ergänzungsleistungen zur AHV/IV vorbehalten.

Der Beschwerdeführer und seine Familie unterliegen als Ausländer mit
Atiienfhattsbewilligung B (Jahresaufenthaltsbewilligung) der Quellenbe-
Steuerung. Bezüglich des Verfahrens gelangen somit in erster Linie attfäi-
lige Sonden-egetungen für Quellenbesteuerte zur Anwendung. Sonder-
regelungen fiir Quellenbesteuerte wurden vom Regierungsrat in S 6
VVoPVG aufgestellt. Gemäss Abs. 3 dieser Bestimmung orientiert der
Arbeitgeber den an der Queiäe besteuerten Arbeitnehmer über die Mög-
lichkeif der Prämienvcrbilligung, er unterstützt ihn bei der Gesuchstel-
lung, und er bestätigt unterschriftHch die Gesuchsangaben. Gemäss i; 6
Abs, 4 VVoPVG reicht der quellenbesteuerte Arbeitnehmer das vom Ar-
beitgeber mitunterzeicimete Gesuchsformuiar mit den erforderlichen Un-
terlagen (Versicherungsnachweis, Ausländerausweis usw.) innerf 30 Tagen
iiticfi Aufnahme der ErwerbsUUigkeit der AHV-Zweigs teile seiner Wohn-
gemeinde ein.

Anders ist die Regelung für nicht quellenbesteuerte Versicherte. Die-
sen wird (aufgrund der Daten der letzten rechtskräftigen Steuerverania-

gung) von der Ausgleichskasse bis Ende Februar des Gesuchsjahres ein
Antragsformular zugestellt (S 8 Abs. l VVoPVG), welches bis spätestens
am 30. April des jeweiligen Gesuchsjahres der AHV-Zwe igst eile um
Wohnort einzureichen ist (^ 9 Abs. l VVoPVG), wobei die Nichtzustel-
hing des Gesuchsformulars geimiss ausdrücklicher Regelung nicht von der
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rechtzeitigen Einreichung des Gesuches entbindet (§ 8 Abs. 2 VVoPVG).

b) Es bestehen somit erhebliche Unterschiede zwischen dem bei quel-
lenbesteuerten Versicherten und dem bei den übrigen Versicherten anzu-
wendenden Verfahren. Den quellenbesteuerten Versicherten wird kein

Antragsformular zugestellt, sondern der Arbeitgeber hat ihn über die
Möglichkeit der Prämienverbiiligung aufzuklären und bei der Gesuchstel-
lung mitzuwirken. Die übrigen Versicherten müssen demgegenüber von
sich aus tätig werden, und zwar auch, wenn ihnen kein Gesuchsformutar
zugestellt wurde. Unterschiede bestehen aber insbesondere bezüglich der
gemäss § il Abs. l PVG bei der Einreiciumg des Pramienverbilligungs-
gesuches cinzuhaltenden Frist. Queltenbesteuerte Versicherte haben
geinäss § 6 Abs. 4 VVoPVG das vom Arbeitgeber mitunterzeichnete Ge-
suchsformular innen 30 Tagen nach Aufnahme der Erwerbslaligkeit der
AHV-Zweigsteile einzureichen. Dass bei Quellenbesteuerten neben der
30tägigen Frist nach Aufnahme der Erwerbstatigkeit zusätzlich noch der
30. April des jeweiligen Gesuchsjahres als weitere Frist einzuhalten ist, ist
mehr als fraglich. Einerseits wird in § 9 Abs. 2 VVoPVG bezüglich der in
Abs. l festgehaltenen Frist des 30. Aprils ausdrücklich festgehalten, dass
bei Quellenbesteuerten die Sonderregelungen vorhehalfen sein sollen.
Andererseits führt ein Zusammenwirken beider Fristen dazu, dass es für
den Versicherten nicht mehr erkennbar ist, wann er überhaupt ein Gesuch
stellen kann und welche Wirkung dieses hat. So stellt sich die Frage, was
mit einem Gesuch eines Versicherten geschieht, welches zwar inner! der

30tägigen Frist seit Aufnahme der Erwerbstätigkeit, aber nach dem
30. April des Gesuchsjahres eingereicht wird. Bleibt es ohne Wirkung
(bzw. wird darauf nicht eingetreten), oder ist es für das folgende Jahr (in
welchem wegen Versäumnisses der 30tägigen Frist seit Aufnahme der Er-
werbstäfigkeit offenbar kein neues Gesuch mehr eingereicht werden
kann) gültig? Im weiteren stellt sich die Frage, ob ein Versicherter auch
vor der Aufnahme der Erwerbstätigkeit, vorsorglich und zur Einhaltung
des 30. Aprils als Frist, ein Gesuch einreichen kann oder sogar muss. Aus-
serdem ist für quellenbesteuerte Versicherte, welche sclion längere Zeit
erwerbstätig sind (und deshalb die SOtagige Frist nicht einhalten können)
nicht ersichtlich, wie sie vorzugehen haben, und ob überhaupt noch ein
Gesuch eingereicht werden kann. Das Zusammenwirken beider Fristen

führt für den Versicherten somit zu verwirrenden Verhäitnissen, welche
kaum annehmen lassen, dass es der Wille des Verordnungsgebers war,
beide Fristen beim qucllenbesteuerten Versicherten zur Anwendung zu
bringen.

Auf jeden Fall ist eine Einhaltung beider Fristen für den Rechtsuchen-
den aufgrund der oberwahnten gesetzlichen Regelung nicht klar erkenn-
bar, auch wenn es allenfalls der Wille des Verordnungsgebers war, dass
Quellenbesteuerte beide Fristen einhalten müssen. Das Gebot der
Rechtssicherheit erfordert es jedoch, dass die Reclitsnormen gerade in
dem für den Rechtsuchenden unmittelbar sehr wichtigen Bereich der Fri-
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stencinhaltung klar und nachvolfziehbar sind. Die Nichteinhalfung der
Frist führt zu einem - im konkreten Bereich - vollkommenen Rechtsver-

tust, weshalb an die Klarheit der Fristenregelung hohe Anforderungen zu
steilen sind. Im weiteren erfordert es das Gesctzmässigkeitsprinzip, dass
das Gesetz so präzise formuliert ist, dass der Bürger sein Verhalten da-
nach einrichten und die Folgen eines bestimmten Verhaltens mit eiiwm
den Umständen entsprechenden Grad an Gewissheit erkennen kann (Ha-
feIin/Müiler, Grundriss des Allgemeinen Verwaltungsrechts, Rz. 312 m.H.
auf BGE 109 la 273, 283). Diesen Anforderungen kommen die Regeiun-
gen von § 6 und S ^ VVoPVG beziigtich den vom Quellenbesteuerten ein-
zuhaltenden Fristen nicht nach. Es ist für den QueUenbesteuerten zwar of-
tensichtlich, dass er ein Gesuch auf PrEimienverbilligung innert 30 Tageti
seit Aufnahme der Erwerbslätigkeit einreichen muss, dass daneben allen-

falis (der Wille des Verordnungsgebers ist ja nicht klar) auch noch der
30. April afs Frist eingehalten werden muss, ist für ihn nicht voraussehbar.

Solange eine Regelung fehlt, welche ganz klar zum Ausdruck bringt, dass
auch der Queilenbesteurte den 30. April des Gesuchsjahres als Frist ein-
zuhalten heit, kann die Vorinstanz einen Nichteintretensentscheid gegen-

über einem Queilenbesteuerten nicht damit begründen, dass der 30, April
als Frist nicht eingehalten wurde und deshalb die Frist vcrpasst wurde.
(...).

c) Es stellt sich nun als nächstes die Frage, ob die Vorinstanz auf den
Antrag des Beschwerdeführers allenfalls wegen Nichteinhahens der in ?; 6
Abs, 4 VVoPVG festgehaltenen 30l(igigen Fris! seit Anfnahfne der Er-
werbstatigkat nicht hätte eintreten dürfen.

Auch diese Frist wirft Fragen auf, weiche eine uneingeschränkte An-
Wendung derselben als fraglich erscheinen lassen. So stellt sich zunächst
wie bereits in Erw. 2b) erwälint ~ die Frage, was mit den Versicherten ge-

schiebt, welche nach dem 30. April des Gesuchsjahres eine Erwcrbstatig-
keit aufnehmen; gilt ihre innert 30 Tagen seit Aufnahme der Erwerbs-
tätigkeit erfolgte Anmeldung für das laufende oder für das folgende Ge-
suchsjahr, oder hat eine solche Anmeldung überhaupt keine Wirkung? Im
weiteren ist unklar, ob Quetlenbesteuerte, welche aufgrund ihrer Aufent-

haltsbewiiligimg einer mehrjährigen Arbeitstätigkeit nachgeiien können,
nur im Jahr der Aufnahme der Erwerbstätigkeit ein Gesuch um Ausrich-
tung von Prämienverbiltigungen einreichen können. Die Einlialtung der
30tagigen Frist seit Aufnahme der Erwerbstätigkeit würde es ihnen
grundsätzlicli verbieten, auch in einem nächsten und in allen weiteren Jah-

ren nach Aufnahme der Erwerbstätigkeit ein Pramienverbitligungsgesuch
einzureichen. Ein Queltenbesteuerter könnte somit (was sowohl dem

KVG wie dem PVG widersprechen würde) nur gerade wahrend einem
Jahr Prämienverbilligungen beanspruchen, alle weiteren Jahre wäre er we-
gen Nichteinhaltens der 30tägigen Frist seit Aufnahme der Erwerbstätig-
keit vom Einreichen eines Gesuches ausgeschlossen. Oder genügt es zur
Einhaltung dieser 30tägigen Frist, dass nach Aufnahme der Erwerbstätig-
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keit innert dieser Frist ein Gesuch gestellt wird, und im übrigen in allen
weiteren Jahren kein Gesuch mehr gestellt werden muss? Im weiteren

stellt sich die Frage, ob diejenigen quellenbesteuertcn Versicherten, wei-
ehe bereits vor dem l. Januar 1996 eine Erwerbstatigkeit ausübten (und
diese immer noch ausüben), keinen Anspruch auf Pramienverbilligungen
erheben können, da sie die 30tägige Frist seit Aufnahme der Erwerbs-
tatigkeit ohnehin nicht mehr einhalten können. (...).

Eine Norm verstösst dann gegen Art. 4 BV, wenn sie gegen das Will-

kürverbot verstösst und das Gebot der Rechtsgleichheit verletzt. Ein Er-
lass verstösst gegen das Willkürverbot, wenn er sich nicht auf ernsthafte
sachliche Gründe stützen lässt oder sinn- und zwecklos ist; er verletzt das

Gebot der Rechtsgleichheit, wenn er rechtliche Unterscheidungen trifft, für
die ein vernünftiger Grund in den zu regelnden tatsächlichen Verhältnis-
sen nicht ersichtlich ist oder Unterscheidungen unterlässt, die sich auf-
grund der Verhältnisse aufdrangen (BGE 110 la 13). Das Willkürverbot
richtet sich gegen staatliche Akte aller Art, die schwerwiegende Mängel
aufweisen, namentlich sinn- und zwecklos oder nicht sachlich begrünclbar

sind, klares Recht offensichtlich verletzen oder in stossender Weise dein
Gerechtigkeitsgedanken zuwiderlaufen (Müller, BV-Kommentar, Art. 4,
Rz. 49 mit Hinweisen). Bereits Sinn und Zweck einer 30tägigen Frist seit
Aufnahme der Erwerbstatigkeit für Quellenbesteuerte sind bei mehr-
jährigen bzw. verlängerten Jahresaufenthaltsbewilligungen für das Gericht
nicht erkennbar. Warum solche quellenbesteuerte Versicherte in den fol-
genclen Jahren nach Aufnahme der Erwerbstätigkeit anders als die übri-
gen erwerbstätigen Versicherten, innert 30 Tagen seit Aufnahme der Er-

werbstätigkeit, ein Gesuch um PrämienverbiIIigung einzureichen haben
und nicht gleich wie die übrigen Versicherten lediglich den 30. April als
Stichtag zu berücksichtigen haben, ist für das Gericht nicht nachvollzieh-
bar. Auch die Tatsache, dass quellenbesteuerte Versicherte nach dem
Wortlaut des Verordnungstextes offenbar nur gerade nach der Aufnahme
der Erwerbstatigkeit Pi-ämienverbiiHgungen beanspruchen können, da sie
in weiteren Jahren die vorgeschriebene 30tägige Frist seit Aufnahme der
Erwerbstätigkeit nicht mehr cinzuhalten vermögen, läuft dem Gerechtig-
keitsgedanken offenkundig zuwider. Im übrigen widerspricht eine solche
Regelung dem sowohl im KVG als auch im PVG festgehaltenen Grund-
satz der Anspruchsberechtigung von Personen in wirtschaftHch beschei-
denen Verhältnissen. Die in § 6 Abs. 4 vorgesehene Frist für Queitenbe-
steuerte kann deshalb zumindest auf jene Versicherten keine Anwendung
finden, welche diese Frist gar nicht mehr einhalten können, weil sie - wie
vorliegend der Beschwerde führe r ~ bereits seit längerer Zeit einer Er-

werbstätigkeit nachgehen.
(VGE 307/97 vom 28. Mai 1997).
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28
Krankt'nversit'licnmg

- Anspruch auf Prdmienverh'iUi^ung: Massgeheiul siiifi griiiKlsatzMcfi d'te

Steuerwerle der lelzfen cechtskräftigen Sfeuefverafiingung.
Vefütideritn^ der wis'lschaftUchen Verhalfni^e seit auf !ef?,fen rechts knif-

{igen Stenerveranlu^un^ müssen vom Versicherten geltend gemucht wer-
den können.
Vef'sfoss der Voilzu^sverordnung ?.H)H PVG gegen PVG, KVG und Ge-
hol der Rechi^gleich heit.

Aus den ErwugnH^en:

l. Gemass Art. 65 Abs. l KVG haben die Kantone den «Versicherten
in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen» Prämienverbitligungen zu
gewahren. Die Kompetenz zur Regelung des Verfahrensablaufes bei der
Pramienverbilligung wurde den Kantonen belassen.

In Ausübung dieser VoUzugskompetcnz erliess der Gesetzgeber im
Kanton Schwyz das Gesetz über die Pramienvcrbilligung in der Kranken-
Versicherung (PVG). Gemäss § 3 Abs. I PVG haben Personen mit steu-
errechftichem Wohnsitz im Kanton Schwyz, die einem vom Bund aner-
kannten Krankenversicherer angeschlossen sind und deren anrechenbares
Einkommen den vom Regierungsrat bestimmten Höchstbctrag nicht
übersteigt, Anspruch auf Prämienverbittigung. Massgebend sind die per-
sönlichen und familiären Verhältnisse am l. Januar des Jahres, in dem die

Prämienverbitligung beansprucht wird (^ 3 Abs. 3 PVG). Als anrechen-
bares Einkommen gilt gemass § 6 Abs. l PVG das bundessteuerpflichtige
Reinehtkommcn, vermehrt um das nach einem Koeffizienten aufgerech-

nete Reinvermögen und geteilt durch einen variablen Divisor aufgrund
der Familienform. Massgebfich für die Berechnung des anrechenbaren
Einkommens sind gemäss § 6 Abs. 2 PVG die Steiwwerte der letzten
rechtskruftigen Sfeuervemnlagung. Auf die (aktuelle) wirtschaftliche Lei-
stungsfahigkeit ist grundsätztich nur dann abzustellen, wenn Steuerwerte
im Sinne von S 6 Abs, 2 PVG teilten.

2. Die letzte rechtskriij'tige Sfeuerveraiüagung betrifft nicht Seiten eine
mehr als eine Periode zurückliegende Verantagimg; sie stützt sich zudem
bei der Vergangenheitsbemessung auf zurückliegende Bemessungsjahre.
Bei inzwischen eingetretenen erheblichen Änderungen der wirtschaftli-
chen Verhältnisse gibt sie deshalb die tatsächlichen Verhältnisse per t. Ja-
iniar des Jahres, in dem die Prämienverbiiligung beansprucht wird (§ 3
Abs. 3 PVG), nicht mehr wieder.

Das revidierte Krankenvcrsicherungsgesetz beinhaltet in Art. 65 Abs. l
den Grundsatz, dass die KciiUone den Versicherten in bescheidenen wirt-

ychaftSichen VcrhdUnsssen Prämienverbilligungen zu leisten haben (Art. 65
Abs. l KVG). Die Abkehr von der atlgemeinen Subvenlionierung der
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Krankenkassen und die Umkehr zur individuellen Unterstützung der Ver-
sicherten war einer der Grundpfeiler der vom Volk angenommenen
KVG-Revision. Dem grundsätzlichen Anspruch der Versicherten in be-
scheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen auf Prämienverbilligung ist in-
folgeclessen grösste Beachtung zu schenken. Es ist für den Versicherten
nicht einsichtig, weshalb ihm zum Beispiel für das Jahr 1996 keine Prämi-
enverbiliigung ausbezahlt werden soll, obwohl seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse seit einer längeren, eventuell gar mehrjährigen Zeitperiode als
«bescheiden» im Sinne des Gesetzes zu bezeichnen sind, jedoch bei der
letzten rechtskräftigen Steuerveranlagung nocli über der massgebenden
Einkommensgrenze lagen und eine aktuellere rechtskräftige Veranlagung
fehlt. Die Leistungsverweigerung wird noch unverständlicher, wenn cicm-
gegenüber Personen, die zwar während den der letzten Veranlagung zu-
gründe liegenden Bemessungsjahren kein Einkommen erzielten, im Ge-
suchsjahr aber Z.B. wcgen Eintritts in die Erwerbstatigkeit ein hohes Ein-
kommen auszuweisen haben, gemäss der Volizugsordnung des Kantons
Schwyz ein Anspruch auf Prämienverbiiligung zuerkannt wird.

Aus den Materialien zum neuen KVG ist zwar ersichtlich, dass der Bun-
desgesetzgeber den Kantonen bei der Ausgestaltung des Volizugs der Pra-
mienverbitligung grösstmögliche Freiheit belassen wollte (Amtl. Buil
1993, N 1728, 1743, 1820; S 1082); dies v.a. in Berücksichtigung des von
den Kantonen im Zusammenhang mit diesem Systemwechsel neu zu be-
wäitigenden Verwattungsaufwandes. Die in Art. 65 Abs. l KVG aufge-
stellten Grundsätze sind aber ungeachtet dieser den Kantonen gewährten
Freiheit zwingend zu beachten. Als einer der grössten Vorteile der KVG-
Revision wurde den Stimmberechtigten im Vorfeld der Abstimmung im-
mer wieder der Systemwechsel von der allgemeinen Subventionienmg zur
individuellen Prämienvergünstigung angepriesen. Die Kantone müssen
den grundsätzlichen Anspruch der Versicherten in bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnissen bei der Ausgestaltung ihrer Voilzugsordnung
schon deshalb zwingend berücksichtigen. Dies iieisst nicht, dass unter dem
Gesichtspunkt der Praktikabilität und der Verwaltungsökonomie nicht ge-
wisse Schematisierungen möglich sind; sofern jedoch Versicherten, welche
nachweislich entgegen der letzten, oftmals Jahre zurückliegenden rechts-
kräftigen Steuerveranlagung, in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen
leben, die Auszahlung von Prämienverbilligungen verweigert wird, wer"
den die Grundsätze von Art. 65 Abs. l KVG nicht mehr eingehalten.

Das strikte Abstellen auf die letzte rechtskräftige Stenerveranlagitng er-
scheint deshalb schon unter dem Gesichsspunkt der Vereinbarkeit mit dem
KVG als unzulässig.

3. a) Der Kantonsrat war sich beim Erlass des PrämienverbilHgungsge-
setzes der Problematik, welche sich aus einem strikten Abstellen auf die
Werte der letzten recht skra ft igen Steuerveranlagung ergeben, offenbar
bewusst. In der vorberatencien kaiUonsrätIichen Kommission wurde ver-
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schiedentlieh darauf hingewiesen, dass die letzten rechtskraftigen Steuer-
daten die aktueHe wirtschaftliciie Leistungstahigkeit der VersicherEeti
nicht widerspiegelten. In diesem ZuStimmenhang wurde in der kantons-
rätlichen Kommission der Antrag gestellt, Sonderfälle, in welchen nicfit
auf die Werfe der fetzten re.chiskniftigen Stenei'vef'tinld^itHg dbgesieUt wef-
de, im Gesetz namentlich aufzuführen. Der Antrag wurde in der Folge
wieder zurückgezogen, da sich die Kommission darauf einigte, dciss die
Sondert'äHe in die regiei'ungsratliche Votizugsverordining aufzunehmen
seien. Dem Regierungsrat sollte somit gestützt auf i; 8 lit. et PVG die Kom-

petenz eingeräumt werden, «den Anspruch ciuf Verbiiligung der Prämien
in Sonderfätten» zu bestimmen. AntassSich der Koinmissionssitzung wur-
den die Sonderfätte bezeichnet, welche in der Vollzugsverordnung aut'zu-

nehmen seien. Es handelte sich dabei um folgende Falle:
• Quellenbesteuerte;

• Sozialhilfeempfänger;
• Fahrende;

• Versicherte, deren wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gegenüber der
letzten rechtskräftigen Ventntagungsverfügung massiv reduziert ist.

(Protokoll der Kommission für die Vorberatung eines Gesetzes über die
Pramienverbiltigungen in der Krankenversiciierung, Sitzung vom 21.Juni
1995, S. I2f.). Es war somit ganz klar der Wille der Kommission, dass ei-
ne Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse seit der letzten Veran-
iagungsverl'iigung unter die m der regierungsratlichen Vollzugsverord-
nung genauer zu bestimmenden «Sonderfälle» feilten würde, weEche
gemass der wirEschaftlichen Leistungsfähigkeit und nicht nach den Werten
der letzten rechtskniftigen Steuerveroniagung zu beurteilen sind.

Im übrigen beschloss die Konunission an ihrer ersten Sitzung vom

21. Juni 3995 eine Änderung von § 6 Abs, 2 PVG. Für die Beurteilung des
Pramienverbilligungsnnspruches soilten tiiclit die «Steuerwerte der letzten
rechtskräftigen Steuerveranlagung» niassgebend sein, sondern die
«rechtskrät'tigen Steuerwerte der lelzten Veranlagungsperiode». Die Kom-
mission war somit der Ansicht, dass nur dann auf die Steuerwerte abge-
stellt werden könne, wenn die Veranlagung der letz.ten (d.h. der dein Ge-
such vorangehenden) Periode rechtskraftig sei. Sofern dies nicht der Fall
sei, dürfe nicht auf eine noch frühere Vemnhigungsperiode zurückgcgrif-
fen werden, sondern es müsse im Sinne von § 6 Abs. 3 PVG auf die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit abgestellt werden.

An der zweiten Kommissionssitzung vom 24. August !995 wurde der

Antrag zugunsten der heute gültigen regierungsnitlichen Fassung zurück-
gezogen, jedoch unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, dass die Sonder-
1'alJbestimmungen in der Vollzugsverordnung entsprecheiKie Hartet'aile

umfassen. Als Beispiel ftir einen Sonderfall wurde der Eintritt der Ar-
bcitslosigkeit angeführt (Protokoll der Kommission für die Vorberatung
eines Gesetzes über die PrämienverbtlHgung in der Kj'ankenversichenmg,
Sitzung vom 24. August 1995, S. 2).
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In der kantonsrättichen Debatte hielt ein Kommissionsmitglied dann
fest, dass auf den Antrag zugunsten der Rcgiemngsfassung verzichtet wer-
de; eine Korrekturmöglichkeit bei ausstehenden (aktuellen) Veranlagun-
gen werde jetzt unter die Sonclerfäile stipuliert (Protokoll Kantonsrat
1995, S. 1677).

b) Wie bereits erwähnt, ist der Regierungsrat gemass § 8 Abs. 2 lit. el
PVG dafür zuständig, den Anspruch auf Verbilligung der Prämien in Son-
derfänen zu bestimmen. In Ausübung dieser Kompetenz hat der Regie-
nmgsrat in den §;} 6 und 7 der Voll z ugs Verordnung zum Gesetz über die
Prämienverbilligung in der Krankenpftegeversicherung v. 16.1.1996
(VVoPVG; ABI 1996, S. 124ff.) verscliiedene Sonderfalle aufgeführt. In
§ 6 wird die Festlegung des anrechenbaren Einkommens bei Quellenbe-
steuerten definiert. Weitere Soiuierfälle werden in § 7 definiert: Empfän"
ger von Fürsorge l ei stu n ge n. Fahrende und Empfänger von Erganzungs-
leistungen. Versicherte, die zwar seit der der letzten rechtskraftigen Steu-
erveranlagung vorangehenden Periode eine Erwerbseinbusse erlitten

haben, jedoch (noch) nicht von der öffentlichen Fürsorge abhängig sind,
wurden in der Voilzugsverordnung nicht ausdrücklich als Sonderfälte auf-
geführt.

c) (...). Namentlich bei neueren Gesetzen kommt der historischen Aus-
legung grosse Bedeutung zu. Der Wille des historischen Gesetzgebers soll
nicht Übergängen werden können (BGE 112 la 104; Hafelin/HaIler,
Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 3. Auflage, Rz. 86). In Beriicksichti-

gung der Kommissionsprotokolle und der Ausserungen in der Kantons-
ratsdebatte muss davon ausgegangen werden, dass die Aufzählung der
Sonderfälle in der Volizugsverordnung - wie sie sicii heute präsentiert
nicht mit dem Willen des Gesetzgebers übereinstimmt. Auch wenn der
kantonale Gesetzgeber dein Rcgierungsrat die Kompetenz zur Regelung
von «SonderfäHen» eingeräumt hat, muss sich dieser doch an die Schran-

ken der Delegationsnorm und an den Willen des Gesetzgebers halten.
Dem Willen des Gesetzgebers entsprechend sollen unter die «Sonderfäl-
le» auch Versicherte fallen, deren wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ge-
genüber der letzten rcchtskräftigen Veraniagungsverfügung reduziert ist.
Der Regierungsrat Iiat vorliegend in der Vollzugsverordnung eine ab-
schliessencle Aufzählung der Sonderfälle vorgenommen. Entgegen dem
aus den kcmtonsnitlichen Protokollen ersichtlidien Willen des Gesetzgebers
wurde der ohenvähnte SonderfaU der Vef'wiäerung der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit vom Regierungsrat nicht m die Vollzugsverordmmg iiuf-
genommen. Insofern verstösst die Vollzitgsverordfiung zum PVG gegen das
Pfämienverbilligungsgesefz und somit auch gesfen übergeordnetes kantona-

les Recht.

(...)

4. c) Der Gesetzgeber wollte durch die Regelung, ciass das massgeben-
de Einkommen gestützt auf die letzte rechtskraftige Steuerveranlagungzu
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berechnen sei, ein möglichst einfaches und kostengünstiges Verfahren
nonnieren. Praktische Schwierigkeiten bei der Handhabung der Pramien-
verbiiJigung sollten soweit wie möglich vermieden werden. Damit wurde
bewusst oder unbewusst für gewisse Fälle auf eine gerechte und folge-
richtige Differenzierung verzichtet, Mit dem ausdrücklichen VorbcMt
von Sondertällen allerdings, welche dann in der regienmgsraUichen Voli-
zugsverordnung auszuführen waren, sollte u.a. ol'i'ensichtlichen Ungerech-
ligkeiten, welche aus diesem System resultieren, Rechnung getragen wer-
den. Da der Regierungsrat es jedoch unterlassen hatte, die Reduktion der
wirEschaftlichen Leistungsfähigkeit seit der letzten rechtskraftigen Steuer"
veranlagung als Sonderfall nufzufüliren, wurden erhebliche Recfitsun-
gleichheiten nicht beseitigt, wie es der historische Gesetzgeber des PVG
eigeiUticEi vorsah,

Praktische Schwierigkeiten können ein Anlass zu ungleicher Behand-
tung sein. Die Verwaltungsökonomie rechtfertigt denn auch in einem ge-
wissen Rahmen eine Schema t ische Ordnung, die auf eine gerechte und

folgerichtige Differenzierung verzichtet. Der praktikable Anknüpfungs-
punkt muss aber zu vertretbaren Ergebnissen führen; der verwaltungs-
ökonomische Gewinn dcirf nicht in einem Missverhtiltnis zur Abweichung
von der gesetzgeberischen Grundidee stehen (Weber-Dürter, Verwal-
tungsökonomie und Praktikabilität im Reclitsstaat, ZBI 87/1986, S. 214).
Die in Art. 65 KVG festgehaltene gesetzgeberische Grundidee will die
PrämienverbiUigung sämtiichen Personen in wirtschaftiich bescheidenen
Verhältnissen zukommen tassen. Der Bundesgesetzgeber war sich durch-
aus bewusst, dass diese individuelle Pramienvergünstigung gegenüber
dem aiten System der Subventionierung der Krankenkassen einen erheb-
lichen administrativen Mehrautwand zur Folge haben würde. Dieser

Mehraufwand wurde vom Bundesgesetzgeber jedoch in Kauf genommen,
da nur so eine Abkehr von der letztlich ungerechten individuellen Pro-
Kopf-Pramie zu einem System der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
vollzogen werden konnte. Rechtsgleichheit im Einzelfall zieht automa-
tisch Mehraulwand bei der Abklärung und Durciifiihrung der Pramien-
verbilltgung nach sich (Amtl. Bull 1993, N 1887, 1992, S 1276). Wenn die-
ser Mehraufwanci vom Gesetzgeber zur Durchsetzung der Gleichbehand-
lung bewusst in Kauf genommen wurde, darf er nicht herangezogen

werden zur Rechtfertigung eines Systems der Ungieichbehandlung.
Zusammenfassend ist festwhalten, dass das Abstellen auf die letzte

rechtskrajtige Steuervenmhigung dem Grundsätze nach nicht zu beanstan-
den ist, (iass jedoch die Nichtheachtung veränderter wirtschaftUchec Ver-
hdltnisse ^egen ({eu Grundsat?. der Rechtsgteichheit verstösst, und sich die-
ser Verstoss nicht durch verwaltimgsökononmche Schwierigkeiten rechtfer-
tigen lässl.

"(...)

5. c) Es sind verschiedene Systeme denkbar, mit weichen den verän-
derten Verhältnissen seit der letzten rechtskräftigen Steuererkfärung
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ohne unverhältnismässigen Aufwand Rechnung getragen werden könnte.
So könnte den Versicherten die Möglichkeit eingeräumt werden, analog
zur Lösung bei den Erganzungsleistungen, eine Änderung der wirtschaft-
lichen Verhältnisse glaubhaft zu machen. Sollte sich aufgrund einer spä-
teren Steuerveraniagung herausstellen, dass die glaubhaft gemachte Ver-
änderung nicht den Tatsachen entsprach, können zu Unrecht ausbezahlte
Leistungen gemass § 15 PVG immer noch zurückgefordert werden. Eine
Veränderung der Verhältnisse könnte auch gestützt auf eine aktuelle
Steuererklarung oder auf bestimmte Zvvischenveranlagungsgründe mit
entsprechenden Auswirkungen auf das Einkommen (zu denken ist insbe-
sondere an § 70 fit. d StG) entweder von Amtes wegen oder auf Ansu-
chen des Versicherten hin in die Beurteilung miteinbezogen werden.

Der Verwaltungsökonomie kann dadurch Rechnung getragen werden,
dass in den als Sonclerfallen zu beachtenden Fällen der Veränderung der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Versicherte verpflichtet ist, von
sich aus tätig zu werden und die veränderten Einkommensverhältnisse
darzulegen (z.B. Bescheinigung der Arbeitslosigkeit und Hölie der Tag-
gelder; aktuelle Steuererklarung; Darlegung eines einschlägigen Zwi-
schenveranlagungsgrundes, sofern ein solcher bei der Steuerbehörde nicht
geltend gemactit wurde oder die Zwischenveranlagung noch nicht rechts-
kräftig ist). Die Verwaltung ist im übrigen auch unter Berücksichtigung
des Grundsatzes der Rechtsglelchheit und dem in Art. 65 Abs. l KVG sta-
tuierten Anspruch auf Prämienverbilligung befugt, das Gesuchsformular
nur denjenigen Versicherten zuzustellen, welche aufgrund der letzten
rech tskrä ft igen Steuerveranlagung die massgebliche Einkommensgrenze
nicht erreichen. Dem Anspruch auf Pramienverbilligung i.S.v. Art. 65

KVG und dem Grundsatz der Rechtsgleichheit wird Genüge getan, wenn
die übrigen Versicherten die Möglichkeit haben, das Nichterreichen der
massgeblichen Einkommensgrenze wegen veränderter wirtschaftlicher
Verhältnisse darzulegen. Ein im Nationalrat vorgebrachter Antrag auf
Verpflichtung der Kantone, die Anspruchsberechtigten automatisch über
die Beiträge zur Prämienverbllligung zu informieren, wurde denn auch
abgelehnt (Amtl. Bull 1993, N 1883ff.). (...).

6. a) (in casn: veränderte wirtschaftliche Verhältnisse wegen Aufnahme
einer selbständigen Erwerhstdtigkeit per l. Januar des Jahres, in dem Prä-

msefiverbilligungsleislungen beansprucht werden.)

b) (...). Andererseits ist zu beachten, dass die Aufnahme der selbstän-
digen Erwerbstätigkeit zumindest für das Anfangsstadium den Schluss na-
belegt, dass nur ein geringes, mitunter überhaupt kein Reineinkommen
erzielt wird. Aus diesem Grunde sind an die Glaubhaftmachung der kon-
kreten Einkommensverhältnisse im massgebenclen Zeitpunkt bzw. an die
Glitubhaftmachung des Ausmasses der Veränderung der wirtschaftlichen
Verhtittnisse keine hohen Anforderungen zu stellen. Dies allerdings unter
dem Vorbehalt der Rückforderung der geleisteten PrämienverbilHgungen

103



2y

(§ 15 PVG), sofern sich anlassiicti der Steuerveranlagung herausstellen
sollte, dass ein Anspruch auf Pi-ämienverbitligung zuvor zu Unrecht be-
jaht wurde. Gemass § 2 Abs, 2 PVG sind die Steuerbehörden verpt'liciitef.
den zuständigen Organen kostenlos die für den Votlzug des Prämienver-
biifigungsgesctzes ert'orderlichen Auskünfte zu erteilen und Akteneinsicht
zu gewahren. In diesem Sinne ist es der Vorinstanz auch möglich, auf-

grund der Steuervernniagung eitlen allfaliigeti Riickforclerungsanspruch
geltend zu nicichen. (...).

(VGE 339/97 vom 23. April 1997).

29
Kranken Versicherung

- Prümienvefhilljgung: Die im! einer Nmuiicssnng belasteten {{DI Eigen-
turn Dritter stehenden) Ves'tnö^enswerte werden nicht (mgerechnet.

Aus den Erwägungen:

l. Gemass Art, 65 Abs. l KVG haben die Kantone den «Versicherten

in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen» PramienverbilHgungen zu
gewähren. Die Ausgestaltung des Vollzugs der i3rämienverbitligung über-
liess der Bundesgesetzgeber den Kantonen.

In Ausübung dieser Vollzugskompetenz eriiess der Gesetzgeber im
Kanton Scliwyz das Gesetz über die PramienverbiUigung in der Kranken-
Versicherung (PVG, nGS Iil-334). Gemäss t? 3 Abs. l PVG haben Perso-
neu mit steuerrechtlichenn Wohnsitz im Kanton Schwyz, die einem vom
Bund anerkannten Kmnkenversicherer angeschlossen sind und deren an-
rechenbares Einkommen den vom Regierungsrat bestimmten Höchstbe-

trag nicht übersteigt, Anspruch auf Präinienverbilligung. Massgebend sind
die persönlichen und famiiiaren Verhältnisse am l. Januar des Jahres, in
dem die Pramienverbilligung beansprucht wird (§ 3 Abs. 3 PVG). Als nn-
rechenbares Einkommen gilt gemass § 6 Abs. l PVG das bundessteuer-
pfiichtige Reineinkommen, vermeln-t um das nach einein Koeffizienten

aufgerechnete Reinvermögen und geteilt durch einen variablen Divisor
aufgrund der Familienform. Massgebend lür die Bereciinung des anre-
chenbaren Einkommens sind gemass ?i 6 Abs. 2 PVG die Steuerwcrte der
letzten rechtskräftigen Steuerveranlagung. Fehlen solche Steuerwerte, ist
auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit abzustellen (vgl. t? 6 Abs. 3
PVG). Nach § 5 Abs. l der Voll zu gs Verordnung zum PVG (VVzPVG,
nGS III-335) wird bei der Berechnung des anrechenbaren Einkommens
ein Zehntel des Reinvermögens zum bundessteuerpflichtigen Reinein-
kommen hinzugerechnet. (..,)

2. b) Im konkreten FafE ist unbestritten,
• ciass das bundessteuerpflichtige Reineinkommen geinäss massgebender

Steuerveranlagung Fr, (...) beträgt,
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